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Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

Az.: 7.67.30.14.07.54.15 
 
 

Bei folgendem Verfahren wurde die Notwendigkeit einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) gemäß § 7 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 
94), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 03. Dezem-
ber 2020 (BGBl. I S. 2694) geändert worden ist, geprüft: 
 
Im Zuge der Erschließung des Baugebietes „Westlich Heller-
ner Weg“ in Hasbergen ist die Verlegung von den die Straße 
„Hellerner Weg“ begleitenden Straßenseitengräben beabsich-
tigt.  
 
Nach der Vorprüfung ist eine UVP für das genannte Vorhaben 
aus den folgenden Gründen nicht erforderlich. 
 
Ein Zusammenwirken mit bereits anderen bestehenden bzw. 
zugelassenen Vorhaben liegt nicht vor. Es wird weder groß-
räumig noch tiefgreifend in den Boden eingegriffen. Abfälle 
fallen durch das Vorhaben nicht an. Es wird nicht maßgeblich 
neu versiegelt. Die Fläche wird nicht erheblich verändert und 
wird nach der Umsetzung des Vorhabens in annähernd quali-
tativer und quantitativer Ausprägung bestehen. Das Grund-
wasser wird nicht tangiert. Die Straßenseitengräben haben für 
das Landschaftsbild eine untergeordnete Bedeutung. Die 
Neugestaltung bewirkt keine besondere Verschlechterung 

des Landschaftsbildes. Umweltverschmutzungen und Belästi-
gungen sowie Störfälle sind aufgrund der Größenordnung des 
Vorhabens sowie unter Berücksichtigung der gängigen Vor-
schriften und technischen Regeln bei der Umsetzung unwahr-
scheinlich. Eine Gefahr für die menschliche Gesundheit be-
steht durch das Vorhaben nicht. Das Vorhaben kollidiert nicht 
mit regional- und bauleitplanerischen Zielsetzungen. Denk-
mäler sind am Standort nicht vorhanden. Besonders ge-
schützte Gebiete oder Objekte sind nicht betroffen, weil am 
Standort nicht vorhanden. Durch das Vorhaben kommt es 
zum Verlust eines Lebensraumes. Die gegebenen Vorflutver-
hältnisse werden sich verändern. Bei den Bestandsgewäs-
sern handelt es sich um nur zeitweise wasserführende Grä-
ben, die in ihrer Ausgestaltung eher Mulden ähneln. Diese 
sind künstlich, mit dem Ziel das angeschlossene Gebiet zu 
entwässern, entstanden. Durch die zukünftig angedachte ge-
meinsame Fassung in einem Regenwasserkanal ist das er-
klärte Ziel weiterhin gegeben. Die wasserwirtschaftlichen Ver-
hältnisse werden nicht beeinträchtigt. Zudem entsteht im Zu-
sammenhang mit der Maßnahme ein Regenrückhaltebecken, 
welches insgesamt die hydraulische Belastung des Gewäs-
sersystems mindert und somit einen positiven Effekt hat. Auch 
stellt diese zukünftige Wasserfläche eine Art Ersatzlebens-
raum für die aquatisch gebundenen Lebewesen dar. Insge-
samt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser als 
nicht erheblich anzusehen. Durch das Vorhaben gehen tem-
porär Pflanzenbestände und kleine Lebensräume für Tiere 
teilweise verloren. Es sind jedoch weniger empfindliche Berei-
che betroffen. Es werden Verminderungs- und Ausgleichs-
maßnahmen umgesetzt. Nach Umsetzung des Vorhabens 
und Verfüllung der bestehenden Straßenseitengräben wird 
sich in diesen Bereichen wieder eine halbruderale Gras- und 
Staudenflur etablieren, sodass bei Gegenüberstellung der 

A.     Bekanntmachungen des Landkreises 
 
18     Vorprüfung der Umweltverträglichkeit Az.: 7.67.30.14.07.54.15                                   193 
19     Verordnung vom 22.03.2021über die Festsetzung des Überschwemmungs- 
        gebietes des Laerbaches                                                                                              194 
20     Verordnung vom 22.03.2021über die Festsetzung des Überschwemmungs- 
        gebietes des Violenbaches                                                                                           196 
21     Verordnung vom 22.03.2021über die Festsetzung des Überschwemmungs- 
        gebietes der Warmenau                                                                                                196 
22     Vorprüfung der Umweltverträglichkeit                                                                           198 
23     Vorprüfung der Umweltverträglichkeit (Antragsteller: Landkreis Osnabrück,  
        Fachdienst 9 – Straßen)                                                                                               200 
24     Vorprüfung der Umweltverträglichkeit                                                                          201 
25     Vorprüfung der Umweltverträglichkeit                                                                           201 
26     Verordnung über das Naturschutzgebiet "Anten" in der Gemeinde Menslage,  
        Samtgemeinde Artland und in der Gemeinde Berge, Samtgemeinde Fürstenau,  
        Landkreis Osnabrück vom 22.03.2021                                                                         202 
27     Verordnung über das Naturschutzgebiet "Achmer Sand" in der Stadt Bramsche, 
        Landkreis Osnabrück vom 22.03.2021                                                                         214 
28     Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „FFH-Gebiet Gehn“ im Bereich der  
        Stadt Bramsche, Landkreis Osnabrück vom 22.03.2021                                             222 
29     Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet "FFH-Gebiet Fledermauslebens- 
        raum Wiehengebirge bei Osnabrück" im Bereich der Gemeinden Wallenhorst und  
        Belm sowie der Stadt Bramsche, Landkreis Osnabrück vom 22.03.2021                   241 
 
 
 

B.     Bekanntmachungen der kreisangehörigen Städte, Gemeinden 
        und Samtgemeinden und der Zweckverbände 
 
106   1. Verlängerung der Satzung der Stadt Bramsche vom 28.03.2019 über die  
        Anordnung einer Veränderungssperre für den Geltungsbereich des in Aufstellung  
        befindlichen Bebauungsplanes Nr. 172 „Linkenstraße“                                                253 
107   Bekanntmachung der Genehmigung der 88. Änderung des Flächennutzungs- 
        planes der Samtgemeinde Bersenbrück                                                                   253 
108   Haushaltssatzung der Gemeinde Kettenkamp für das Haushaltsjahr 2021               254 
109   Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 49 "Industrie- 
        gebiet Esslinger Heide - Erweiterung" der Gemeinde Badbergen                             255 
110   Haushaltssatzung der Stadt Dissen Am Teutoburger Wald für das  
        Haushaltsjahr 2021                                                                                                       255 
111   Haushaltssatzung der Gemeinde Menslage für das Haushaltsjahr 2021                   257 
112   Bekanntmachung des Beschlusses des Rates der Samtgemeinde Artland über  
        den Jahresabschluss und die Entlastung für das Haushaltsjahr 2018                         258 
113   Bekanntmachung des Beschlusses des Rates der Stadt Quakenbrück über den  
        Jahresabschluss und die Entlastung für das Haushaltsjahr 2018                                258 
114   Bekanntmachung der Genehmigung der 11. Änderung des Flächennutzungs- 
        planes der Gemeinde Belm                                                                                         258 
115   Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. 71 „Auf der Weide“ der Gemeinde  
        Ostercappeln                                                                                                               259   
C.     Sonstige Bekanntmachungen 
Berichtigung des § 9 
010   Berichtigung des § 9 der Friedhofsordnung (FO) für den Friedhof der Ev.-luth.  
        Kirchengemeinde Holte in Bissendorf                                                                           259

Nr. 8                                                                                       30. April                                                                                       2021 
 

I n h a l t

193

Amtsblatt 
für den Landkreis Osnabrück



Wertigkeit des betroffenen Bereiches vor und nach der Um-
setzung kein ökologisches Defizit verbleibt. Insgesamt sind 
die Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und bio-
logische Vielfalt unerheblich. 
 
Es sind insgesamt keine erheblichen Auswirkungen denkbar. 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 

 
Osnabrück, den 07.04.2021 

 
 

Landkreis Osnabrück 
Fachdienst Umwelt 

Die Landrätin 
i. A. T. Richter 
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Verordnung  
vom 22.03.2021 über die Festsetzung des 

Überschwemmungsgebietes des Laerbaches 
 
 
Aufgrund § 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch 
Art. 1 des Gesetzes vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 1408) in Ver-
bindung mit § 115 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) 
in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 
64), zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 
10.12.2020 (Nds. GVBl. S. 477) wird verordnet: 
 
 

§ 1 
Überschwemmungsgebiet 

 
 
(1) Zur Sicherung des schadlosen Hochwasserabflusses wird  

für das natürlich fließende Gewässer Laerbach das Über-
schwemmungsgebiet nach Maßgabe des Absatzes 2 fest-
gesetzt. 

 
(2) Die Abgrenzung des Überschwemmungsgebietes des La- 

erbaches beginnt an der Station 0+275 und endet an der 
Station 6+300. Die genaue Abgrenzung des durch diese 
Verordnung festgesetzten Überschwemmungsgebietes ist 
in der mitveröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 
1:25.000 und den Lageplänen im Maßstab 1:5.000 (Blätter 
1-2) dargestellt. Die Übersichtskarte sowie die Lagepläne 
sind Bestandteile dieser Verordnung.  

 
(3) Die Veröffentlichung der Lagepläne im Maßstab 1:5.000  

wird dadurch ersetzt, dass Ausfertigungen von ihnen bei 
folgenden Behörden während der Dienststunden von je-
dermann kostenlos eingesehen werden können: 

 
     •     Stadt Melle, Schürenkamp 16, 49324 Melle 
     •     Landkreis Osnabrück, Am Schölerberg 1,  
           49082 Osnabrück 
 
 

 
§ 2 

Verbote, Genehmigungspflicht 
 
 
Verbote und Genehmigungspflichten für Handlungen oder 
Maßnahmen im festgesetzten Überschwemmungsgebiet rich-

ten sich nach den Vorschriften der §§ 78, 78 a und 78 c WHG 
in Verbindung mit § 116 NWG in der jeweils geltenden Fas-
sung. 
 
 

§ 3 
Ausnahmen 

 
 
Von dem Genehmigungserfordernis der §§ 78 und 78 a WHG 
werden ausgenommen: 
 
1.   die Verlegung unterirdischer Leitungen, wenn das Gelän- 

de innerhalb eines Monats nach Beginn der Verlegearbei-
ten in den ursprünglichen Zustand zurückversetzt wird; 

2.   die Errichtung von Weidezäunen, selbsttätigen Viehträn- 
ken und einstämmigen Freileitungsmasten; 

3.   Dachausbauten, sowie das Aufstocken von Gebäuden,  
wenn die Grundfläche nicht verändert wird. 

 
 
 

§ 4 
Betreiberpflichten 

 
 
Öffentliche Anlagen zur Wasserversorgung und Abwasserbe-
handlung sind gemäß den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik zu errichten und zu betreiben und daher gegen das 
Eindringen von Oberflächenwasser bei Hochwasser zu  si-
chern.  
 
 
 

§ 5 
Ordnungswidrigkeiten 

 
 
Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten richtet sich nach § 
103 Abs. 1 Nr. 7, 10, 16, 17, 18 und 19, Abs. 2 WHG.            
                                                                                                  
                  
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im 
Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück in Kraft.  
 
Gleichzeitig tritt die Verordnung zum Überschwemmungsge-
biet des Laerbaches vom 07.04.1913 außer Kraft, soweit sie 
sich innerhalb der Betrachtungsgrenzen befindet. 
 
 
 
Osnabrück, 26.03.2021 
 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Die Landrätin 

Anna Kebschull 
 
 
 
Karte Seite 195 

 
 
 

Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück Nr. 8, 30. April 2021   

194



195



20 
Verordnung  

vom 22.03.2021 über die Festsetzung  
des Überschwemmungsgebietes des Violenbaches 

 
 
Aufgrund § 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch 
Art. 1 des Gesetzes vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 1408) in Ver-
bindung mit § 115 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) 
in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 
64), zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 
10.12.2020 (Nds. GVBl. S. 477) wird verordnet: 
 
 

§ 1 
Überschwemmungsgebiet 

 
 
(1) Zur Sicherung des schadlosen Hochwasserabflusses wird  

für das natürlich fließende Gewässer Violenbach das 
Überschwemmungsgebiet nach Maßgabe des Absatzes 2 
festgesetzt. 

 
(2) Die Abgrenzung des Überschwemmungsgebietes des Vio- 

lenbaches beginnt an der Station 0+500 und endet an der 
Station 13+410. Die genaue Abgrenzung des durch diese 
Verordnung festgesetzten Überschwemmungsgebietes ist 
in der mitveröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 
1:35.000 und den Lageplänen im Maßstab 1:5.000 (Blätter 
1-4) dargestellt. Die Übersichtskarte sowie die Lagepläne 
sind Bestandteile dieser Verordnung. 

 
(3) Die Veröffentlichung der Lagepläne im Maßstab 1:5.000  

wird dadurch ersetzt, dass Ausfertigungen von ihnen bei 
folgenden Behörden während der Dienststunden von je-
dermann kostenlos eingesehen werden können: 

 
     •     Stadt Melle, Schürenkamp 16, 49324 Melle 
     •     Landkreis Osnabrück, Am Schölerberg 1,  
           49082 Osnabrück 
 
 
 

§ 2 
Verbote, Genehmigungspflicht 

 
 
Verbote und Genehmigungspflichten für Handlungen oder 
Maßnahmen im festgesetzten Überschwemmungsgebiet rich-
ten sich nach den Vorschriften der §§ 78, 78 a und 78 c WHG 
in Verbindung mit § 116 NWG in der jeweils geltenden Fas-
sung. 
 
 

§ 3 
Ausnahmen 

 
 
Von dem Genehmigungserfordernis der §§ 78 und 78 a WHG 
werden ausgenommen: 
 
1.   die Verlegung unterirdischer Leitungen, wenn das Gelän- 

de innerhalb eines Monats nach Beginn der Verlegearbei-
ten in den ursprünglichen Zustand zurückversetzt wird; 

2.   die Errichtung von Weidezäunen, selbsttätigen Viehträn- 
ken und einstämmigen Freileitungsmasten; 

3.   Dachausbauten, sowie das Aufstocken von Gebäuden,  
wenn die Grundfläche nicht verändert wird. 

§  4 
Betreiberpflichten 

 
 
Öffentliche Anlagen zur Wasserversorgung und Abwasserbe-
handlung sind gemäß den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik zu errichten und zu betreiben und daher gegen das 
Eindringen von Oberflächenwasser bei Hochwasser zu  si-
chern.  
 
 

§ 5 
Ordnungswidrigkeiten 

 
 
Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten richtet sich nach § 
103 Abs. 1 Nr. 7, 10, 16, 17, 18 und 19, Abs. 2 WHG. 
 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im 
Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück in Kraft.  
 
Gleichzeitig tritt die Verordnung zum Überschwemmungsge-
biet des Violenbaches vom 07.04.1913 außer Kraft, soweit sie 
sich innerhalb der Betrachtungsgrenzen befindet. 
 
 
Osnabrück, 26.03.2021 
 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Die Landrätin 

Anna Kebschull 
 
 
 
Karte Seite 197 
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Verordnung  
vom 22.03.2021 über die Festsetzung  

des Überschwemmungsgebietes der Warmenau 
 
 
Aufgrund § 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch 
Art. 1 des Gesetzes vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 1408) in Ver-
bindung mit § 115 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) 
in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 
64), zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 
10.12.2020 (Nds. GVBl. S. 477) wird verordnet: 
 
 
 

§ 1 
Überschwemmungsgebiet 

 
(1) Zur Sicherung des schadlosen Hochwasserabflusses wird  

für das natürlich fließende Gewässer Warmenau das 
Überschwemmungsgebiet nach Maßgabe des Absatzes 2 
festgesetzt. 
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(2) Die Abgrenzung des Überschwemmungsgebietes der  
Warmenau beginnt 400 m oberhalb der Einmündung in 
das Gewässer Else (Station 0+400) und reicht bis zum 
Grenzgraben südöstlich von Suttorf (Station 13+380). Die 
genaue Abgrenzung des durch diese Verordnung festge-
setzten Überschwemmungsgebietes ist in der mitveröffent-
lichten Übersichtskarte im Maßstab 1:45.000 und den La-
geplänen im Maßstab 1:5.000 (Blätter 1-3) dargestellt. Die 
Übersichtskarte sowie die Lagepläne sind Bestandteile 
dieser Verordnung.  

 
(3) Die Veröffentlichung der Lagepläne im Maßstab 1:5.000  

wird dadurch ersetzt, dass Ausfertigungen von ihnen bei 
folgenden Behörden während der Dienststunden von je-
dermann kostenlos eingesehen werden können: 

 
     •     Stadt Melle, Schürenkamp 16, 49324 Melle 
     •     Landkreis Osnabrück, Am Schölerberg 1,  
           49082 Osnabrück 
 

 
 

§ 2 
Verbote, Genehmigungspflicht 

 
Verbote und Genehmigungspflichten für Handlungen oder 
Maßnahmen im festgesetzten Überschwemmungsgebiet rich-
ten sich nach den Vorschriften der §§ 78, 78 a und 78 c WHG 
in Verbindung mit § 116 NWG in der jeweils geltenden Fas-
sung. 
 

 
§ 3 

Ausnahmen 
 
Von dem Genehmigungserfordernis der §§ 78 und 78 a WHG 
werden ausgenommen: 
 
1.   die Verlegung unterirdischer Leitungen, wenn das Gelände  

innerhalb eines Monats nach Beginn der Verlegearbeiten 
in den ursprünglichen Zustand zurückversetzt wird; 

2.   die Errichtung von Weidezäunen, selbsttätigen Viehträn- 
ken und einstämmigen Freileitungsmasten; 

3.   Dachausbauten, sowie das Aufstocken von Gebäuden,  
wenn die Grundfläche nicht verändert wird. 

 
 

§ 4 
Betreiberpflichten 

 
Öffentliche Anlagen zur Wasserversorgung und Abwasserbe-
handlung sind gemäß den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik zu errichten und zu betreiben und daher gegen das 
Eindringen von Oberflächenwasser bei Hochwasser zu  si-
chern.  
 
 

§ 5 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten richtet sich nach § 
103 Abs. 1 Nr. 7, 10, 16, 17, 18 und 19, Abs. 2 WHG. 
 

 
§ 6 

Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im 
Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück in Kraft.  

Gleichzeitig tritt die Verordnung zum Überschwemmungsge-
biet der Warmenau vom 26.01.2004 außer Kraft, soweit sie 
sich innerhalb der Betrachtungsgrenzen befindet. 
 
 
Osnabrück, 26.03.2021 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Die Landrätin 

Anna Kebschull 
 
 
Karte Seite 199 
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Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

 
 
Bei folgendem Bauvorhaben wurde die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gem. § 9 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) in der Neufassung vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 
540) geprüft. 
 
Aktenzeichen:      11-für-00679-21 
Antragsteller:       ENP Windpark Fürstenau Eins  
                            GmbH & Co. KG 
                            ENP Windpark Fürstenau Zwei  
                            GmbH & Co. KG 
Baugrundstück:   Fürstenau 
Gemarkung:         Fürstenau 
Flur:                     22               22                            22 
Flurstück(e):         4/3            11/3                           42/22 
 
 
Änderungsantrag gem. § 16 BImSchG 
Änderung der Betriebsmodi an den WEA 1, 2 und 6 des WP 
Fürstenauer Mühlenbach (Haupt-Az.: 3177-16) 
 
 
Die ENP Windpark Fürstenau Eins GmbH & Co. KG und die 
ENP Windpark Fürstenau Zwei GmbH & Co. KG planen die 
Zulassung des offenen Nachtbetriebes der WEA 1, 2 und 6 
Windparks Fürstenauer Mühlenbach. Bislang ist sind die WEA 
1, 2 und 6 zur Nachtzeit jeweils in schallreduzierten Betriebs-
modi zu betreiben. Die WEA 1 ist im Mode Is bei 104,5 dB(A) 
zu betreiben, die WEA 2 im Mode IIs bei 103,5 dB(A) und die 
WEA 6 (anderer Anlagentyp) im Mode Is bei 104,1 dB(A). Nun 
wird die Änderung in den offenen Betriebsmodus beantragt, 
sodass die WEA 1 und 2 nachts 105,5 dB(A) und die WEA 6 
105,0 dB(A) nicht überschreiten dürfen. 
 
Die WEA 1, 2 und 6 des Windparks Fürstenauer-Mühlenbach 
befinden sich in der Stadt Fürstenau, Gemarkung Fürstenau, 
Flur 22, Flurstücke 4/3, 11/3 und 42/22. Bei dem Standort des 
Vorhabens handelt es sich planungsrechtlich um Innenbe-
reich, da ein Bebauungsplan zugrunde liegt. Gemäß § 9 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 2 UVPG ist für die Änderung des Vorhabens eine 
allgemeine UVP-Vorprüfung durchzuführen. Die Prüfung hat 
ergeben, dass keine erheblichen Umweltauswirkungen er-
kennbar sind, sodass keine UVP-Pflicht besteht. 
 
Gemäß der Nr. 3 Anlage 3 des Gesetzes über Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen (UVPG) sind die möglichen Auswirkungen 
eines Vorhabens auf die Schutzgüter zu beurteilen. 
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Für die Schutzgüter die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, biologi-
sche Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima, Luft, Landschaft, 
kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sind keine erhebli-
chen Umweltauswirkungen durch das geplante Vorhaben zu 
erwarten, da durch die Änderung keine geänderten Auswir-
kungen auf diese Schutzgüter einwirken, als die bereits in der 
ursprünglichen Genehmigung betrachteten. 
 
Ebenso sind keine erheblichen Umweltauswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch, insbesondere die menschliche Gesund-
heit, zu erwarten. Durch die Änderung der nächtlichen Ab-
schaltung der WEA 1, 2 und 6 in den offenen Betriebsmodus 
bei 105,5 dB(A) (WEA 1 und 2) bzw. 105,0 dB(A) (WEA 6) er-
höhen sich die tatsächlich auftretenden Schallleistungspegel 
an den IO. Da bereits eine Vermessung der bislang genehmig-
ten Schalleistungspegel stattgefunden hat, konnte festgestellt 
werden, dass auch bei einer Einstellung des offenen Betriebs-
modus an allen 6 WEA des Windparks die Schallleistungspe-
gel die errechneten Pegel aus der Prognose 2017 noch unter-
schritten werden. Insgesamt liegen die Pegel an den IO nach 
der Änderung mindestens 1,6 dB unter dem nächtlichen Richt-
wert von 45 dB(A). Der höchste Wert wird am IO O mit 43,4 
dB(A) erreicht. Insgesamt sind daher die Umweltauswirkun-
gen durch die Änderung als nicht erheblich einzustufen. 
 
Es liegen insgesamt keine erheblichen Umweltauswirkungen 
vor. 
 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
 
Osnabrück, den 30.04.2021 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Die Landrätin 

Fachdienst Planen und Bauen 
i. A. Röwekamp 
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Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

(Antragsteller: Landkreis Osnabrück,  
Fachdienst 9 – Straßen) 

 
 
Bei folgendem Bauvorhaben wurde im Rahmen einer Plange-
nehmigung (§ 38 Niedersächsisches Straßengesetz i.V.m. § 
72 ff. Verwaltungsverfahrensgesetz) die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gem. § 2 Abs. 1 des Nie-
dersächsischen Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (NUVPG) in der Fassung vom 18. Dezember 2019 (Nds. 
GVBl. 2019, 437) i.V.m. dem Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 24. 
Februar 2010 (BGBl. I S. 94) zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. I S. 306) geprüft: 
 
 
 
Aktenzeichen:     542-1011 K 228.06 
Antragsteller:       Landkreis Osnabrück, Fachdienst Straßen 
Baugrundstück:   Gemeinde Bissendorf, Stadt Melle  
Gemarkung:         Holte-Sünsbeck, Himbergen, Nemden,  
                            Uedinghausen-Waringhof 

Kreisstraße K 228 – Fahrbahnausbau und Radwegeneu-
bau von der K 330 „Borgloher Straße“ (Gemeinde Bissen-
dorf) bis zur K 328 „Üdinghauser Straße“/“Am Sauer-
bach“ (Stadt Melle)  
Abs. 50 Station 0,003 bis Station 4,835 (Fahrbahnausbau) 
Abs. 50 Station 0,030 bis Station 3,805 (Radwegeneubau)  
 
Nach der Vorprüfung ist eine UVP für das genannte Vorhaben 
aus den folgenden Gründen nicht erforderlich: 
 
Umweltauswirkungen sind denkbar in den Bereichen Boden- 
und Wassernutzung, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt. 
In Bezug auf den Standort des Vorhabens ist eine potentielle 
Betroffenheit bei den Qualitätskriterien in den Bereichen Bo-
den sowie Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt zu besor-
gen. 
 
Im Übrigen sind keine Umweltauswirkungen erkennbar.   
 
Es sind keine Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu be-
fürchten, da der Verlauf des Radweges im Straßenraum der 
bestehenden K 228 erfolgt und somit in die Landschaft ein-
fügt. Landschaftsbildprägende Bäume werden geschützt. Aus-
wirkungen auf das Grundwasser sind nicht zu erwarten. Es fal-
len keine Abfälle in nennenswertem Umfang zur Beseitigung 
an.  
Besonders geschützte Gebiete sind vom Vorhaben nicht be-
troffen.  
Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind nicht zu befürch-
ten, da der Verlauf des Radweges im Straßenraum der beste-
henden K 228 erfolgt und sich somit in die Landschaft einfügt. 
Landschaftsbildprägende Bäume werden geschützt. 
 
Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche sind nicht erkennbar. 
Durch das Bauvorhaben mit einer Länge von ca. 4 km wird ei-
ne Fläche im vorbelasteten Straßenseitenraum der K 228 von 
insgesamt ca. 1,2 ha verteilt auf die gesamte Länge der Bau-
strecke beansprucht. Die Neuversiegelung wird durch die 
Trassenwahl des Radweges entlang der Kreisstraße und 
durch die Beschränkung des baulichen Eingriffs auf die not-
wendigen Mindestmaße, die den Anforderungen für eine ver-
kehrssichere Gestaltung entsprechen, so gering wie möglich 
gehalten.  
 
 
Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt: 
 
Das Vorhaben wird im Straßenraum einer bestehenden Stra-
ße durchgeführt und ist insbesondere durch die Vorbelastun-
gen durch Lärm und Schadstoffe geprägt. Vom Vorhaben sind 
weder besonders geschützte Gebiete noch besonders ge-
schützte seltene Arten betroffen. Landschaftsbildprägende 
Bäume werden geschützt. Insgesamt sind die Auswirkungen 
auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt als 
unerheblich anzusehen. 
 
Schutzgut Boden: 
 
Durch das Vorhaben wird eine Fläche von 1,2 ha dauerhaft 
versiegelt. Da die Versiegelungen zusätzlicher Flächen auf 
der Gesamtlänge von rund 4 km Ausbaustrecke nur auf klei-
nen Einzelteilflächen durchgeführt werden, sind sie als klein-
räumig zu betrachten. Da sie zudem im unmittelbaren Stra-
ßenseitenraum auf durch vorhandene Bauwerke bereits be-
einflussten Flächen durchgeführt werden, sind die Auswirkun-
gen als geringfügig zu bewerten. Die temporär in Anspruch zu 
nehmenden Seitenflächen werden den Angaben des Antrag-
stellers nach lediglich als Zwischenlagerflächen für Aushubbö-
den benötigt, so dass ein Befahren der Flächen auf ein Mini-
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mum beschränkt bleibt. Das Schutzgut Boden wird hier nur 
temporär in geringfügigem Maß beansprucht. Eine nachhalti-
ge Verschlechterung des Bodens ist daher nicht zu befürch-
ten. Die temporäre Bodenbeeinflussung durch zeitweise in 
Anspruch bzw. hergerichtete Flächen für die Erstellung von 
Banketten, Trennstreifen, Böschungen wird durch nachfolgen-
de Rekultivierungsmaßnahmen minimiert und ist ebenfalls 
nicht als nachhaltige Zustandsverschlechterung des Bodens 
am Ort zu bewerten. Es ist daher von keinen erheblichen Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Boden auszugehen. 
 
 
Schutzgut Wasser: 
      
Mit der Maßnahme werden Gewässer, die zumeist künstlich 
angelegt und eher einen Muldencharakter haben, teilweise 
verlegt oder aufgehoben. Bei den die Straße flankierenden 
Gewässern handelt es sich um reine Entwässerungsgräben – 
die auch zur Sicherstellung der Funktionalität regelmäßig un-
terhalten werden – und in der Regel trocken sind, sofern kein 
Regenereignis war. Aufgrund der Tatsache, dass für die auf-
gehobenen Gewässer neue erstellt werden sollen und diese 
dann eine gleichwertige Funktionalität aufweisen sollen, ist 
das Vorhaben als nicht erheblich zu werten. Gewässerque-
rungen erfolgen u.a. im Bereich des Holter Baches. Diese sol-
len jedoch abstimmungsgemäß im mindestens gleichen Ab-
flussquerschnitt hergestellt werden, sodass es hier zu keinen 
Beeinträchtigungen kommen kann. Die Ableitung des auf dem 
Radweg anfallenden Wassers erfolgt über die Bankette und 
die Böschung und wird somit zunächst versickert. Erst bei 
größeren Regenereignissen erfolgt eine Ableitung über Ge-
wässersysteme. Von einer hydraulischen Mehrbelastung ist in 
diesem Zusammenhang daher nicht auszugehen. Insgesamt 
sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Was-
ser zu erwarten. 
 
Es sind insgesamt keine erheblichen Umweltauswirkungen 
durch das Vorhaben denkbar. 
 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar.  
 
 
Osnabrück, den 13.04.2021 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Fachdienst Straßen 

Die Landrätin 
i. A. Uçkan 
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Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

 
 
Bei folgendem Bauvorhaben wurde die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gem. § 9 Abs. 4 i.V.m. § 
7 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) in der Neufassung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 
94) zuletzt geändert durch Art. 117 V vom 19.06.2020 (BGBl. 
I S. 1328) geprüft. 
 
Aktenzeichen:     11-gla-07337-20 
Antragsteller:       Heinz Aubke 

Baugrundstück:  Glandorf, Schnaatweg 6 
Gemarkung:        Schwege 
Flur:                    6 
Flurstück(e):        264 
 
 
Änderungsanzeige gem. § 15 BImSchG  
Neubau eines Maststalles für 1440 Mastschweine BE18, Um-
bau Überdachung zum Maststall BE9, Umstellung Maststall 
BE 3,4,8 HIER: Geänderte Bauausführung der Güllekanäle 
BE 18 (Haupt-Az.: 216-17) 
 
Geplant ist die geänderte Bauausführung der Güllekanäle der 
Betriebseinheit (BE) 18. Das Vorhaben liegt in der Gemeinde 
Glandorf, Gemarkung Schwege, Flur 6, Flurstück 264. Bei 
dem Standort des Vorhabens handelt es sich planungsrecht-
lich um den Außenbereich. 
 
Es war die Durchführung einer allgemeinen Vorprüfung gem. 
§ 9 Abs. 4 i.V.m. § 7 Abs. 1 i.V.m. Nr. 7.11.1 der Anlage 1 des 
UVPG erforderlich. Die Prüfung hat ergeben, dass aus den 
nachfolgend aufgeführten Gründen die Durchführung einer 
UVP für das Vorhaben nicht erforderlich ist: 
 
Gemäß Nr. 3 der Anlage 3 des UVPG sind die möglichen Aus-
wirkungen eines Vorhabens auf die Schutzgüter zu beurteilen. 
Für die Schutzgüter Mensch, insbesondere die menschliche 
Gesundheit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Fläche, 
Wasser, Klima und Luft, Landschaft sowie kulturelles Erbe 
und sonstige Sachgüter können erhebliche Umweltauswirkun-
gen durch das geplante Vorhaben ausgeschlossen werden.  
 
Durch das Vorhaben entstehen temporäre Bodenfunktionsbe-
einträchtigungen im Baustellenbereich. Durch die vorgesehe-
nen Vermeidungsmaßnahmen (getrennte Lagerung des Bo-
denaushubs in Oberboden und Unterboden, ggfs. Begrünung, 
Einbringung des Oberbodens auf landwirtschaftlichen Flä-
chen mit vergleichbarer Bodenart), die einer bodenschonen-
den Erdbauweise entsprechen, können nachteilige Auswir-
kungen auf den Boden weitgehend vermindert werden. Eine 
zusätzliche Flächeninanspruchnahme erfolgt nicht. Die Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Boden sind daher insgesamt als 
unerheblich anzusehen. 
 
Es liegen daher insgesamt keine erheblichen Umweltauswir-
kungen vor. 
 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
 
Osnabrück, den 12.04.2021 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Die Landrätin 

Fachdienst Planen und Bauen 
i. A. Röwekamp 
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Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

 
 
Bei folgendem Bauvorhaben wurde die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gem. § 9 Abs. 4 i.V.m. § 
7 Abs. 2 nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
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prüfung (UVPG) in der Neufassung vom 24.02.2010 (BGBl. I 
S. 94) zuletzt geändert durch Art. 117 der Verordnung vom 
19.06.2020 (BGBl. I S. 1328) geprüft. 
 
Aktenzeichen:          11-hil-00436-21                                          
Antragsteller:           Terra 21 Naturgas GmbH & Co. KG 
                                Herrn Hermann Meyer zu Reckendorf 
Baugrundstück:       Hilter a.T.W., Freedenweg 35 
Gemarkung:             Natrup-Hilter 
Flur:                        1                                                                 
Flurstück(e):            98/5                                                            
 
 
Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG)* 
Anzeigeverfahren gem. § 15: Errichtung einer Maschinen- 
und Lagerhalle, Haupt-Az.: 3921-15 
 
Geplant ist die Ergänzung der vorhandenen Biogasanlage um 
eine Maschinen- und Lagerhalle. Der Standort der bestehen-
den Biogasanlage liegt in der Gemeinde Hilter, Gemarkung 
Natrup-Hilter, Flur 1, Flurstück 98/5. Betreiber der Biogasan-
lage ist die Terra 21 Naturgas GmbH & Co. KG – Herr Her-
mann Meyer zu Reckendorf. 
 
Bei dem Standort des Vorhabens handelt es sich planungs-
rechtlich um Außenbereich. Die Biogasanlage unterliegt der 
Nr. 1.2.2.2 des Anlage 1 des UVPG, sodass für das Verfahren 
eine standortbezogene UVP-Vorprüfung durchzuführen ist. 
Die Prüfung hat ergeben, dass keine erheblichen Umweltaus-
wirkungen erkennbar sind, sodass keine UVP-Pflicht besteht. 
 
Für die Gebiete nach Nr. 2.3 der Anlage 3 des UVPG sind kei-
ne erheblichen negativen Umweltauswirkungen durch das 
Vorhaben zu erwarten.  
 
Eine Betroffenheit kann für folgende Gebiete ausgeschlossen 
werden, da keine entsprechenden Gebiete im näheren Um-
kreis des Vorhabens vorhanden sind:  
 
Natura 2.000 Gebiete nach § 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG, Natur-
schutzgebiete nach § 23 BNatSchG, Nationalparke und Natio-
nale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG, Naturdenk-mä-
ler nach § 28 BNatSchG, geschützte Landschaftsbestandtei-
le, insbesondere Alleen nach § 29 BNatSchG, gesetzlich ge-
schützte Biotope nach § 30 BNatSchG, Wasserschutzgebiete 
nach § 51 WHG, Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Abs. 4 
WHG, Risikogebiete nach § 73 Abs. 1 WHG, Überschwem-
mungsgebiete nach § 76 WHG, Gebiete, in denen die Vor-
schriften der EU festgelegten Umweltqualitätsnormen bereits 
überschritten sind und Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, 
insbesondere zentrale Orte i.S.d. § 2 Abs. 2 Nr. 2 ROG. 
 
Ebenso sind keine erheblichen negativen Umweltauswirkun-
gen auf Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete 
nach §§ 25, 26 BNatSchG sowie für in amtlichen Listen oder 
Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, Boden-
denkmale oder Gebiete, die von der durch die Länder be-
stimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeu-
tende Landschaften eingestuft worden sind, zu erwarten. 
 
Das Vorhaben befindet sich innerhalb des Landschaftsschutz-
gebietes „OS 49 Teutoburger Wald“. Die Pufferzone grenzt im 
Norden unmittelbar an die bestehende Anlage an. Die Schutz-
ziele des Landschaftsschutzgebietes werden durch das Vor-
haben nicht beeinträchtigt. 
 
Das Wohnwirtschaftsgebäude der Hofanlage Meyer zu Re-
ckendorf ist als Baudenkmal nach § 3 Abs. 2 NDschG aufge-

führt. Am Erhalt des Gebäudes besteht insbesondere aus ge-
schichtlichen und wissenschaftlichen Gründen ein öffentliches 
Interesse. Durch die bereits vorhandene Biogasanlage ent-
steht keine unmittelbare Sichtbeziehung zwischen der geplan-
ten Maschinen- und Lagerhalle und dem denkmalgeschützten 
Wohnwirtschaftsgebäude, sodass eine Beeinträchtigung des 
Erscheinungsbildes gem. § 8 NDSchG nicht zu erwarten ist.  
 
Es sind insgesamt keine erheblichen Umweltauswirkungen zu 
erwarten. Die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung ist daher nicht erforderlich. 
 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
Osnabrück, den 14.04.2021 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Die Landrätin 

Fachdienst Planen und Bauen 
i. A. Röwekamp 
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Verordnung 

über das Naturschutzgebiet "Anten" 
in der Gemeinde Menslage, Samtgemeinde Artland  

und in der Gemeinde Berge, Samtgemeinde Fürstenau, 
Landkreis Osnabrück vom 22.03.2021 

 
 
Aufgrund der §§ 20 Abs. 2 Nr. 1, 22 Abs. 1 und 2, 23 sowie 32 
Abs. 2 und 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 
29.07.2009 (BGBl. I S. 2542) zuletzt geändert durch Art. 290 
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) i. V. m. 
den §§ 14, 15, 16 Abs. 1 Niedersächsisches Ausfüh-rungsge-
setz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) vom 
19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 104), zuletzt geändert durch Art. 1 
des Gesetzes vom 11.11.2020 (Nds. GVBl. S. 451) und des § 
9 Abs. 5 Niedersächsisches Jagdgesetz (NJagdG) vom 
16.03.2001 (Nds. GVBl. S. 100) zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 25.10.2018 (Nds. GVBl. S 220; 2019 S. 26) wird ver-
ordnet: 
 
 

§ 1 
Naturschutzgebiet 

 
(1) Das in den Absätzen 2 und 3 näher bezeichnete Gebiet  

wird zum Naturschutzgebiet (NSG) „Anten" erklärt. 
 
(2) Das NSG liegt in der naturräumlichen Einheit „Tiefebene  

des Artlandes“ innerhalb der Region „Ems-Hunte-Geest 
und Dümmer-Geestniederung“ und befindet sich nordöst-
lich der Ortschaft Berge und südwestlich der Ortschaft 
Menslage. Es gehört bis auf eine, der Gemeinde Mensla-
ge zugehörige Grabenhälfte an der Nordgrenze des 
Schutzgebietes zu der Gemeinde Berge. Im Westen 
grenzt das NSG direkt an das NSG „Suddenmoor“ an. Es 
repräsentiert einen typischen Ausschnitt der Niederungs-
landschaft des Artlandes. Das Schutzgebiet umfasst den 
Mit-tellauf des Wehdemühlenbaches mit Übergang zum 
Unterlauf, von dem es mittig durchflossen wird. Der in die-
sem Bereich deutlich begradigte Bach zeigt punktuell An-
sätze zur natürlichen Entwicklung. Der Bach wird über 
weite Strecken von bis zu über 10 m breiten Randstreifen 



gesäumt, die vorwiegend keiner landwirtschaftlichen Nut-
zung unterliegen. Streckenweise werden die Ufer des 
Wehdemühlenbaches von gut ausgeprägten feuchten 
Hochstaudenfluren eingenommen. Der Bach gilt als ein für 
den Naturraum bedeutendes Laichgewässer für Fisch- 
und Rundmaularten und dient auch Libellen als Fortpflan-
zungshabitat. 
Im zentralen Bereich liegt das, ehemals aus teilweise ab-
getorften, aber überwiegend unkultivierten Moorflächen 
bestehende „Fienenmoor“. Es wird heute durch nasse, nur 
randlich stärker entwässerte Erlen- und Birkenbruchwäl-
der mit fließenden Übergängen zueinander geprägt. Auf 
den nährstoffärmeren Standorten sind die Bruchwälder 
torfmoosreich und hydrologisch kaum beeinträchtigt. Die-
ser urwüchsige Bruchwaldkomplex, der in seiner Vegetati-
on in weiten Teilen den natürlichen bis naturnahen Bruch-
wäldern entspricht und nur wenig mit Wegen erschlossen 
ist, stellt ein wertvolles Schutzgut dar. 
Im übrigen Bereich des Schutzgebietes herrscht Dauer-
grünland vor, das unterschiedliche Feuchtestufen und Nut-
zungsintensitäten aufweist, wobei artenarmes Grünland 
überwiegt. Die traditionell in Bachniederungen gelegenen, 
extensiv genutzten Feuchtgrünländer befinden sich größ-
tenteils im öffentlichen Eigentum. Eingebettet in artenär-
meres Grünland sowie im Kontakt zu den Bruchwäldern 
stellen sie sich als mesophiles oder nasses Grünland, 
bzw. als Flutrasen dar. Auf verbrachten Grünländern ha-
ben sich vereinzelt auch Sümpfe bzw. Riede entwickelt. 
Einzelne Flächen werden ackerbaulich genutzt. Insgesamt 
wird das Schutzgebiet durch ein ausgeprägtes System 
aus Gräben und Grüppen gegliedert, von denen der Ante-
ner Graben ein bedeutsamer linksseitiger Zufluss des 
Wehdemühlenbaches ist. 
 
Die überwiegenden Bereiche der Offenlandschaft werden 
von Baumreihen und Hecken, darunter auch traditionell 
landschaftstypische Wallhecken sowie Solitärbäumen 
strukturiert. Vielfach zeichnen sich diese Gehölzbestände 
durch einen hohen Anteil an alten Stieleichen und 
Schwarzerlen aus. Vor allem der Ostteil präsentiert sich 
als eine, den räumlichen Gegebenheiten angepasste, or-
ganisch geformte und kleinräumig gekammerte Gehölz-
landschaft der Aue mit zum Teil parkartigen Strukturen. 
Hier finden sich auch vereinzelt stark abgetrocknete ehe-
malige Birken-Bruchwälder, sowie auf nicht vermoorten 
Sandböden vereinzelt kleinflächige bodensaure Eichen-
mischwälder. Eine herausragende Bedeutung hat ein his-
torisch alter Eichenwald mit sichtbaren Relikten einer ehe-
maligen Hutewirtschaft. Die Wälder im Schutzge-biet un-
terliegen insgesamt keiner intensiven Nutzung und weisen 
vielfältige ökologische Strukturen auf. Insbesondere der 
historische Eichenwald und die auf den Wallkörpern ste-
henden Eichenreihen bieten dem Hirschkäfer geeignete 
Lebensstätten. Im Schutzgebiet, insbesondere im Nahbe-
reich zum Wehdemühlenbach, befinden sich Kleingewäs-
ser, darunter auch Fischteiche, die naturnahe Strukturen 
aufweisen und von Amphibien als Laichgewässer genutzt 
werden. 
Nach Nordwesten hin wird das Schutzgebiet offener. Die 
halboffene Grünlandniederung hat hier eine große Bedeu-
tung für bodenbrütende Limikolen und Singvogelarten. 
Im Schutzgebiet ist ein flächendeckendes Talsandgebiet 
vorherrschend, zum Teil über Niedermoortorf. Entlang des 
Wehdemühlenbaches dominiert beidseitig Flaches Nie-
dermoor. In tieferen Bereichen der Talsandniederung sind 
Gleye ausgebildet. 
 

(3) Die Lage des NSG ist aus der mitveröffentlichten Über- 
sichtskarte im Maßstab 1:25.000 (Anlage 1) zu entneh-

men, die Grenze des NSG ergibt sich aus der maßgebli-
chen Karte im Maßstab 1:5.000 (Anlage 2). Sie verläuft 
auf der schwarzen Linie an der Innenseite des in der Kar-
te dargestellten grauen Bandes. Die Karten sind Bestand-
teil dieser Verordnung. Karten, Verordnung sowie die Be-
gründung können während der Dienststunden bei der Ge-
meinde Menslage, der Samtgemeinde Artland, der Ge-
meinde Berge, der Samtgemeinde Fürstenau und dem 
Landkreis Osnabrück – Untere Naturschutzbehörde – un-
entgeltlich eingesehen werden. 
 

(4) Das NSG „Anten“ liegt vollständig im Fauna-Flora-Habitat  
(FFH)-Gebiet „Bäche im Artland“ (offizielle EU-Nr. DE 
3312-331; niedersächsische Nr. 053) gemäß der Richtlinie 
92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates vom 21.05.1992 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild 
lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7; 1996 
Nr. L 59 S.63) zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2013/17/EU des Rates vom 13.05.2013 (ABl. EU Nr. L 158 
S. 193) und ist ein Teil des FFH-Gebietes. 
 

(5) Das NSG hat eine Größe von ca. 239 ha. 
 
(6) Unter § 10 Begriffsbestimmungen sind die mit einem hoch 

gestellten Kreuz (+) gekennzeichneten Begriffe in alphabe-
tischer Reihenfolge aufgelistet und definiert. 

 
 

§ 2 
Schutzzweck 

 
(1) Schutzzweck für das NSG ist gemäß der §§ 23 Abs. 1 und  

32 Abs. 3 BNatSchG i. V. m § 16 NAGBNatSchG die Er-
haltung, Entwicklung oder Wiederherstellung von Lebens-
stätten, Biotopen und Lebensgemeinschaften nachfolgend 
näher bestimmter wildlebender, schutzbedürftiger Tier- 
und Pflanzenarten sowie als charakteristische Niede-
rungslandschaft von besonderer Seltenheit, Eigenart, Viel-
falt und Schönheit. Damit verbunden sind insbesondere 
 

     1.   die Erhaltung und Entwicklung der Fließgewässer, ins 
besondere des Wehdemühlenbaches, einschließlich 
ihrer Ufer- und Gewässerrandstreifen als Lebensstätte 
und Biotope für natürlich vorkommende Tier- und 
Pflanzenarten, 

     2.   die Erhaltung und Entwicklung von Gewässerrand- 
streifen zur Verminderung von belastenden Stoff- und 
Sedimenteinträgen einschließlich ihrer bestandserhal-
tenden Pflege, 

     3.   die Verbesserung der Substrat-, Strömungs- und Tie- 
fenvarianz sowie die Herstellung der ökologischen 
Durchgängigkeit der Fließgewässer als (Teil-)Lebens-
raum wandernder Fischarten, 

     4.   die Steigerung der Fließgewässerdynamik durch na- 
turnahe Ufergestaltung, 

     5.   die Erhaltung und Entwicklung typischer Gewässer-  
und Habitatstrukturen, 

     6.   die Erhaltung und Entwicklung eines weitgehend na- 
türlichen hydrophysikalischen und hydrochemischen 
Zustands der Fließgewässer, 

     7.   die Erhaltung der vielfältig durch Gewässer geglieder- 
ten und durch Grünland geprägten Niedermoorland-
schaft, insbesondere der organisch geformten Gehölz-
landschaft der Aue, 

     8.   die Erhaltung und Entwicklung von artenreichem Grün- 
land unter den natürlichen Standortbedingungen, 

     9.   die Erhaltung und Entwicklung naturnaher Waldkom- 
plexe der Niederungen mit Erlenbruchwäldern, Moor-
wäldern und bodensauren Eichenmischwäldern mit ei-
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nem hohen Alt- und Totholzanteil, 
     10. die Erhaltung, Entwicklung und Neuanlage von Klein- 

gewässern, 
     11. die Erhaltung der Gehölzstrukturen außerhalb der  

Wälder, soweit dies nicht den Lebensraumansprüchen 
der bodenbrütenden Vogelarten der Offenlandschaft 
widerspricht, 

     12. die Erhaltung und Entwicklung niederungstypischer  
Biotope wie z. B. Sümpfe, Röhrichte und Riede, 

     13. die Erhaltung von Grünwegen, 
     14. die Erhaltung des unbesiedelten Charakters des  

Schutzgebietes, 
     15. die Erhaltung und Entwicklung des landschaftstypi- 

schen Wasserhaushalts, insbesondere durch Wasser-
rückhaltung auf den Flächen im öffentlichen Eigentum, 

     16. die Erhaltung und Entwicklung charakteristischer, zum  
Teil bestandsbedrohter Tier- und Pflanzenarten, insbe-
sondere Säugetier-, Libellen-, Käfer-, Amphibien- und 
Fischarten sowie ihrer Lebensgemeinschaften, 

     17. die Erhaltung und Entwicklung des Schutzgebietes als  
faunistischer Lebensraum mit besonderer Bedeutung 
für bodenbrütende Offenlandarten sowie gehölzgebun-
dene Brutvogelarten, 

     18. die Ruhe und Ungestörtheit des Gebietes. 
 
(2) Das NSG ist Teil des kohärenten europäischen ökologi- 

schen Netzes „Natura 2000“; die Unterschutzstellung dient 
gemäß § 32 Abs. 2 BNatSchG der Erhaltung des Gebietes 
als FFH-Gebiet. 

 
(3) Erhaltungsziele des FFH-Gebietes im NSG sind die Erhal- 

tung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungs-
zustandes gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 10 BNatSchG der im Ge-
biet vorkommenden natürlichen Lebensräume von ge-
meinschaftlichem Interesse gemäß Anhang I und der Tier-
arten gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie als die für den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile 
 

     1.   insbesondere des prioritären Lebensraumtyps (An- 
hang I FFH-Richtlinie) 

      
           a)   91D0* Moorwälder 

als Birkenbruchwälder und Moorwälder vorwiegend 
aus Moorbirke auf nährstoffarmen bis mäßig nähr-
stoffversorgten, möglichst nassen Moorböden in 
unterschiedlichen Altersstufen und Zerfallsphasen, 
mit einem naturnahen Wasserhaushalt, mit stand-
ortgerechten+ und lebensraumtypischen+ Laubbau-
marten, insbesondere Moorbirke (Betula pube-
scens ssp. pubescens) als Hauptbaumart sowie 
Sandbirke (Betula pendula) als Nebenbaumart, ei-
nem hohem Alt- und Totholzanteil, Höhlenbäumen, 
natürlich entstandenen Lichtungen und strukturrei-
chen Waldrändern in enger räumlicher und funktio-
naler Vernetzung mit Erlenbruchwäldern und Nass-
wiesen, einschließlich ihrer charakteristischen 
Pflanzenarten wie z. B. Torfmoose (Sphagnum 
spp.), Scheidiges Wollgras (Eriophorum vagina-
tum), Schmalblättriges Wollgras (Eriophorum an-
gustifolium), Schnabel-Segge (Carex rostrata), 
Wiesen-Segge (Carex nigra) sowie ihrer charakte-
ristischen Tierarten wie z. B. Kleinspecht (Dryoba-
tes minor). 

     2.   insbesondere des Lebensraumtyps (Anhang I FFH- 
           Richtlinie) 
 
           a)   6430 Feuchte Hochstaudenfluren 

als artenreiche Hochstaudenfluren einschließlich 
ihrer Vergesellschaftungen mit Röhrichten an Ge-

wässerufern, ohne dominante Anteile von stick-
stoffliebenden Pflanzen (Nitrophyten) und gebiets-
fremden Pflanzen (Neophyten) in enger räumlich 
funktionaler Vernetzung zu den Ufergehölzsäu-
men, einschließlich ihrer charakteristischen Pflan-
zenarten, wie z. B. Mädesüß (Filipendula ulmaria), 
Gewöhnlicher Wasserdost (Eupatorium cannabi-
num), Blutweiderich (Lythrum salicaria), Schwertli-
lie (Iris pseudacorus), Baldrian (Valeriana officinalis 
agg.), Gewöhnlicher Gilbweiderich (Lysimachia 
vulgaris) und ihrer charakteristischen Tierarten wie 
z. B. Fischotter (Lutra lutra), Braunkehlchen (Saxi-
cola rubetra), Rohrammer (Emberiza schoeniclus) 
und Gebänderte Prachtlibelle (Calopteryx splen-
dens); der Flächenanteil der „Feuchten Hochstau-
denfluren“ ist beständig oder nimmt zu. 
 

     3.   insbesondere der Tierarten (Anhang II der FFH-Richt- 
           linie): 
           a)   Hirschkäfer (Lucanus cervus) 

als stabile, langfristig überlebensfähige Population 
in geeigneten, vor allem von Eichen, als von der Art 
bevorzugten Baumart, geprägten Baumreihen, 
Wallhecken und lichten Laubwäldern unterschiedli-
cher Altersphasen mit einer Vielzahl unverzichtba-
rer nachhaltiger Habitate wie Wurzelstöcken, 
Hochstubben, anbrüchigen Laubbäumen und lie-
genden und stehendem Totholz als Brutsubstrat für 
die Hirschkäfer-Larven sowie Bäumen mit Saft-
fluss, insbesondere blutenden Eichen als Nah-
rungshabitat der adulten Hirschkäfer. Der langfristi-
ge, unbeeinflusste Erhalt aller aktuellen Brut- oder 
Brutverdachtsbäumen in geeigneter Bestands-
struktur ist ebenso gewährleistet wie ein fortwäh-
rend nachwachsendes Angebot an Habitatbäumen 
in ausreichender Zahl und geeigneter Entfernung, 

            
           b)   Steinbeißer (Cobitis taenia) 

als stabile, langfristig überlebensfähige Population 
im ökologisch durchgängigen Wehdemühlenbach, 
mit vielfältigen Uferstrukturen, abschnittsweiser 
Wasservegetation, gering durchströmten Flach-
wasserbereichen und vorrangig sandigem Gewäs-
serbett. Förderung von Beständen insbesondere 
durch eine schonende Gewässerunterhaltung, 

 
           c)   Groppe (Cottus gobio) 

als stabile, langfristig überlebensfähige Population 
im naturnahen, ökologisch durchgängigen, gehölz-
bestandenen, sauerstoffreichen, sauberen und leb-
haft strömenden Wehdemühlenbach, mit unver-
bauten Ufern und einer vielfältigen Sohlstruktur mit 
gewässertypischen Anteilen von Hartsubstraten 
(Totholz, Kiese, Steine). Entwicklung und Erhal-
tung vernetzter Teillebensräume, die den Aus-
tausch von Individuen innerhalb des Gewässerlau-
fes ermöglichen, besonders durch die Verbesse-
rung der Durchgängigkeit, 

 
           d)   Flussneunauge (Lampetra fluviatilis) 

als stabile, langfristig überlebensfähige Teilpopula-
tion im naturnahen, ökologisch durchgängigen, ge-
hölzbestandenen, sauberen und lebhaft strömen-
den Wehdemühlenbach, mit unverbauten Ufern 
und einer vielfältigen Sohlstruktur, insbesondere 
mit Feinsedimentbänken als Larvalhabitate. Ent-
wicklung und Erhaltung der Vernetzung mit kiesi-
gen Bereichen als Laichareale im Oberlauf, beson-
ders durch die Verbesserung der Durchgängigkeit, 
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           e)   Bachneunauge (Lampetra planeri) 
als stabile, langfristig überlebensfähige Population 
im naturnahen, ökologisch durchgängigen, gehölz-
bestandenen, sauberen und lebhaft strömenden 
Wehdemühlenbach, mit unverbauten Ufern und ei-
ner vielfältigen Sohlstruktur, insbesondere mit 
Feinsedimentbänken als Larvalhabitate. Entwick-
lung und Erhaltung der Vernetzung mit kiesigen 
Bereichen als Laichareale im Oberlauf, besonders 
durch die Verbesserung der Durchgängigkeit, 
 

           f)    Schlammpeitzger (Misgurnus fossilis) 
als stabile, langfristig überlebensfähige Population 
insbesondere in wasserpflanzenreichen Gräben 
mit einer geringen Strömungsgeschwindigkeit und 
einer lockeren Schlammauflage. Förderung des 
Bestands insbesondere durch eine schonende Ge-
wässerunterhaltung. 
 

(4) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele, insbe- 
sondere auf land- und forstwirtschaftlichen Flächen sowie 
von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen kann aufbau-
end auf die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch 
durch Angebote des Vertragsnaturschutzes unterstützt 
werden. 

 
 

§ 3 
Verbote 

 
(1) Gemäß § 23 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind alle Handlun- 

gen verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder 
Veränderung des NSG oder seiner Bestandteile oder zu 
einer nachhaltigen Störung führen können. Gleiches gilt 
für Handlungen außerhalb des NSG, die sich auf das NSG 
entsprechend auswirken. 

 
     Insbesondere werden folgende Handlungen untersagt: 
     1.   Hunde unangeleint und mit einer Leinenlänge von  

mehr als drei Metern laufen zu lassen, 
     2.   die Ruhe der Natur durch Lärm oder auf andere Weise  

zu stören, 
     3.   wildlebenden Tieren und deren Entwicklungsstadien  

nachzustellen, sie zu stören, zu beunruhigen, zu fan-
gen oder zu töten sowie ihre Brut- und Wohnstätten zu 
entnehmen oder zu beschädigen, 

     4.   Pflanzen zu ernten, zu beschädigen, auszureißen,  
auszugraben oder Teile davon abzupflücken, abzu-
schneiden oder abzureißen, 

     5.   Tiere und Pflanzen, insbesondere gebietsfremde und  
invasive Arten, auszusetzen, anzusiedeln oder auszu-
bringen, 

     6.   gebietsheimische+ Gehölze außerhalb des Waldes (z.  
B. Hecken, Feldgehölze, Baumreihen, Solitärbäume) 
zu beseitigen oder zu beeinträchtigen, 

     7.   in den Baumreihen und Hecken außerhalb des Waldes  
Baumstubben und Wurzelteller zu roden, auszugraben 
oder auszufräsen, sowie liegendes oder stehendes 
Totholz ab mindestens 20 cm Durchmesser an der 
stärksten Stelle zu entfernen, 

     8.   Wasser aus oberirdischen Gewässern oder Grund- 
wasser zu entnehmen sowie in die bestehenden Ver-
hältnisse im Wasserhaushalt in der Art einzugreifen, 
dass es zu einer weitergehenden Entwässerung des 
Schutzgebietes oder von Teilflächen kommen kann, 

     9.   bauliche Anlagen+, auch wenn sie keiner Genehmi- 
gung bedürfen, zu errichten oder wesentlich zu än-
dern, 

     10. Leitungen jeder Art neu zu verlegen (z. B. Freileitun- 

gen und Erdkabel), Masten neu zu errichten, sofern 
am entsprechenden Standort vorher keiner vorhanden 
war oder bestehende Einrichtungen oder Anlagen die-
ser Art wesentlich zu ändern, 

     11. der Neu+- und Ausbau+ von Wegen, 
     12. der Gewässerausbau+ im Sinne des § 67 Wasserhaus- 

haltsgesetz, 
     13. über bestehende Rechte hinausgehend Stoffe aller Art,  

die geeignet sind die physikalischen, chemischen oder 
biologischen Eigenschaften der Gewässer nachteilig 
zu verändern, in Gewässer einzuleiten oder einzubrin-
gen, 

     14. Stoffe aller Art, wie z. B. Müll, Gartenabfälle, Schutt  
oder Bodenmaterial+ zu lagern, aufzuschütten, zu ver-
brennen oder einzubringen, 

     15. Bodenbestandteile+ abzubauen, Auf- und Abspülungen  
oder Abgrabungen vorzunehmen sowie das Bodenge-
füge und das Relief auf sonstige Weise zu verändern, 

     16. die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Stra- 
ßen, Wege und Flächen mit Kraftfahrzeugen aller Art 
zu befahren oder diese dort abzustellen; ausgenom-
men sind motorisierte Krankenfahrstühle und E-Bikes, 

     17. organisierte Veranstaltungen durchzuführen, 
     18. zu zelten, zu lagern, zu grillen und offenes Feuer an- 

zuzünden, 
     19. im NSG und außerhalb in einer Zone von 500 m Breite  

um das NSG herum Drachen und sonstige unbemann-
te Fluggeräte aller Art (z. B. Flugmodelle, unbemannte 
Luftfahrtsysteme) sowie mit Ballonen, Segelflugzeu-
gen und anderen bemannten Luftfahrzeugen im NSG 
zu starten und zu landen und das NSG unter 150 m 
über der Bodenoberfläche zu überfliegen. 

 
(2) Gemäß § 16 Abs. 2 NAGBNatSchG darf das NSG außer- 

halb der Straßen und Wege nicht betreten oder auf sons-
tige Weise aufgesucht werden, als Wege gelten nicht 
Trampelpfade, sofern sie nicht offiziell als Wander- oder 
Radwege ausgewiesen sind. 

 
 

§ 4 
Freistellungen 

 
(1) Die in den Absätzen 2 bis 8 aufgeführten Handlungen oder  

Nutzungen sind von den Verboten des § 3 dieser Verord-
nung freigestellt. 
 

(2) Allgemein gilt: 
     1.   Das Betreten und Befahren des Gebietes sind zulässig 
           a)   durch die Eigentümer und Nutzungsberechtigten  

sowie deren Beauftragte zur rechtmäßigen Nut-
zung oder Bewirtschaftung der Grundstücke, ein-
schließlich des Einsatzes von Hüte-, Herden-
schutz- und Jagdhunden, 

           b)   durch Bedienstete der Naturschutzbehörden sowie  
deren Beauftragte zur Erfüllung ihrer dienstlichen 
Aufgaben, 

           c)   durch Bedienstete anderer Behörden und öffentli- 
cher Stellen sowie deren Beauftragte zur Erfüllung 
ihrer dienstlichen Aufgaben, einschließlich des Ein-
satzes von Dienst- bzw. Rettungshunden; die 
Durchführung von Maßnahmen bedarf der schriftli-
chen Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbe-
hörde mindestens ein Monat vor Beginn, 

           d)   zur wissenschaftlichen Forschung und Lehre sowie  
Information und Bildung mit vorheriger Zustim-
mung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

           e)   und die Durchführung von Maßnahmen im Rah- 
men der Gefahrenabwehr, 
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           f)    und die Durchführung von organisierten Veranstal- 
tungen mit vorheriger Zustimmung der zuständigen 
Naturschutzbehörde; das Betreten für naturkundli-
che Führungen auf Straßen und Wegen gemäß § 3 
Absatz 2 ist ohne Zustimmung zulässig, 

           g)   und die Durchführung von Maßnahmen zum  
Schutz, zur Pflege und Entwicklung sowie Untersu-
chung und Kontrolle des Gebietes im Auftrag oder 
auf Anordnung der zuständigen Naturschutzbehör-
de oder mit deren vorheriger Zustimmung, 

 
     2.   die fachgerecht durchgeführten Maßnahmen an Ge- 

hölzen zur Herbeiführung und Erhaltung der Verkehrs-
sicherheit an Straßen und Wegen sind im unbedingt 
notwendigen Umfang zulässig; soweit in diesem Zu-
sammenhang Baumfällungen erforderlich sind, sind 
diese unmittelbar bei Beginn oder unverzüglich nach 
Durchführung der Maßnahme der zuständigen Natur-
schutzbehörde anzuzeigen, 

 
     3.   die fachgerecht durchgeführte Pflege der Gehölze au- 

ßerhalb des Waldes zum Zwecke der Verjüngung wie-
der ausschlagsfähiger Gehölze sowie des Freischnei-
dens des Lichtraumprofils an Straßen und Wegen oder 
zur Behebung unzumutbarer Beeinträchtigungen bei 
der Nutzung angrenzender landwirtschaftlich genutzter 
Grundstücke erfolgen ohne den Einsatz von Schlegel-
mähern+ und ohne das Ablegen des Schnittguts in den 
Gehölzbestand oder in sonstige Saumbiotope, wobei 
die Pflegeschnitte zur Verjüngung der schriftlichen An-
zeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde min-
destens einen Monat vor Maßnahmenbeginn bedür-
fen; das Fällen, Roden oder eine sonstige dauerhafte 
Beseitigung von Gehölzen bedarf der vorherigen Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

 
     4.   die ordnungsgemäße Unterhaltung der Wege inner- 

halb des vorhandenen Profils ohne Einbau von zusätz-
lich neuem Material und ohne Erweiterung der bereits 
überbauten Wegefläche ist zulässig, 

 
     5.   die ordnungsgemäße Instandsetzung bautechnisch  

befestigter Wege mit Einarbeitung von fehlendem We-
gebaumaterial erfolgt nur nach schriftlicher Anzeige 
bei der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens 
einen Monat vor Maßnahmenbeginn und nach folgen-
den Vorgaben: 

           a)   eine Erweiterung der bereits überbauten Wegeflä- 
che und wegebegleitender Einrichtungen unter-
bleibt, 

           b)   es wird ausschließlich milieugerechtes Material wie  
heimische Sande oder basenarmer Mineralschotter 
eingebaut; der Einbau von Materialien wie z. B. 
Bau- und Ziegelschutt, Kalkschotter, Schlacken 
oder Asphaltaufbruch unterbleibt, 

           c)   überschüssiges Material darf nicht in die an die  
überbaute Wegefläche angrenzenden Bereiche ab-
geschoben werden, 
 

     6.   die ordnungsgemäße Unterhaltung und Instandset- 
zung der Straßen ohne Erweiterung der bereits über-
bauten Straßenfläche sind zulässig, 

 
     7.   die Nutzung und Unterhaltung sonstiger, rechtmäßig  

bestehender baulicher Anlagen und Einrichtungen sind 
zulässig; die Instandsetzung bzw. der Ersatz erfolgen 
nur nach schriftlicher Anzeige bei der zuständigen Na-
turschutzbehörde mindestens einen Monat vor Maß-
nahmenbeginn, 

     8.   die Nutzung und Unterhaltung der an das öffentliche  
Netz angeschlossenen Ver- und Entsorgungsleitungen 
einschließlich des Freihaltens der Sicherheits- und 
Schutzstreifen von Gehölzbewuchs in der Zeit vom 01. 
Oktober eines Jahres bis zum 28./29. Februar des da-
rauf folgenden Jahres sind zulässig; die Instandset-
zung bzw. deren Ersatz erfolgen nur nach schriftlicher 
Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde min-
destens einen Monat vor Maßnahmenbeginn, wobei 
im Einzelfall nicht aufschiebbare Maßnahmen zur Be-
hebung von Störungen des Betriebes auch unmittelbar 
bei Beginn oder unverzüglich nach der Durchführung 
der Maßnahmen angezeigt werden dürfen, 
 

(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße landwirtschaftliche  
Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis gemäß § 5 
Abs. 2 BNatSchG i. V. m. § 17 Abs. 2 des Bundes-Boden-
schutzgesetzes sowie nach folgenden aus dem Schutz-
zweck hergeleiteten Vorgaben 

     1.   Die Veränderung des Bodenreliefs insbesondere durch  
Verfüllen von Bodensenken, -mulden oder –rinnen und 
durch Einebnung und Planierung unterbleibt, 

     2.   zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen durch Vertie- 
fung oder Neuanlage von Entwässerungsvorrichtun-
gen unterbleiben, 

     3.   die ordnungsgemäße Unterhaltung und Instandset- 
zung bestehender Drainagen ist zulässig; ihr Ersatz, 
soweit erforderlich auch an anderer Stelle, bedarf der 
schriftlichen Anzeige bei der zuständigen Naturschutz-
behörde mindestens ein Monat vor Beginn, 

     4.   die Anlage landwirtwirtschaftlicher Lagerflächen, wie z.  
B. Feldmieten oder Silos unterbleibt; zulässig ist die 
maximal einwöchige Lagerung von Futterballen, 

     5.   die Anlage von Weihnachtsbaumkulturen, Kurzum- 
triebsplantagen+ oder anderen Sonderkulturen+ unter-
bleibt, 

     6.   die Aufbringung von Geflügelkot unterbleibt, 
     7.   das Einbringen gentechnisch veränderter Pflanzen un- 

terbleibt, 
     8.   auf allen in der maßgeblichen Karte gekennzeichneten  

Ackerflächen gilt über die Regelungen gemäß Nrn. 1 
bis 7 hinaus: 

           a)   die Umwandlung von Acker in Dauergrünland ist  
zulässig, 

           b)   die ackerbauliche Nutzung eines 1 Meter breiten  
Streifens gemessen ab Böschungsoberkante der 
Gewässer 2. und 3. Ordnung unterbleibt, 

     9.   auf allen in der maßgeblichen Karte gekennzeichneten  
Dauergrünlandflächen+ sowie auf den in Dauergrün-
land umgewandelten Ackerflächen gilt über die Rege-
lungen gemäß den Nrn. 1 bis 7 hinaus: 

           a)   die Umwandlung in Acker und eine Ackerzwischen- 
nutzung unterbleibt, 

           b)   jede Art der wendenden oder die Grasnarbe ander- 
weitig zerstörenden Bodenbearbeitung unterbleibt; 
zulässig sind die Erneuerung der Grasnarbe nur 
durch Über- und Nachsaaten im Schlitzdrillverfah-
ren, 

     10. auf Flächen im privaten Eigentum gilt über die Rege- 
lungen gemäß den Nrn. 1 bis 7, der Nr. 8 und der Nr. 9 
hinaus: 

           a)   Auf an Gewässern 2. Ordnung angrenzenden  
Acker- und Dauergrünlandflächen unterbleibt ab 
dem 1. Juli 2022 im Gewässerrandstreifen in einer 
Breite von 5 Metern ab Böschungsoberkante der 
Einsatz und die Lagerung von Dünge- und Pflan-
zenschutzmitteln, 

           b)   auf an Gewässern 3. Ordnung, die nicht regelmä- 
ßig weniger als sechs Monate im Jahr wasserfüh-
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rend sind, angrenzenden Acker- und Dauergrün-
landflächen unterbleibt ab dem 1. Juli 2022 im Ge-
wässerrandstreifen in einer Breite von 3 Metern ab 
Böschungsoberkante der Einsatz und die Lage-
rung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, 

           c)   außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) ge- 
nannten Gewässerrandstreifen erfolgt die Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln auf allen in der 
maßgeblichen Karte gekennzeichneten Dauer-
grünlandflächen nur nach vorheriger Zustimmung 
der zuständigen Naturschutzbehörde. 
 

     11. auf allen in der maßgeblichen Karte gekennzeichneten  
Dauergrünlandflächen+ im öffentlichen Eigentum, gilt 
über die Regelungen gemäß den Nrn. 1 bis 7 und der 
Nr. 9 hinaus: 
 

           a)   eine maschinelle Bodenbearbeitung wie z. B. Wal- 
zen, Schleppen, Striegeln unterbleibt in der Zeit vor 
dem 16.06. eines jeden Jahres, 

           b)   bei Wiesen- und Mähweidennutzung erfolgt der  
erste Schnitt nicht vor dem 16.06. eines jeden Jah-
res; dabei unterbleibt die Mahd eines mindestens 
5,0 m breiten Randstreifens an der Längsseite ei-
nes jeden Flurstücks, soweit das Flurstück eine 
Mindestbreite von 30 m aufweist, bzw. an der 
Längsseite einer zusammenhängend bewirtschaf-
teten Fläche über mehrere Flurstücke, die zusam-
men eine Mindestbreite von 30 m aufweisen und 
von mindestens 2,0 m breiten Randstreifen beid-
seitig entlang von Grüppen bis zur Durchführung 
des zweiten Schnitts bzw. der Nachbeweidung, 
mindestens aber bis zum 31.07. eines jeden Jah-
res; anstelle des zweiten Schnitts ist eine Nachbe-
weidung mit Schafen in Form der Hütehaltung, oh-
ne Zufütterung und ohne Durchtreten der vorhan-
denen Grasnarbe zulässig, 

           c)   die Mahd erfolgt mit Mähwerken ohne Aufbereiter  
(Zetter); zulässig sind Scheiben- und Trommel-
mähwerke sowie Balkenmäher. 

           d)   bei Weidenutzung unterbleibt ein Auftrieb von mehr  
als 2 Weidetieren pro ha vor dem 16.06. eines je-
den Jahres, 

           e)   ein Umbruch der Grasnarbe unterbleibt; zulässig  
zur Grünlandverbesserung und -pflege sind aus-
schließlich Nachsaaten nach vorheriger Zustim-
mung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

           f)    eine organische Düngung mit Wirtschaftsdünger  
wie u. a. Gülle und Jauche sowie Biogasgärresten 
unterbleibt, 

           g)   an Gewässern 2. Ordnung unterbleibt im Gewäs- 
serrandstreifen in einer Breite von 10 Metern ab 
Böschungsoberkante der Einsatz und die Lage-
rung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, 

           h)   an Gewässern 3. Ordnung unterbleibt im Gewäs- 
serrandstreifen in einer Breite von 5 Metern ab Bö-
schungsoberkante der Einsatz und die Lagerung 
von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, 

           i)    außerhalb der unter den Buchstaben g) und h) ge- 
nannten Gewässerrandstreifen ist eine Düngung in 
Form einer entzugsorientierten Mineraldüngung 
auf der Basis einer vom Pächter vorzulegenden 
Bodenuntersuchung sowie der Auftrag von Fest-
mist ohne Geflügelkot bei Nachweis eines Stick-
stoffmangels mit vorheriger Zustimmung der zu-
ständigen Naturschutzbehörde zulässig, 

           j)    außerhalb der unter den Buchstaben g) und h) ge- 
nannten Gewässerrandstreifen erfolgt die Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln nur nach vorheri-

ger Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde. 

     12. eine Vorverlegung des in Nr. 11b) genannten ersten  
Mahdtermins sowie des in Nr. 11d) genannten Termins 
für den Auftrieb von mehr als 2 Weidetieren pro ha um 
maximal 10 Tage ist mit Zustimmung der zuständigen 
Naturschutzbehörde zulässig, soweit der Schutzzweck 
der Verordnung nicht beeinträchtigt wird, 

     13. die unter der Nr. 11 genannten Regelungen für die  
Dauergrünlandflächen+ im öffentlichen Eigentum gel-
ten, soweit die Pachtverträge zur Optimierung der Nut-
zung im Sinne des Schutzzweckes und in Abstimmung 
mit der zuständigen Naturschutzbehörde nichts Ande-
res ausdrücken, 

     14. die Entnahme von Wasser aus Oberflächengewässern  
mittels einer Ansaugleitung zum Tränken von Weide-
vieh ist zulässig, 

     15. die Unterhaltung und Instandsetzung bestehender  
Viehtränken und Weidezäune sowie die Neuerrichtung 
in ortsüblicher und letztere bei Bedarf auch in wolfssi-
cherer Weise sowie in einem lichten Abstand von 1 
Meter zur Böschungsoberkante der Gewässer 2. und 
3. Ordnung sind zulässig, 

     16. die Unterhaltung und Instandsetzung rechtmäßig be- 
stehender Viehunterstände und mobiler Stallungen so-
wie die Neuerrichtung in ortsüblicher Weise+ und in ei-
nem lichten Abstand von 5 Metern zur Böschungsober-
kante der Gewässer 2. und 3. Ordnung sind zulässig, 

     17. bestehende Vorschriften im Rahmen der gemeinsa- 
men Agrarpolitik der EU (GAP) bleiben unberührt, 

     18. Weitergehende Vorschriften zur Bewirtschaftung der  
Ackerflächen gemäß §25 a (3) NAG-BNatSchG blei-
ben von dieser Verordnung unberührt. 

 
(4) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Forstwirtschaft im  

Wald gemäß § 11 des Niedersächsischen Gesetzes über 
den Wald und die Landschaftsordnung und gemäß § 5 (3) 
BNatSchG sowie nach folgenden aus dem Schutzzweck 
hergeleiteten Vorgaben: 
 

     1.   Auf allen in der maßgeblichen Karte gekennzeichneten  
Waldflächen des Schutzgebietes gilt: 

           a)   Die Düngung unterbleibt, 
           b)   die Bodenbearbeitung unterbleibt, 
           c)   die Bodenschutzkalkung unterbleibt, 
           d)   der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln unterbleibt, 
           e)   die Veränderung des Wasserhaushalts im Sinn ei- 

ner Grundwasserabsenkung oder sonstigen Ent-
wässerung unterbleibt, 

           f)    der Holzeinschlag+ und das Rücken+ erfolgen in be- 
stands-, boden- und vegetationsschonender Weise 
und sind, sofern diese Maßnahmen im Zeitraum 
vom 01.03. bis zum 31.08. eines jeden Jahres er-
folgen sollen, nur mit Zustimmung der zuständigen 
Naturschutzbehörde zulässig. 

 
2.   Auf allen in der maßgeblichen Karte gekennzeichneten  

Waldflächen des Schutzgebietes, die nicht den prioritären 
Lebensraumtyp „Moorwälder“ aufweisen und nicht als 
Fortpflanzungsstätte für den Hirschkäfer dienen, gilt über 
die Regelungen gemäß Nr. 1 hinaus: 

 
     a)   Die Einbringung standortfremder, nicht heimischer Ge- 

hölze unterbleibt, 
     b)   der Kahlschlag+ unterbleibt und der Holzeinschlag+  

erfolgt einzelstamm- bis horstweise (Durchmesser 20 
bis max. 40 m) in unregelmäßiger Verteilung über die 
Bestandsfläche, wobei Abstände zueinander von min-
destens einer Baumlänge verbleiben. 
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     3.   Auf allen in der maßgeblichen Karte gekennzeichneten  
Waldflächen des Schutzgebietes mit dem prioritären 
Lebensraumtyp (LRT) 91D0* Moorwälder, die nach 
dem Ergebnis der Basiserfassung+ den Gesamterhal-
tungszustand „B“ aufweisen, ist über die Regelungen 
gemäß Nr. 1 hinaus nur eine dem Erhalt oder der Ent-
wicklung höherwertiger Biotop- oder Lebensraumtypen 
dienende Holzentnahme und nur mit Zustimmung der 
zuständigen Naturschutzbehörde und nach folgenden 
Vorgaben zulässig: 

           a)   Das Befahren der Waldflächen außerhalb vorhan- 
dener Wege zur einzelstammweisen Brennholzent-
nahme für den Eigenbedarf ist mit vorheriger Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde zu-
lässig, 

           b)   beim Holzeinschlag+ ist ein vorhandener Altholzan 
teil

+
 von mindestens 20% der Lebensraumtypfläche 

der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Ei-
gentümers zu belassen oder zu entwickeln, 

           c)   beim Holzeinschlag+ sind je vollem Hektar Lebens 
raumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder 
des jeweiligen Eigentümers mindestens drei leben-
de Altholzbäume+ dauerhaft als Habitatbäume+ zu 
markieren, bis zu ihrem natürlichen Zerfall+ im Be-
stand zu belassen und nach ihrem Absterben neu 
auszuwählen; sofern verkehrssicherungsbedingt 
eine Fällung oder eine Einkürzung eines Habitat-
baumes erforderlich ist, verbleibt der Baum als Tot-
holz im Bestand. Die Fällung eines Habitatbaumes 
ist ebenso wie die anschließende Auswahl eines 
neuen Habitatbaumes der zuständigen Natur-
schutzbehörde 14 Tage vor der Maßnahme anzu-
zeigen, 

           d)   bei Fehlen von Altholzbäumen+ sind ab mindestens  
20 cm Brusthöhendurchmesser der 20% stärksten 
Bäume des Bestandes auf mindestens 5 % der Le-
bensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin 
oder des jeweiligen Eigentümers Teilflächen zur 
Entwicklung von Habitatbäumen+ (Habitatbauman-
wärtern+) dauerhaft zu markieren, 

           e)   beim Holzeinschlag+ ist je vollem Hektar Lebens- 
raumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder 
des jeweiligen Eigentümers mindestens zwei Stück 
stehendes oder liegendes starkes Totholz+ bis zum 
natürlichen Zerfall+ zu belassen, 

           f)    beim Holzeinschlag+ bleiben auf mindestens 80%  
der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentü-
merin oder des jeweiligen Eigentümers lebens-
raumtypische+ Baumarten erhalten oder werden 
entwickelt, 

           g)   bei künstlicher Verjüngung+ werden ausschließlich  
lebensraumtypische Baumarten+ und dabei auf 
mindestens 80% der Verjüngungsfläche lebens-
raumtypische+ Hauptbaumarten angepflanzt oder 
gesät. 

 
     4.   Auf der in der maßgeblichen Karte gekennzeichneten  

Waldfläche des Schutzgebietes, die als Fortpflan-
zungsstätte für den Hirschkäfer dient, gilt über die Re-
gelungen gemäß Nr. 1 hinaus: 
 

           a)   Der Kahlschlag+ unterbleibt und der Holzein- 
schlag+ erfolgt einzelstammweise, bei der Eiche 
erst bei einem Brusthöhendurchmesser von min-
destens 70 cm gemessen in 1,30 m Höhe über 
dem Erdboden; ausgenommen von den Vorgaben 
des Brusthöhendurchmessers sind Eichen, die 
besserwüchsige bzw. ältere Stieleichen bedrän-
gen, 

           b)   beim Einschlag von Laubbäumen sind mindestens  
40 cm hohe Stubben außerhalb der Erschließungs-
linien zu belassen; ausgenommen davon ist die 
Spätblühende Traubenkirsche (Prunus serotina), 

           c)   das Roden, Ausgraben oder Ausfräsen von  
Baumstubben und Wurzeltellern unterbleibt; aus-
genommen davon ist die Spätblühende Traubenkir-
sche (Prunus serotina), 

           d)   die Entfernung von liegenden oder stehenden Tot- 
holz ab mindestens 20 cm Durchmesser an der 
stärksten Stelle unterbleibt, 

           e)   die Entfernung von Habitatbäumen+ unterbleibt;  
sofern verkehrssicherungsbedingt eine Fällung 
oder eine Einkürzung eines Habitatbaumes erfor-
derlich ist, verbleibt der Baum als Totholz im Be-
stand, 

           f)    die künstliche Verjüngung des Bestands durch  
Pflanzung oder Saat erfolgt nur nach vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde 
und unter ausschließlicher Verwendung von Stiel- 
oder Traubeneiche als bestandsbildende Baumart, 

           g)   Größere Einschläge im erforderlichen Umfang zur  
zielgerichteten Eichenverjüngung sind mit vorheri-
ger Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde zulässig. 

      
     5.   Die Errichtung, Nutzung und Unterhaltung von Zäunen  

und Gattern und die Nutzung und Unterhaltung von 
sonst erforderlichen Einrichtungen und Anlagen ist zu-
lässig. 

 
     6.   Eine Neubegründung von Waldflächen durch Auffors- 

tung unterbleibt. 
 
     7.   Artenschutzrechtliche Regelungen zum Schutz von  

Horst+- und Höhlenbäumen+ und sonstigen Fortpflan-
zungs-, Aufzucht- und Ruhestätten bleiben von dieser 
Verordnung unberührt. 

 
(5) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Gewässerunterhal- 

tung der Gewässer 2. und 3. Ordnung nach den Grundsät-
zen des Wasserhaushaltsgesetzes, des Niedersächsi-
schen Wassergesetzes sowie des BNatSchG und nach 
folgenden aus dem Schutzzweck hergeleiteten Vorgaben: 

 
     1.   Aus der jeweils aktuellen und veröffentlichten Fassung  

des Leitfadens Artenschutz - Gewässerunterhaltung+ 
sind die auf den Steinbeißer, die Groppe, das Fluss-
neunauge, das Bachneunauge und auf den Schlamm-
peitzger sowie auf die charakteristischen Tierarten der 
Feuchten Hochstaudenfluren gemäß § 2 Absatz 3 Nr. 
2 a) dieser Verordnung ausgerichteten Hinweise zur 
artenschonenden Gewässerunterhaltung zu berück-
sichtigen. 

     2.   Soweit der Unterhaltungspflichtige dem zuständigen  
Landkreis bis zum 31.01. eines jeden Jahres für die 
Gewässer 2. Ordnung einen Unterhaltungsplan über 
alle im Unterhaltungsjahr und im Geltungsbereich die-
ser Verordnung geplanten Unterhaltungsmaßnahmen 
vorlegt, entfällt die Pflicht des Unterhaltungspflichtigen 
zur Einholung der vorherigen Zustimmung der zustän-
digen Naturschutzbehörde in den Regelungen gemäß 
den Nrn. 3a) bis 3e) und 4a) bis 4b). 

     3.   Bei der Unterhaltung der Gewässer 2. und 3. Ordnung  
und sofern gemäß Nr. 2 keine Unterhaltungspläne für 
den Antener Graben und für den Wehdemühlenbach 
als Gewässer 2. Ordnung vorliegen, gilt: 

           a)   Die Sohlräumung sowie der Ein- und Ausbau von  
Materialien (Einbau von Materialien zur Bö-
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schungsbefestigung) bedürfen der vorherigen Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

           b)   die Ablagerung von Räum- bzw. Mähgut innerhalb  
des Gewässerquerschnitts unterbleibt; Abweichun-
gen hiervon bedürfen der vorherigen Zustimmung 
der zuständigen Naturschutzbehörde, 

           c)   das Abziehen der Böschung zur Wiederherstellung  
des Ausbauzustandes bedarf der vorherigen Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

           d)   die fachgerecht durchgeführte Pflege von Uferge- 
hölzen außerhalb des Waldes zum Zwecke ihrer 
Verjüngung oder zur Behebung unzumutbarer Be-
einträchtigungen bei der Nutzung angrenzender 
landwirtschaftlich genutzter Grundstücke, ist im 
Rahmen der ordnungsgemäßen Gewässerunter-
haltung zulässig; das Fällen, Roden oder eine 
sonstige dauerhafte Beseitigung von Ufergehölzen 
(außer von standortfremden - insbesondere invasi-
ven - Arten) bedürfen der vorherigen Zustimmung 
der zuständigen Naturschutzbehörde, 

           e)   die Anpflanzung von Gehölzen (z. B. Einzelgehölze  
oder Gehölzgruppen) bedarf der vorherigen Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

           f)    das Herausnehmen von Abflusshindernissen zur  
Sicherung des ordnungsgemäßen Wasserabflus-
ses ist zulässig, 

           g)   das Leeren der im NSG vorhandenen Sandfänge  
ist zulässig, soweit mindestens 25 % der Sediment-
fläche im Sandfang verbleiben und eine Bergung 
mit anschließender Umsiedelung der im Sediment 
gefundenen Fische und Muscheln erfolgt. 
 

     4.   Bei der Unterhaltung des Wehdemühlenbaches und  
sofern gemäß Nr. 2 kein Unterhaltungsplan vorliegt, 
gilt über die Regelungen gemäß Nr. 3 hinaus: 

 
           a)   Die Sohlkrautung findet gegen die Fließrichtung  

frühestens vom 01.08. bis spätestens 30.12. eines 
jeden Jahres statt; Abweichungen hiervon bedür-
fen der vorherigen Zustimmung der zuständigen 
Naturschutzbehörde, 

           b)   die Böschungspflege findet frühestens ab dem  
01.08. durch Mahd oder Mulchung in der Form 
statt, dass jährlich wechselnde Uferabschnitte un-
gepflegt belassen werden und das Schnitt- bzw. 
Mulchgut aus der Böschung entfernt wird; Abwei-
chungen hiervon bedürfen der vorherigen Zustim-
mung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

 
     5.   die Gewässerunterhaltung an den Gewässern 3. Ord- 

nung, die an vorhandenen Wegen oder Straßen ver-
laufen erfolgt in der Zeit vom 01.08. bis zum 31.12. ei-
nes jeden Jahres und mit vorheriger Zustimmung der 
zuständigen Naturschutzbehörde; Abweichungen von 
der zeitlichen Vorgabe bedürfen der Anzeige beim 
Landkreis, 

 
     6.   die Unterhaltung an den Gewässern 3. Ordnung, die  

nicht an vorhandenen Wegen oder Straßen verlaufen 
erfolgt in der Zeit vom 01.09. bis zum 31.12. eines je-
den Jahres und mit vorheriger Zustimmung der zustän-
digen Naturschutzbehörde; Abweichungen von der 
zeitlichen Vorgabe bedürfen der Anzeige beim Land-
kreis, 

 
     7.   Bei der Gewässerunterhaltung unterbleibt eine dauer- 

hafte Ablagerung bzw. ein flächenhaftes Aufbringen 
des Räumgutes (u. a. Mähgut und Sedimente) inner-
halb gesetzlich geschützter Biotope nach § 30 

BNatSchG sowie innerhalb der unter § 2 Absatz 3 die-
ser Verordnung genannten Lebensraumtypen. 
 

     8.   Die Sachkunde und Fangberechtigung erfordernde  
Bekämpfung des Bisams mit Fallen ist zulässig, soweit 
diese so ausgestattet sind, dass sie den Fischotter und 
dessen Jungtiere nicht gefährden (z. B. Fallenstern mit 
Otterring). 

 
(6) Die Instandhaltung der bestehenden Grüppen+ erfolgt in  

der Zeit vom 01.10. bis zum 31.12. eines jeden Jahres. 
 

(7) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd  
soweit sie sich auf das Recht zum Aufsuchen, Nachstel-
len, Erlegen und Aneignen von Wild sowie den Jagdschutz 
erstreckt nach folgenden aus dem Schutzzweck hergelei-
teten Vorgaben: 

     1.   Die Neuanlage von Salzlecken, Futterplätzen und Kir- 
rungen außerhalb von als Acker genutzten Flächen be-
darf der vorherigen Zustimmung der zuständigen Na-
turschutzbehörde, 

     2.   die Neuanlage von Kunstbauten bedarf der vorherigen  
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

     3.   die Neuanlage von mit dem Boden fest verbundenen  
Hochsitzen erfolgt nur nach schriftlicher Anzeige bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens ein 
Monat vor Beginn und ausschließlich im räumlichen 
Verbund mit vorhandenen, mindestens etwa gleich ho-
hen Gehölzen, 

     4.   die Neuanlage von nicht fest mit dem Boden verbunde 
nen Hochsitzen erfolgt ausschließlich außerhalb der 
gem. § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Biotope+ 
und außerhalb der unter § 2 Absatz 3 dieser Verord-
nung genannten Lebensraumtypen sowie im Grünland 
nur im räumlichen Verbund mit vorhandenen, mindes-
tens etwa gleich hohen Gehölzen; im Rahmen der 
Drück- und Bewegungsjagden ist in der Zeit vom 
15.07. bis zum 28./29.02. des darauffolgenden Jahres 
das vorübergehende Aufstellen von nicht fest mit dem 
Boden verbundenen Hochsitzen in boden- und vegeta-
tionsschonender Weise im gesamten Schutzgebiet zu-
lässig, 

     5.   die Neuanlage von Wildäckern und Wildäsungsflächen  
außerhalb von als Acker genutzten Flächen unter-
bleibt, 

     6.   die Anfütterung von Wasservogelwild unterbleibt, 
     7.   die Neuanlage von Hegebüschen unterbleibt, 
     8.   die Neuanlage von Jagdhütten unterbleibt, 
     9.   bei der Fallenjagd sind nur Lebendfallen erlaubt, in de 

nen sichergestellt ist, dass im Inneren der Falle keine 
Verletzungsgefahr für gefangenes Wild besteht und 
die Fallen täglich bzw. bei elektronischem Signal un-
verzüglich geleert werden, 

     10. der Einsatz von schweren Lebendfallen (z. B. Beton- 
rohrfallen) in unter § 2 Absatz 3 dieser Verordnung ge-
nannten Lebensraumtypen und in gesetzlich geschütz-
ten Biotopen+ gemäß § 30 BNatSchG bedarf der vor-
herigen Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde, sofern kein einvernehmlich abgestimmtes Fal-
lenmanagement zwischen den Jagdausübungsbe-
rechtigten und dem Landkreis vorliegt. 

     11.  Der Schuss auf semiaquatische Säugetiere in und auf  
dem Wasser ist nicht zulässig. 

 
(8) Die fachgerechte Elektrobefischung und die Art und Indivi- 

duen schonende Reusenfischerei zur Erfassung des 
Fischbestandes im Rahmen des FFH-Monitorings und der 
Gewässerunterhaltung sind zulässig; beim Einsatz von 
Reusen und ähnlichen Fischereigeräten sind Ausstiegs-
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möglichkeiten für den Fischotter sicherzustellen oder Ot-
terschutzgitter zu verwenden. 

 
(9) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in den  

Absätzen 2 bis 5 und 7 genannten Fällen die erforderliche 
Zustimmung nur erteilen, wenn und soweit dadurch keine 
Beeinträchtigungen oder nachhaltige Störungen des NSG 
oder seiner für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck 
dieser Verordnung maßgeblichen Bestandteile zu erwar-
ten sind. Die Zustimmung kann mit Nebenbestimmungen 
hinsichtlich Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise verse-
hen werden. 
 

(10)Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in den  
Absätzen 2 bis 5 und 7 genannten Fällen der Anzeige-
pflicht die erforderlichen Anordnungen treffen, um die Ein-
haltung des Schutzzwecks dieser Verordnung sicherzu-
stellen. Sie kann insbesondere Regelungen hinsichtlich 
Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise treffen. 

 
(11)Weitergehende Vorschriften zum Schutz gesetzlich ge- 

schützter Biotope+ gem. § 30 BNatSchG i. V. m. 24 
NAGBNatSchG, des allgemeinen Artenschutzes gem. § 39 
BNatSchG und des besonderen Artenschutzes gem. § 44 
BNatSchG sowie der Verordnung zum Schutz von Baum-
reihen, Hecken und Feldgehölzen im Landkreis Osnabrück 
vom 26.08.1996 bleiben von dieser Verordnung unberührt. 
 

(12)Bestehende rechtmäßige bzw. behördliche Genehmigun- 
gen, Erlaubnisse oder sonstige Verwaltungsakte bleiben 
von dieser Verordnung unberührt. 

 
 

§ 5 
Befreiungen 

 
(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die zuständige  

Naturschutzbehörde nach Maßgabe des § 67 BNatSchG i. 
V. m. § 41 NAGBNatSchG Befreiung gewähren. 
 

(2) Eine Befreiung zur Realisierung von Plänen oder Projek- 
ten kann gewährt werden, wenn sie sich im Rahmen der 
Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 26 
NAGBNatSchG als mit dem Schutzzweck dieser Verord-
nung vereinbar erweisen oder die Voraussetzungen des § 
34 Abs. 3 bis 6 BNatSchG erfüllt sind. 

 
 

§ 6 
Anordnungsbefugnisse 

 
Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 NAGBNatSchG kann die 
zuständige Naturschutzbehörde die Wiederherstellung des 
bisherigen Zustands anordnen, wenn gegen die Verbote des § 
3 oder die Zustimmungsvorbehalte und Anzeigepflichten des § 
4 dieser Verordnung verstoßen wurde und Natur oder Land-
schaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder verändert wor-
den sind. 
 
 

§ 7 
Pflege-, Entwicklungs- und 

Wiederherstellungsmaßnahmen 
 
(1) Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentü- 

mer sowie Nutzungsberechtigte haben die Durchführung 
von folgenden durch die zuständige Naturschutzbehörde 
angeordneten oder angekündigten Untersuchungen und 
Maßnahmen zu dulden, soweit hierdurch die Nutzung des 

Grundstücks nicht unzumutbar beeinträchtigt wird: 
     1.   das Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des  

NSG und seiner Wege sowie zur weiteren Information 
über das NSG, 

     2.   Untersuchungen zur Erhaltung, Pflege, Entwicklung  
und Wiederherstellung des NSG oder einzelner seiner 
Bestandteile, 

     3.   Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege, Entwicklung und  
Wiederherstellung des NSG oder einzelner seiner Be-
standteile, 

     4.   Maßnahmen zur Erreichung der Schutz- und Erhal- 
tungsziele gemäß § 2 dieser Verordnung, die - soweit 
erforderlich – in einem unter Beteiligung der Grund-
stückseigentümerin und des Grundstückeigentümers 
oder der/des Nutzungsberechtigten erarbeiteten Ma-
nagementplan, Maßnahmenblatt oder Pflege- und Ent-
wicklungsplan dargestellt sind, 

     5.   das Markieren von Habitatbäumen+ und von Teilflä- 
chen zur Entwicklung von Habitatbäumen+, 

 
(2) Die §§ 15 und 39 NAGBNatSchG sowie § 65 BNatSchG  

bleiben von dieser Verordnung unberührt. 
 
 

§ 8 
Umsetzung von Erhaltungs- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen 

 
(1) Die in den §§ 3 und 4 dieser Verordnung enthaltenen Re- 

gelungen entsprechen in der Regel Maßnahmen zur Erhal-
tung eines günstigen Erhaltungszustandes der im NSG 
vorkommenden Lebensraumtypen gemäß Anhang I und 
der Tierarten gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie, 
 

(2) Die in § 7 Abs. 1 dieser Verordnung beschriebenen Maß- 
nahmen dienen darüber hinaus der Erhaltung oder Wie-
derherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der 
im NSG vorkom-menden Lebensraumtypen gemäß An-
hang I und Tierarten gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie. 
 

(3) Als Instrumente zur Umsetzung der in § 7 dieser Verord- 
nung vorgesehenen Maßnahmen dienen insbesondere 

     1.   Pflege-, Entwicklungs-, Erhaltungs- und Wiederherstel- 
lungsmaßnahmen der zuständigen Naturschutzbehör-
de, 

     2.   freiwillige Vereinbarungen, insbesondere im Rahmen  
des Vertragsnaturschutzes, 

     3.   Einzelfallanordnungen nach § 15 NAGBNatSchG. 
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig gemäß § 69 Abs. 8 BNatSchG i. V. m. § 43  

Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 NAGBNatSchG handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig entgegen § 23 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
Handlungen vornimmt, die das NSG oder einzelne seiner 
Bestandteile zerstören, beschädigen oder verändern oder 
zu einer nachhaltigen Störung führen können. 
 

(2) Ordnungswidrig gemäß § 69 Abs. 8 BNatSchG i. V. m. § 43  
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 NAGBNatSchG handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig gegen die Verbote des § 3 Abs. 1 ver-
stößt, ohne dass eine Freistellung nach § 4 vorliegt oder 
eine erforderliche Zustimmung erteilt oder eine Befreiung 
gewährt wurde. 
 

(3) Ordnungswidrig gemäß § 69 Abs. 8 BNatSchG i. V. m.§ 43  
Abs. 2 Satz 1, Nr. 7 NAGBNatSchG handelt, wer vorsätz-



lich oder fahrlässig entgegen § 16 Abs. 2 NAGBNatSchG 
i. V. m. § 3 Abs. 2 dieser Verordnung das NSG betritt, ohne 
dass eine Freistellung nach § 4 vorliegt oder eine erforder-
liche Zustimmung erteilt oder eine Befreiung gewährt wur-
de. 
 

(4) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können gemäß § 43  
Abs. 3 NAGBNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 50.000 
€, in den Fällen der Abs. 2 und 3 bis zu 25.000 € geahndet 
werden. 
 

(5) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 43 Abs. 2 NAGBNat  
SchG begangen worden, so können gemäß § 72 
BNatSchG i. V m. § 44 NAGBNatSchG Gegenstände, auf 
die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht und die zu ihrer 
Begehung oder Vorbereitung gebraucht wurden, eingezo-
gen werden. 

 
 

§ 10 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Begriff: 
 
Altholzanteil               Bei Vor- und Endnutzung zu erhaltender  

Anteil erwachsener Bäume, die als Re-
serve für den Erhalt der an Altholz ge-
bundenen Lebensgemeinschaft auf der 
Lebensraumtypfläche einer jeden Ei-
gentümerin und eines jeden Eigentü-
mers verbleiben soll. 

Altholzbäume            Bäume, die einen Brusthöhendurchmes- 
ser von mindestens 50 cm und/oder ein 
Alter von mehr als 100 Jahren aufwei-
sen. Bei Laubholz mit niedriger Um-
triebszeit wie Birke und Erle liegt die ent-
sprechende Untergrenze für den Brust-
höhendurchmesser bei 30 cm und für 
das Alter bei 60 Jahren. 

Ausbau von Wegen   Liegt vor, wenn der Grad der Versiege- 
lung erhöht wird (z. B. Schotterung von 
Grünwegen) bzw. eine Verbreiterung der 
Fahrbahn erfolgt. 

Ausbau von              Ausbau eines Gewässers ist die Her- 
Gewässern                stellung, die Beseitigung und die we 

sentliche Umgestaltung eines Gewäs-
sers oder seiner Ufer. Das Verbot 
schließt damit u. a. eine strukturelle Ni-
vellierung der Grabensohle, eine we-
sentliche Veränderung des Grabenpro-
fils und eine Sohlvertiefung aus. Ein Ge-
wässerausbau liegt nicht vor, wenn ein 
Gewässer nur für einen begrenzten Zeit-
raum entsteht und der Wasserhaushalt 
dadurch nicht erheblich beeinträchtigt 
wird. 

Basiserfassung         Flächendeckende Biotopkartierung der  
FFH-Gebiete zur Erfassung und Abgren-
zung der FFH-Lebensraumtypen und 
zur Bewertung ihrer Erhaltungszustände 
im Rahmen der Beobachtung von Natur 
und Landschaft gemäß § 6 BNatSchG 
und als Grundlage für die Festsetzun-
gen der notwendigen Erhaltungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen. 

Bauliche Anlagen      Bauliche Anlagen im Sinne der Verord- 
nung (§ 4 Nr. 23) sind alle unter § 2 der 
Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) 
genannten Anlagen einschließlich der im 

Anhang der NBauO aufgeführten ver-
fahrensfreien Baumaßnahmen. 

Bodenbestandteile    Bodenbestandteile im Sinne der Verord- 
nung sind alle festen, flüssigen und gas-
förmigen Bestandteile des Boden i.S. 
des § 2 Abs. 1 Bundes-Bodenschutzge-
setz im Verordnungsgebiet. 

Bodenmaterial           Material aus Böden i. S. des § 2 Abs. 1  
Bundes-Bodenschutzgesetz und deren 
Ausgangssubstraten einschließlich Mut-
terboden, das im Zusammenhang mit 
Baumaßnahmen oder anderen Verän-
derungen der Erdoberfläche ausgeho-
ben, abgeschoben oder behandelt wird. 

Dauergrünland-         Dauergrünlandflächen werden durch  
flächen                      Einsaat oder auf natürliche Weise  

(Selbstaussaat) zum Anbau von Gras 
oder anderen Grünfutterpflanzen ge-
nutzt und sind seit mindestens fünf Jah-
ren nicht Bestandteil der Fruchtfolge des 
landwirtschaftlichen Betriebs und seit 
mindestens fünf Jahren nicht umge-
pflügt worden. 

gebietsheimisch        Als gebietsheimisch wird in diesem Zu- 
sammenhang eine Art bezeichnet, wenn 
sie in der betreffenden naturräumlichen 
Region heimisch ist und auf dem Stand-
ort natürlicherweise vorkommt. 

gesetzlich                 Bestimmte Teile von Natur- und Land- 
geschützte Biotope   schaft, die eine besondere Bedeutung  
(§ 30 BNatSchG)      als Biotope, z. B. Quellen, Sumpfwälder  

oder Feuchtwiesen, haben, sind gesetz-
lich geschützt (allgemeiner Grundsatz). 
Ein Verfahren zur Ausweisung gesetz-
lich geschützter Biotope hat der Gesetz-
geber nicht vorgesehen. Die Lage der 
geschützten Biotope zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Verordnung ist ei-
ner Karte im Anhang zur Begründung zu 
entnehmen. Geschützte Biotope können 
zukünftig an weiteren Orten des Gel-
tungsbereiches dieser Verordnung ent-
stehen. Der jeweils aktuelle Stand ist bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde 
und auf dem Server des Landkreises 
Osnabrück einsehbar. Zudem werden 
gesetzlich geschützte Biotope den je-
weiligen Eigentümerinnen und Eigentü-
mern bekannt gegeben. 

Gewässerausbau      Gewässerausbau ist die Herstellung, die  
Beseitigung und die wesentliche Umge-
staltung eines Gewässers (u. a. Fließge-
wässer, Gräben, Stillgewässer) oder sei-
ner Ufer. 

Grüppe                      Im Sinne der Verordnung sind linienför- 
mige, gefräste, geschlitzte oder in ande-
rer Art geöffnete oder ausgehobene Rin-
nen oder grabenähnliche Strukturen, die 
der Binnenentwässerung der Fläche 
dienen. 

Habitatbaum              Lebender Altholzbaum mit besonderen  
Strukturen: Horst- und Höhlenbäume, 
breitkronige Hutebäume, mehrstämmige 
Bäume, Bäume mit erkennbaren Fauls-
tellen und Mulmhöhlen, sich lösender 
Rinde, Pilzkonsolen, abgebrochenen 
Kronen oder Kronen, die zu mehr als ei-
nem Drittel abgestorben sind sowie 
Uraltbäume, die aufgrund ihres hohen 

211



Alters oder ihrer großen Dimensionen 
mit hoher Wahrscheinlichkeit bereits 
holzentwertende Fäulen aufweisen. 

Habitatbaum-            Möglichst alter Baum, der derzeit noch 
anwärter                    keine besonderen Habitatstrukturen auf 

weist, aber mittel- bis langfristig gut da-
für geeignet erscheint. 

Holzeinschlag            Abtrennen von Bäumen von ihrer Wur- 
zel, Zu-Fall-Bringen, Entasten und Ein-
schneiden auf Transportlängen. 

Holzentnahme           Holzeinschlag mit Abtransport des ge- 
fällten Holzes vom Fällort bis zum 
nächsten Weg, ggf. zur Zwischenlage-
rung. 

Höhlenbaum              Baum mit Höhlen im Stamm- und/oder  
Kronenbereich. Besondere Bedeutung 
haben Spechthöhlen und Fäulnislöcher 
auch für zahlreiche z. T. hochspeziali-
sierte Folgenutzer. Neben höhlenbrüten-
den Vogelarten, wie z. B. den heimi-
schen Spechtarten, den Hohltauben und 
Käuzen, sind Fledermäuse, Baummar-
der, Bilche und Insekten, wie Wildbie-
nen, Hornissen und holzbewohnende 
Käfer auf derartige Höhlen angewiesen. 

Horstbaum                Baum mit einem i. d. R. größeren Vogel 
nest, das von einem Paar einer Vogelart 
üblicherweise wiederkehrend als Brut- 
und Aufzuchtstätte genutzt wird oder 
von einem anderen Paar derselben Art, 
einem Paar einer anderen Art oder einer 
anderen Tiergruppe weiter genutzt wird. 
Auch kleinere Nester, wie die des Sper-
bers, sind mit einbezogen. 
Zu den horstbauenden und horstnutzen-
den Arten zählen die heimischen Vertre-
ter folgender Vogelfamilien: Greifvögel 
(Accipitridae), Falken (Falconidae), Eu-
len (Strigidae), Störche (Ciconiidae) und 
Reiher (Ardeidae). 

Kahlschlag                Hiebmaßnahme gemäß § 12 Abs. 1  
Satz1 NWaldLG, die sich auf eine zu-
sammenhängende Waldfläche von mehr 
als einem Hektar erstreckt und den 
Holzvorrat dieser Fläche auf weniger als 
25 vom Hundert verringert oder vollstän-
dig beseitigt. 

künstliche                 Überführung eines Waldbestandes in  
Verjüngung                die nächste Waldgeneration durch Ein 

bringen und Pflege von i. d. R. nicht aus 
der Fläche stammenden Vermehrungs-
gut (Samen und Jungpflanzen) durch 
Saat oder Pflanzung. 

Kurzumtriebs-            Bei Kurzumtriebsplantagen handelt es 
plantagen                  sich um Anpflanzungen schnellwach 

sender Gehölze (meist Pappel- oder 
Weidenhybriden), die in kurzen Zyklen 
geerntet werden und deren holzarti-ge 
Biomasse meist energetisch genutzt 
wird. 

lebensraumtypisch    Eine Art wird als lebensraumtypisch be 
zeichnet, wenn sie charakteristisch für 
einen Lebensraumtyp nach der FFH-
Richtlinie ist. 

Leitfaden Arten-         Arbeitshilfe zur Berücksichtigung arten- 
schutz - Gewäs-        schutzrechtlicher Belange bei Maßnah- 
serunterhaltung         men der Gewässerunterhaltung in Nie- 

dersachsen. 
Hrsg.: NLWKN, 2. aktualisierte Fassung 

März 2020, Bekanntmachung des MU 
im Nds. Ministerialblatt 31/2020, S. 673 
am 29.06.2020 

natürlicher Zerfall      Der Begriff bedeutet in dem Verord- 
nungskontext den Abbau oder das Auf-
lösen von Holz im Rahmen natürlicher 
Zersetzungsprozesse im Wald. Ein Ha-
bitatbaum gilt als zerfallen, wenn er im 
Rahmen dieser Prozesse zu Mullmoder, 
Mull oder Humus geworden ist. 

Neubau von Straßen Liegt vor, wenn in bisher nicht erschlos- 
und Wegen                senen Bereichen eine neue Straße bzw.  

ein neuer Weg entsteht. 
Rücken                      Abtransport des gefällten Holzes vom  

Fällort bis zum nächsten Weg, ggf. zur 
Zwischenlagerung. 

Schlegelmäher          Schlegelmäher sind durch ein Mähwerk  
aus einer gegenläufig zur Fahrtrichtung 
arbeitenden, schnell laufenden Schle-
gelwelle mit angebauten Winkelmessern 
oder Schlegeln, die das Mähgut ab-
schlagen, gekennzeichnet. 

Sonderkulturen          Sonderkulturen sind alle Kulturen, die  
nicht zu den Hackfrüchten, zu Getreide 
oder zu Futterpflanzen zählen. Kartof-
feln zählen zu den Hackfrüchten, Kör-
nermais zu Getreide. Abweichungen 
können von der unteren Naturschutzbe-
hörde in Abstimmung mit der Landwirt-
schaftskammer Niedersachsen festge-
legt werden. 

standortgerecht         Eine Art wird hier als standortgerecht  
bezeichnet, wenn die gegebenen Stand-
ortbedingungen den ökologischen An-
sprüchen der Art entsprechen. 

starkes Totholz          Abgestorbene stehende oder liegende  
Bäume oder Baumteile (Überreste mit 
mehr oder weniger fortgeschrittenen 
Zerfallserscheinungen - im Unterschied 
zu Habitatbäumen, die noch leben) ab 3 
m Länge und mit einem Mindestdurch-
messer von 50 cm. Bei Laubholz mit 
niedriger Umtriebszeit wie Birke und Er-
le liegt die entsprechende Untergrenze 
für den Mindestdurchmesser bei 30 cm. 
Nicht unter Totholz fallen Bäume, die 
aufgrund biotischer oder abiotischer Ur-
sachen frisch abgestorben sind. 

Viehhütten in orts-     Viehhütten aus Blech bzw. mit einem 
üblicher Weise          Dach aus Plastikfolie stellen keine Vieh 

hütten in ortsüblicher Weise dar.  
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im  

Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über das NSG „Sudden- 
moor/Anten“ (Amtsbl. für den Regierungsbezirk Weser-
Ems Nr. 51 v. 19.12.1997) in dem durch diese Verordnung 
als NSG „Anten“ abgegrenzten Bereich außer Kraft. 

 
Osnabrück, den 22.03.2021 
 

Landkreis Osnabrück 
Anna Kebschull 

(Landrätin) 

Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück Nr. 8, 30. April 2021   
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27 
Verordnung 

über das Naturschutzgebiet "Achmer Sand" 
in der Stadt Bramsche, Landkreis Osnabrück 

vom 22.03.2021 
 
 
Aufgrund der §§ 20 Abs. 2 Nr. 1, 22 Abs. 1, 23 sowie 32 Abs. 
2 und 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 290 der Ver-
ordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert wor-
den ist i. V. m. den §§ 14 ,15, 16, sowie 32 Abs. 1 Niedersäch-
sisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 104), zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 11.11.2020 (Nds. 
GVBl. S. 451) und des § 9 Abs. 4 Niedersächsisches Jagdge-
setz (NJagdG) vom 16.03.2001 (Nds. GVBl. S. 100), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 25.10.2018 (Nds. GVBl. S. 220; 
2019 S. 26) wird verordnet: 
 

§ 1 
Naturschutzgebiet 

 
(1) Das in den Absätzen 2 und 3 näher bezeichnete Gebiet  

wird zum Naturschutzgebiet (NSG) „Achmer Sand" erklärt. 
 

(2) Das NSG liegt in der biogeografischen Region „Ems-Hun 
te-Geest und Dümmer- Geestniederung“. Es gehört zum 
Gebiet der Stadt Bramsche. Im Westen grenzt das NSG 
direkt an das NSG „Haler Feld-Vogelpohl“ auf Seiten des 
Bundeslandes Nordrhein-Westfalen an. Das Gebiet ist Teil 
der Plantlünner Sandebene im Nordwesten des Weser- 
und Weser-Leine-Berglandes. Es zeichnet sich aus durch 
strukturreiche Heideflächen und offene, meist lückige 
Grasflächen auf Binnendünen. Das Gebiet weist ausge-
dehnte Magerrasen und Heiden mit bedeutenden Vorkom-
men von Sandheiden und Silbergrasfluren auf Binnendü-
nen auf. Ausgedehnte Weidengebüsche und Sumpfwälder 
sowie Sukzessionswälder auf trockenen Standorten sind 
von temporär oder permanent wasserführenden Sprengt-
richtern durchsetzt. 
 

(3) Die Lage des NSG ist aus der mitveröffentlichten Über- 
sichtskarte im Maßstab 1:25.000 (Anlage 1) zu entneh-
men. Die Grenze des NSG ergibt sich aus der maßgebli-
chen Karte im Maßstab 1:5.000 (Anlage 2). Sie verläuft 
auf der schwarzen Linie an der Innenseite des in der Kar-
te dargestellten grauen Bandes. Die Karten sind Bestand-
teil dieser Verordnung. Die Verordnung, die Übersichtskar-
te sowie die maßgebliche Karte können während der 
Dienststunden bei der Stadt Bramsche und dem Landkreis 
Osnabrück – Untere Naturschutzbehörde – unentgelt-lich 
eingesehen werden.  

 
(4) Das NSG „Achmer Sand“ umfasst das Fauna-Flora-Habi- 

tat (FFH)-Gebiet „Achmer Sand“ (offizielle EU-Nr. DE 
3613-331; niedersächsische Nr. 238) gemäß der Richtlinie 
92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates vom 21.5.1992 zur 
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild le-
benden Tiere und Pflanzen (ABl.EG Nr. L 206 S. 7; 1996 
Nr. 59 S.63), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2013/17/EU des Rates vom 13.5.2013 (ABl. EU Nr. L 158 
S. 193).  
 

(5) Das NSG hat eine Größe von ca. 351 ha.  
 
(6) Unter § 10 „Begriffsbestimmungen“ sind die mit einem  

hochgestellten Kreuz (+) gekennzeichneten Begriffe in al-
phabetischer Reihenfolge aufgelistet und definiert. 

§ 2 
Schutzzweck 

 
(1) Allgemeiner Schutzzweck für das NSG ist gemäß der §§  

23 Abs. 1 und 32 Abs. 3 BNatSchG i. V. m § 16 
NAGBNatSchG die Erhaltung, Entwicklung oder Wieder-
herstellung von Lebensstätten, Biotopen und Lebensge-
meinschaften bestimmter wild lebender, schutzbedürftiger 
Tier- und Pflanzenarten, ausgedehnter Magerrasen sowie 
Dünen, Heiden, Kleingewässer und Feuchtgebüsche von 
besonderer Seltenheit, Eigenart, Vielfalt und Schönheit. 
Damit verbunden sind insbesondere 

     1.   die Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung ei- 
ner hohen Artenvielfalt mit stabilen, sich selbst erhal-
tenden Populationen schutzwürdiger und schutzbe-
dürftiger Tier- und Pflanzenarten einschließlich ihrer 
Lebensgemeinschaften und geeigneter Lebensräume 
ausreichender Flächengrößen und Habitatausstattung; 
das NSG stellt einen wichtigen Lebensraum unter an-
derem für Insekten, insbesondere für bodennistende 
Sandbienen, Tagfalter, Amphibien, insbesondere für 
Kammmolch (Triturus cristatus) Kreuzkröte (Epidalea 
calamita) und Laubfrosch (Hyla arborea) sowie für Vö-
gel, insbesondere für Feldlerche (Alauda arvensis), 
Heidelerche (Lullula arborea), Neuntöter (Lanius collu-
rio) und Wespenbussard (Pernis apivorus), dar. 

 
     2.   die Erhaltung und Entwicklung struktur- und artenrei- 

cher Sandtrockenrasen in unterschiedlicher Ausprä-
gung und enger räumlicher Verzahnung mit offenen, 
meist lückig bewachsenen Silbergrasfluren und trocke-
nen Heiden sowie Sandheiden auf Binnendünenkom-
plexen mit ihrer jeweils charakteristischen Vegetation, 
Fauna und natürlichen Morphologie, 

 
     3.   die Erhaltung und Entwicklung extensiv bewirtschafte 

ter Grünlandkomplexe aus artenreichen mageren 
Flachland-Mähwiesen sowie Pfeifengraswiesen, 

 
     4.   die Erhaltung und Entwicklung naturnaher Waldinnen- 

ränder und Waldränder mit Übergängen in das angren-
zende Offenland, 

 
     5.   die Erhaltung und Entwicklung naturnaher, standort- 

heimischer Laubmischwälder insbesondere der bo-
densauren Eichenwälder; die Wälder werden so weit 
wie möglich der natürlichen Entwicklung überlassen 
und die Naturverjüngung hat Vorrang vor allen ande-
ren Verjün-gungsformen, 

 
     6.   die Erhaltung und Entwicklung von Sumpfgebüschen,  

Feuchtheiden, Nasswiesen, Nassgrünland, Über-
gangs- und Schwingrasenmooren sowie Torfmoor-
Schlenken, 

 
     7.   die Erhaltung der Gehölzstrukturen außerhalb der  

Wälder, soweit dies nicht den Lebensraumansprüchen 
der offenlandbrütenden Vogelarten widerspricht, 

 
     8.   die Erhaltung und Entwicklung niederungstypischer  

Biotope insbesondere der temporären und permanen-
ten Stillgewässer, einschließlich des Löschteichs und 
der Sprengtrichter, auch als Habitat für gefährdete Am-
phibien- und Libellenarten, 

 
     9.   die Erhaltung von Grünwegen mit ihren arten- insbe- 

sondere orchideenreichen Säumen mit unter anderem 
Geflecktem Knabenkraut (Dactylorhiza maculata) und 
Breitblättrigem Ständelwurz (Epipactis helleborine), 
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     10. die Erhaltung und Entwicklung des Landschaftsbildes  
in seiner Seltenheit, besonderen Eigenart und hervor-
ragenden Schönheit, 

 
     11. die Erhaltung des unbesiedelten Charakters des  

Schutzgebietes, 
 
     12. die Ruhe und Ungestörtheit des Gebietes. 
 
(2) Das NSG ist Teil des kohärenten europäischen ökologi- 

schen Netzes „Natura 2000“; die Unterschutzstellung dient 
gemäß § 32 Abs. 2 BNatSchG der Erhaltung des Gebietes 
als FFH-Gebiet. 
 

(3) Schutzzweck des NSG als FFH-Gebiet im Sinne der Er- 
haltungsziele gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG ist über § 
2 Abs. 1 dieser Verordnung hinaus die Erhaltung oder 
Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes 
gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 10 BNatSchG der im Gebiet vor-
kommenden natürlichen Lebensräume von gemeinschaft-
lichem Interesse gemäß Anhang I der FFH-Richtlinie als 
die für den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile 
 

     1.   insbesondere der Lebensraumtypen (Anhang I FFH- 
Richtlinie) 

           a)   2310 Sandheiden mit Besenheide und Ginster  
auf Binnendünen 
als gut entwickelte, nicht oder wenig verbuschte, 
örtlich auch von Baumgruppen durchsetzte Zwerg-
strauchheiden mit Dominanz von Besenheide (ein-
gestreut auch Englischer Ginster) sowie einem Mo-
saik unterschiedlicher Altersstadien mit offenen 
Sandstellen, niedrig- und hochwüchsigen Heidebe-
ständen, einschließlich ihrer charakteristischen 
Pflanzenarten wie z.B.: Besenheide (Calluna vul-
garis) und Englischer Ginster (Genista anglica) und 
ihrer charakteristischen Tierarten wie z.B. Kleiner 
Heidegrashüpfer (Stenobothrus stigmaticus), Hei-
de-Laufkäfer (Carabus nitens), Heidelerche (Lullula 
arborea) und Feldlerche (Alauda arvensis). 
 

           b)   2330 Offene Grasflächen mit Silbergras und  
Straußgras auf Binnendünen 
als Dünen des Binnenlandes mit gut entwickelten, 
nicht oder wenig verbuschten, von offenen Sand-
stellen durchsetzten Sandtrockenrasen einschließ-
lich ihrer charakteristischen Pflanzenarten wie z.B.: 
Silbergras (Corynephorus canescens) und Sand-
segge (Carex arenaria) und ihrer charakteristi-
schen Tierarten wie z.B. Kleiner Sonnenröschen-
bläuling (Aricia agestis), Ockerbindiger Samtfalter 
(Hipparchia semele), Heidelerche (Lullula arborea) 
sowie diversen Arten der Wildbienen und Grabwes-
pen. 
 

           c)   4030 Trockene Heiden  
als naturnahe bzw. halbnatürliche, von lockerem 
Strauch- oder Baumbestand durchsetzte Zwerg-
strauchheiden sowie einem Mosaik unterschiedli-
cher Altersstadien mit offenen Sandflächen, nied-
rig- und hochwüchsigen Heidebeständen, häufig 
vergesellschaftet mit Sandheiden, einschließlich ih-
rer charakteristischen Pflanzenarten wie z.B. Be-
senheide (Calluna vulgaris) und ihrer charakteristi-
schen Tierarten wie z.B. Heidelerche (Lullula arbo-
rea) und Feldlerche (Alauda arvensis). 
 

           d)   6410 Pfeifengraswiesen 
als nährstoffarme, ungedüngte, kalkarme, vorwie-

gend gemähte Feuchtwiesen einschließlich ihrer 
charakteristischen Pflanzenarten wie z.B. Gewöhn-
liches Pfeifengras (Molinia caerulea), Wassernabel 
(Hydrocotyle vulgaris), Blutwurz (Potentilla erecta) 
und ihrer charakteristischen Tierarten. 
      

           e)   6510 Magere Flachland-Mähwiesen 
als mageres, nicht oder wenig gedüngtes, vorwie-
gend gemähtes Grünland mäßig trockener, kalkar-
mer Standorte einschließlich der charakteristischen 
Pflanzenarten und ihrer charakteristischen Tierar-
ten wie z.B. Feldlerche (Alauda arvensis) und Wie-
senpieper (Anthus pratensis). 
 

           f)    9110 Hainsimsen-Buchenwald 
als naturnahe, strukturreiche Buchen- und Buchen-
Eichenwälder auf bodensauren alten Waldstandor-
ten, mit allen Alters- und Zerfallsphasen in mosaik-
artigem Wechsel, standortgerechten+, lebensraum-
typischen+ Baumarten (wie Rotbuche (Fagus sylva-
tica) als Hauptbaumart mit einem Bestandesanteil 
von mindestens 50 % sowie Stieleiche (Quercus 
robur) als Nebenbaumart, einem hohen Tot- und 
Altholzanteil+, Höhlenbäumen, natürlich entstande-
nen Lichtungen und vielgestaltigen Waldrändern 
einschließlich ihrer charakteristischen Pflanzenar-
ten wie z.B. Pillen-Segge (Carex pilulifera) und 
Draht-Schmiele (Deschampsia flexuosa) und ihrer 
charakteristischen Tierarten. 
 

           g)   9190 Alte bodensaure Eichenwälder auf Sand- 
böden mit Stieleiche  
als naturnahe bzw. halbnatürliche, strukturreiche 
Eichenmischwälder auf nährstoffarmen Sandbö-
den, mit allen Alters- und Zerfallsphasen in mosaik-
artigem Wechsel, mit standortgerechten+, lebens-
raumtypischen+ Laubbaumarten, insbesondere den 
Hauptbaumarten Stieleiche (Quercus robur) (min-
destens 50 % Bestandsanteil) sowie der Rotbuche 
(Fagus sylvatica), Sand-Birke (Betula pendula), Zit-
ter-Pappel (Populus tremula) und der Eberesche 
(Sorbus aucuparia) als Nebenbaumarten, einem 
hohen Tot- und Altholzanteil+, Höhlenbäumen und 
vielgestaltigen Waldrändern einschließlich ihrer 
charakteristischen Pflanzenarten wie z.B. Stech-
palme (Ilex aquifolium) und Heidelbeere (Vaccini-
um myrtillus) und ihrer charakteristischen Tierar-
ten. 

 
(4) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele sowie  

von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen kann aufbau-
end auf die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch 
durch Angebote des Vertragsnaturschutzes unterstützt 
werden. 

 
 

§ 3 
Verbote 

 
(1) Gemäß § 23 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind alle Handlun- 

gen verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder 
Veränderung des NSG oder seiner Bestandteile oder zu 
einer nachhaltigen Störung führen können. Gleiches gilt 
für Handlungen außerhalb des NSG, die sich auf das NSG 
entsprechend auswirken. Gemäß § 33 Abs. 1 BNatSchG 
sind alle Handlungen unzulässig, die zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung des Natura 2000-Gebietes in seinen für 
die Erhaltungsziele und den Schutzzweck dieser Verord-
nung maßgeblichen Bestandteile führen können. 
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     Insbesondere werden folgende Handlungen untersagt: 
     1.   die Ruhe der Natur durch Lärm oder auf andere Weise  

zu stören, 
     2.   wild lebenden Tieren und deren Entwicklungsstadien  

nachzustellen, sie zu stören, zu beunruhigen, zu fan-
gen oder zu töten sowie ihre Brut- und Wohnstätten zu 
entnehmen oder zu beschädigen, 

     3.   gentechnisch veränderte Organismen einzubringen, 
     4.   Pflanzen zu beschädigen, auszureißen, auszugraben  

oder Teile davon abzupflücken, abzuschneiden oder 
abzureißen, 

     5.   Pflanzen oder Tiere, insbesondere gebietsfremde und  
invasive Arten, anzusiedeln oder auszusetzen, 

     6.   Erstaufforstungen anzulegen, 
     7.   Wald in eine andere Nutzungsart umzuwandeln, 
     8.   Laubwald in Nadelwald umzuwandeln, 
     9.   Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen+  

oder andere Sonderkulturen anzulegen 
     10. Wasser aus oberirdischen Gewässern oder Grund- 

wasser zu entnehmen sowie in die bestehenden Ver-
hältnisse im Wasserhaushalt in der Art einzugreifen, 
dass es zu einer weitergehenden Entwässerung des 
Schutzgebietes oder von Teilflächen kommen kann, 

     11. bauliche Anlagen+ und Einfriedungen zu errichten oder  
wesentlich äußerlich zu verändern, auch wenn die 
Maßnahmen keiner baurechtlichen Genehmigung be-
dürfen oder nur vorübergehender Art sind, 

     12. Leitungen jeder Art neu zu verlegen (z. B. Freileitun- 
gen und Erdkabel), Masten neu zu errichten, sofern 
am entsprechenden Standort vorher keiner vorhanden 
war oder bestehende Einrichtungen oder Anlagen die-
ser Art wesentlich zu ändern, 

     13. Gewässer gemäß § 67 Wasserhaushaltsgesetz  
(WHG) auszubauen, 

     14. Bodenbestandteile+ sowie sonstige Stoffe aller Art, wie  
z. B. Müll, Gartenabfälle, Schutt, zu lagern, aufzu-
schütten oder einzubringen, 

     15. Bodenbestandteile+ abzubauen, Auf- und Abspülungen  
oder Abgrabungen vorzunehmen sowie das Bodenge-
füge auf sonstige Weise zu verändern, 

     16. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder an- 
zubringen, 

     17. Wohnwagen oder andere für die Unterkunft geeignete  
Fahrzeuge aufzustellen, zu zelten, zu lagern, zu grillen 
und offenes Feuer anzuzünden, 

     18. organisierte Veranstaltungen+ durchzuführen, 
     19. im NSG, abgesehen von Notfallsituationen, Drachen  

und unbemannte Luftfahrzeuge aller Art (z.B. Flugmo-
delle, unbemannte Luftfahrtsysteme) zu betreiben so-
wie mit bemannten Luftfahrzeugen (z. B. Ballonen, 
Hängegleitern, Gleitschirmen, Hubschraubern) zu star-
ten und zu landen. 
 

(2) Gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 NAGBNatSchG darf das NSG  
nicht betreten oder auf sonstige Weise aufgesucht wer-
den. 

 
 

§ 4 
Freistellungen 

 
(1) Die in den Absätzen 2 bis 6 aufgeführten Handlungen oder  

Nutzungen sind von den Verboten des § 3 dieser Verord-
nung freigestellt. 
 

(2) Allgemein gilt: 
     1.   Das Betreten und Befahren des Gebietes durch die Ei- 

gentümerInnen und Nutzungsberechtigten sowie de-
ren Beauftragte zur rechtmäßigen Nutzung oder Be-

wirtschaftung der Grundstücke sind insbesondere un-
ter Beachtung der Vorgaben in § 4 Abs. 5 sowie § 4 
Abs. 9 zulässig, 

     2.   das Betreten und Befahren des Gebietes sind zulässig 
           a)   durch Bedienstete der Naturschutzbehörden sowie  

deren Beauftragte zur Erfüllung ihrer dienstlichen 
Aufgaben, 

           b)   durch Bedienstete anderer Behörden und öffentli- 
cher Stellen sowie deren Beauftragte zur Erfüllung 
ihrer dienstlichen Aufgaben, einschließlich des Ein-
satzes von Diensthunden; die Durchführung von 
Maßnahmen bedarf der schriftlichen Anzeige bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens 
vier Wochen vor Beginn, 

           c)   zur wissenschaftlichen Forschung und Lehre sowie  
Information und Bildung mit vorheriger Zustim-
mung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

           d)   im Rahmen der zulässigen Handlungen nach den  
folgenden Nrn. 3. bis 12, 

     3.   Maßnahmen zur Gefahrenabwehr sind zulässig, 
     4.   Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung  

sowie Untersuchung und Kontrolle des Gebietes ins-
besondere Untersuchungen und Maßnahmen auf 
Grundlage des Naturerbe Entwicklungsplans auf den 
im Eigentum der DBU Naturerbe GmbH befindlichen 
Flä-chen sind im Auftrag oder auf Anordnung der zu-
ständigen Naturschutzbehörde oder mit deren vorheri-
ger Zustimmung zulässig, 

     5.   die fachgerecht durchgeführte Pflege der Gehölze au- 
ßerhalb des Waldes zum Zweck der Verjüngung wie-
der ausschlagsfähiger Gehölze sowie das Freischnei-
den des Lichtraumprofils an Straßen und Wegen er-
folgt ohne den Einsatz von Schlegelmähern+ und ohne 
Ablegen des Schnittguts in einem der unter § 2 Abs. 3 
genannten Lebensraumtypen, in den Gehölzbestand 
oder in sonstige Saumbiotope, wobei Pflegeschnitte 
zur Verjüngung der schriftlichen Anzeige bei der zu-
ständigen Naturschutzbehörde mindestens vier Wo-
chen vor Maßnahmenbeginn bedürfen; das Fällen, Ro-
den oder eine sonstige Beseitigung von Gehölzen be-
darf der vorherigen Zustimmung der zuständigen Na-
turschutzbehörde, 

     6.   die fachgerecht durchgeführten Maßnahmen an Ge- 
hölzen zur Herbeiführung und Erhaltung der Verkehrs-
sicherheit oder in Fällen einer gegenwärtigen erhebli-
chen Gefahr an Straßen, Wegen und Plätzen, die ein 
sofortiges Handeln erfordern, sind im notwendigen 
Umfang zulässig. 

     7.   die ordnungsgemäße Unterhaltung der Straßen und  
Wege außerhalb des Waldes innerhalb des vorhande-
nen Profils ohne Einbau von zusätzlich neuem Material 
und ohne Erweiterung der bereits überbauten Fläche 
ist zulässig, die Instandsetzung bzw. deren Ersatz er-
folgen nur mit vorheriger Zustimmung der zuständigen 
Naturschutzbehörde, 

     8.   die ordnungsgemäße Nutzung und Unterhaltung sons 
tiger, rechtmäßig bestehender baulicher Anlagen+ in 
der bisherigen Art und im bisherigen Umfang sind zu-
lässig, die Instandsetzung bzw. deren Ersatz erfolgen 
nur mit vorheriger Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde, 

     9.   die Nutzung und Unterhaltung der an das öffentliche  
Netz angeschlossenen Ver- und Entsorgungsleitungen 
in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang sind 
zulässig; die Instandsetzung bzw. deren Ersatz erfol-
gen nur mit vorheriger Zustimmung der zuständigen 
Naturschutzbehörde, wobei im Einzelfall nicht auf-
schiebbare Maßnahmen zur Behebung von Störungen 
des Betriebes auch erst unmittelbar vor Maßnahmen-
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beginn oder unverzüglich nach der Durchführung der 
Maßnahmen angezeigt werden dürfen, 

     10. das Aufstellen und Anbringen von Tafeln zur gebiets- 
bezogen naturschutzfachlichen Information und zu 
spezifischen Regelungen der Freizeit- und Erholungs-
nutzung sind mit vorheriger Zustimmung der zuständi-
gen Naturschutzbehörde zulässig; soweit dies im Auf-
trag oder auf Anordnung der zuständigen Naturschutz-
behörde vorgenommen wird, erfolgt regelmäßig eine 
Absprache mit dem Eigentümer oder der Eigentüme-
rin, 

     11. das Aufstellen von Hinweis- und Warntafeln aufgrund  
anderer Rechtsvorschriften sowie von Notfall- Ret-
tungsschildern ist zulässig,  

     12. Die Durchführung organisierter Veranstaltungen+ ist  
mit vorheriger Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde zulässig. 

 
(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße landwirtschaftliche  

Bodennutzung der in der maßgeblichen Karte waagerecht 
schraffierten Dauergrünlandflächen+ mit den Lebensraum-
typen 2330 und 6510 nach guter fachlicher Praxis gemäß 
§ 5 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. § 17 (2) BBodSchG sowie 
nach folgenden aus dem Schutzzweck hergeleiteten Vor-
gaben: 

     1.   die Veränderung des Bodenreliefs insbesondere durch  
Verfüllen von Bodensenken, -mulden oder –rinnen und 
durch Einebnung und Planierung unterbleibt, 

     2.   zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen insbesondere  
durch Maßnahmen zur Absenkung des Grundwasser-
standes und durch die Neuanlage und Vertiefung von 
Gräben, Grüppen Grabendurchlässen sowie Dräna-
gen unterbleiben, 

     3.   die Anlage landwirtschaftlicher Lagerflächen, wie z. B.  
Feldmieten oder Silos unterbleibt; zulässig ist die ma-
ximal einwöchige Lagerung von Futterballen, 

     4.   eine maschinelle Bodenbearbeitung wie z. B. Walzen,  
Schleppen, Striegeln erfolgt nur nach vorheriger Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

     5.   die Nutzung erfolgt mit maximal zweimaliger Mahd pro  
Jahr, ohne Liegenlassen des Mähgutes,  

     6.   die Mahd erfolgt mit Mähwerken ohne Aufbereiter (Zet- 
ter); zulässig sind Balken-, Scheiben- und Trommel-
mähwerke, 

     7.   die Durchführung des ersten Schnitts erfolgt nicht vor  
dem 31.07. eines jeden Jahres; anstelle des Schnitts 
ist eine dem Schutzzweck dieser Verordnung entspre-
chende Beweidung ab dem 01.08. eines jeden Jahres 
zulässig, 

     8.   ein Umbruch der Grasnarbe unterbleibt, zulässig zur  
Grünlandverbesserung und –pflege sind ausschließ-
lich Nachsaaten mit für den jeweiligen Lebensraumtyp 
typischen Gräsern und Kräutern nach vorheriger Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

     9.   Düngung unterbleibt, 
     10. der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln unterbleibt, 
     11. die Kalkung unterbleibt 
     12. die Verwendung anderer als der unter Nr 6. genannten  

zulässigen Mähwerke sowie eine Vorverlegung des in 
Nr. 7. genannten Mahdtermins ist mit Zustimmung der 
zuständigen Naturschutzbehörde zulässig, soweit der 
Schutzzweck der Verordnung nicht beeinträchtigt wird. 

     13. Die Unterhaltung und Instandsetzung rechtmäßig be 
stehender Viehunterstände, Weidezäune und Vieh-
tränken ist zulässig; deren Neuerrichtung bedarf der 
vorheriger Zustimmung der zuständigen Naturschutz-
behörde. 
 

(4) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Forstwirtschaft im  

Wald gemäß § 11 des Niedersächsischen Gesetzes über 
den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) sowie 
§ 5 Abs. 3 BNatSchG und nach folgenden aus dem 
Schutzzweck hergeleiteten Vorgaben: 

     1.   Auf allen in der maßgeblichen Verordnungskarte dar- 
gestellten Waldflächen mit den wertbestimmenden 
FFH-Lebensraumtypen 9190 und 9110 die nach dem 
Ergebnis der Basiserfassung den Gesamterhaltungs-
zustand „B“ oder „C“ aufweisen, gilt darüber hinaus: 

           a)   ein Kahlschlag+ unterbleibt und der Holzeinschlag+  
erfolgt einzelstammweise oder wird durch Loch-
hieb+ vollzogen,  

           b)   die Neuanlage von Feinerschließungslinien+ auf  
befahrungsempfindlichen Standorten+ und/oder in 
Altholzbeständen+ unterbleibt, wenn diese nicht ei-
nen Abstand der Gassenmitten von mindestens 40 
Metern zueinander haben; die Weiternutzung der 
bestehenden Feinerschließungslinien+ bleibt unbe-
rührt, sofern der Abstand der Gassenmitten von 20 
Metern zueinander nicht unterschritten wird, 

           c)   eine Befahrung unterbleibt außerhalb von Wegen  
und Feinerschließungslinien+; ausgenommen ist 
das Befahren  

                 ca) für Maßnahmen zur Vorbereitung der Verjün- 
gung,  

                 cb) für die einzelstammweise Holzentnahme zur  
Deckung des Eigenbedarfs in boden- und vege-
tationsschonender Weise bei zum schadlosen 
Befahren geeigneter Witterung ohne den Ein-
satz von Forstfahrzeugen wie z. B. Harvester 
oder Forwarder sowie  

                 cc) in sonstigen Fällen mit vorheriger Zustimmung  
der zuständigen Naturschutzbehörde,  

           d)   der Holzeinschlag+ in Altholzbeständen+ ist in der  
Zeit vom 01.03. bis 31.08. eines jeden Jahres nur 
mit vorheriger Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde zulässig; das Rücken+ in Altholzbe-
ständen+ ist in der Zeit vom 01.03. bis 31.08. eines 
jeden Jahres nur nach Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde zulässig, die mindestens 10 
Tage vor Maßnahmenbeginn gestellt werden soll, 

           e)   beim Holzeinschlag+ ist ein vorhandener Altholzan- 
teil+ von mindestens 20% der Lebensraumtypfläche 
der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Ei-
gentümers zu belassen oder zu entwickeln, 

           f)    je vollem Hektar Lebensraumtypfläche der jeweili- 
gen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers 
sind mindestens drei lebende Altholzbäume dauer-
haft als Habitatbäume+ zu markieren, bis zu ihrem 
natürlichen Zerfall+ im Bestand zu belassen und 
nach ihrem Absterben neu auszuwählen. Sofern 
verkehrssicherungsbedingt eine Fällung oder eine 
Einkürzung eines Habitatbaumes+ erforderlich ist, 
verbleibt der Baum als Totholz im Bestand. Die Fäl-
lung eines Habitatbaumes+ ist ebenso wie die an-
schließende Auswahl eines neuen Habitatbaumes+ 
der zuständigen Naturschutzbehörde 14 Tage vor 
der Maßnahme anzuzeigen, 

           g)   bei Fehlen von Altholzbäumen+ müssen mind. 5 %  
der Fläche des jeweiligen Lebensraumtyps gezielt 
zur Entwicklung von Habitatbäumen+ ausgewählt 
und dauerhaft markiert werden; die Auswahl der 
Habitatbaumanwärter+ erfolgt entweder ab der drit-
ten Durchforstung oder wenn 20 % des Bestandes 
einen Brusthöhendurchmesser von 30 cm erreicht 
haben, 

           h)   beim Holzeinschlag+ ist je vollem Hektar Lebens- 
raumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder 
des jeweiligen Eigentümers mindestens zwei Stück 

217



stehendes oder liegendes starkes Totholz+ bis zum 
natürlichen Zerfall+ zu belassen, 

           i)    der flächige Einsatz von Pflanzenschutzmitteln un 
terbleibt vollständig; zulässig ist ihre flächige An-
wendung nur in begründeten Ausnahmefällen (z. B. 
Kalamitätenbefall) und nach Anzeige mindestens 
zehn Tage vor Maßnahmenbeginn bei der zustän-
digen Naturschutzbehörde und nur dann, wenn ei-
ne erhebliche Beeinträchtigung i. S. d. § 33 Abs. 1 
Satz 1 und des § 34 Abs. 1 BNatSchG nachvoll-
ziehbar belegt ausgeschlossen ist, 

           j)    die Düngung unterbleibt, 
           k)   Bodenbearbeitungsmaßnahmen unterbleiben,  

wenn diese nicht mindestens einen Monat vor 
Maßnahmenbeginn bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde angezeigt worden sind; ausgenom-
men davon ist die plätzeweise Bodenverwundung 
zur Einleitung der natürlichen Verjüngung, 

           l)    Bodenschutzkalkungen unterbleiben, wenn diese  
nicht mindestens einen Monat vorher der Natur-
schutzbehörde angezeigt worden ist. 
 

     2.   Auf allen in der maßgeblichen Verordnungskarte von  
rechts unten nach links oben schraffiert dargestellten 
Waldflächen mit dem wertbestimmenden FFH-Lebens-
raumtyp 9110 gilt über Nr. 1 hinaus, dass  

           a)   beim Holzeinschlag+ bleiben auf mindestens 80%  
der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentü-
merin oder des jeweiligen Eigentümers lebens-
raumtypische+ Baumarten mit mindestens 50 % 
Rotbuchenanteil erhalten oder werden entwickelt, 

           b)   bei der künstlichen Verjüngung+ auf mindestens 90  
% der Verjüngungsfläche lebensraumtypische+ 
Baumarten mit mindestens 50 % Rotbuchenanteil 
angepflanzt oder gesät werden. 

     3.   Auf allen in der maßgeblichen Verordnungskarte von  
links unten nach rechts oben schraffiert dargestellten 
Waldflächen mit dem wertbestimmenden FFH-Lebens-
raumtyp 9190 gilt über Nr. 1 hinaus, dass  

           a)   beim Holzeinschlag+ bleiben auf mindestens 80%  
der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentü-
merin oder des jeweiligen Eigentümers lebens-
raumtypische+ Baumarten mit mindestens 50 % 
Stieleichenanteil erhalten oder werden entwickelt, 

           b)   bei der künstlichen Verjüngung+ ausschließlich le- 
bensraumtypische+ Baumarten angepflanzt oder 
gesät werden und auf mindestens 80 % der Verjün-
gungsfläche dabei lebensraumtypische+ Hauptbau-
marten mit mindestens 50 % Stieleichenanteil zu 
verwenden sind. 

     4.   Auf allen in der maßgeblichen Verordnungskarte hell- 
grau gekennzeichneten Waldflächen und auf Waldflä-
chen nach Nr. 1 gilt: 

           a)   die Unterhaltung, Instandsetzung und Neuerrich- 
tung von Zäunen und Gattern zur Neu-, Wiederbe-
gründung und zur Naturverjüngung von Waldflä-
chen sind zulässig, 

           b)   der Abtransport+ des zwischengelagerten Holzes  
ist ganzjährig zulässig,  

           c)   die Unterhaltung der Waldwege+ einschließlich des  
Einbaus von nicht mehr als 100 kg milieuange-
passtem Material+ pro Quadratmeter und ohne Ab-
lagerung überschüssigen Materials im Wegesei-
tenraum und auf angrenzenden Waldflächen ist zu-
lässig, 

           d)   die Instandsetzung von Waldwegen+ bedarf der  
schriftlichen Anzeige bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde mindestens einen Monat vor Maß-
nahmenbeginn, 

           e)   der Neu- oder Ausbau von Waldwegen+ ist nur  
nach Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde zulässig, 

           f)    artenschutzrechtliche Regelungen zum Schutz von  
Horst- und Höhlenbäumen und sonstigen Fort-
pflanzungs-, Aufzucht- und Ruhestätten bleiben 
von dieser Verordnung unberührt. 

     5.   Maßnahmen nach Nr. 1 cc), d), f), i) k) und l) sind von  
der Anzeigepflicht und dem Zustimmungsvorbehalt 
freigestellt, wenn und solange der Zeitpunkt und die 
Dauer der Maßnahme sowie die Art ihrer Durchführung 
durch einen von der zuständigen Naturschutzbehörde 
oder mit deren Zustimmung erstellten Bewirtschaf-
tungsplan i. S. des § 32 Abs. 5 BNatSchG festgelegt 
sind. 

     6.   Von der grundsätzlichen Eigentümerbindung der Nr. 1  
e) bis h) dieses Absatzes kann mit vorheriger Zustim-
mung der zuständigen Naturschutzbehörde abgewi-
chen werden, sofern eine rechtlich bindende Vereinba-
rung zwischen dem Eigentümer und einem Dritten be-
steht, die die qualitative und quantitative Einhaltung 
der Auflagen mit allen Konsequenzen auf den Dritten 
überträgt und keine Beeinträchtigungen des NSG oder 
seiner für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck 
dieser Verordnung maßgeblichen Bestandteile zu er-
warten sind. 
 

(5) Freigestellt ist die genehmigte ordnungsgemäße Nutzung  
der Flugplatzareale zum Zwecke des bemannten und un-
bemannten Flugbetriebes; Änderungen dieser Genehmi-
gung sind nur im Benehmen mit der zuständigen Natur-
schutzbehörde, organisierte Veranstaltungen+, sofern die-
se auf anderen Flächen als den genehmigten Betriebsflä-
chen stattfinden, nur mit Zustimmung der zuständigen Na-
turschutzbehörde zulässig. 
 

(6) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd  
sowie Maßnahmen des Jagdschutzes im Sinne des 
Schutzzwecks gemäß § 2 dieser Verordnung und nach fol-
genden aus dem Schutzzweck hergeleiteten Vorgaben:  

     1.   Die Neuanlage von Wildäsungsflächen+ in den unter §  
2 Absatz 3 genannten Lebensraumtypen bedarf der 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde; sie 
unterbleibt in gesetzlich geschützten Biotopen gemäß 
§ 30 BNatSchG, 

     2.   die Neuanlage von mit dem Boden fest verbundenen  
Hochsitzen bedarf der Zustimmung der zuständigen 
Naturschutzbehörde mindestens einen Monat vor Be-
ginn der Maßnahme, 

     3.   das Aufstellen von nicht mit dem Boden fest verbunde- 
nen Ansitzeinrichtungen außerhalb von gemäß § 30 
BNatSchG gesetzlich geschützten Biotopen+ und den 
unter § 2 Absatz 3 dieser Verordnung genannten Le-
bensraumtypen ist zulässig, 

     4.   das Aufstellen von nicht mit dem Boden fest verbunde- 
nen Ansitzeinrichtungen in gemäß § 30 BNatSchG ge-
setzlich geschützten Biotopen+ und den unter § 2 Ab-
satz 3 dieser Verordnung genannten Lebensraumty-
pen ist auf boden- und vegetationsschonende Weise 
sowie nach schriftlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde mindestens einen Monat vor Be-
ginn der Maßnahme zulässig; in der Zeit vom 15.07. 
bis 28./ 29. 02. des Folgejahres besteht keine Anzeige-
pflicht, 

     5.   bei der Fallenjagd sind nur Lebendfallen (z. B. Beton- 
rohr-, Kunststoffrohr- oder Kastenfallen) erlaubt, sofern 
sichergestellt ist, dass im Inneren der Falle keine Ver-
letzungsgefahr für gefangenes Wild besteht und die 
Fallen täglich bzw. bei elektronischem Signal unver-
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züglich geleert werden, 
     6.   der Einsatz von schweren Lebendfallen (z. B. Beton- 

rohrfallen) in unter § 2 Absatz 3 dieser Verordnung ge-
nannten Lebensraumtypen und in gesetzlich geschütz-
ten Biotopen gemäß § 30 BNatSchG+ erfolgt nach 
schriftlicher Anzeige bei der zuständigen Naturschutz-
behörde mindestens einen Monat vor Beginn der Maß-
nahme; sofern kein einvernehmlich abgestimmtes Fal-
lenmanagement zwischen den Jagdausübungsbe-
rechtigten und dem Landkreis Osnabrück vorliegt, 

     7.   die zuständige Naturschutzbehörde stimmt im Einver- 
nehmen mit der unteren Jagdbehörde Ausnahmen von 
diesen Regelungen zu, sofern dies nicht dem Schutz-
zweck dieser Verordnung zuwiderläuft. 
 

(7) Die zuständige Naturschutzbehörde erteilt bei den in den  
Absätzen 2 bis 6 genannten Fällen die erforderliche Zu-
stimmung nur, wenn und soweit dadurch keine Beeinträch-
tigungen oder nachhaltige Störungen des NSG oder sei-
ner für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck dieser 
Verordnung maßgeblichen Bestandteile zu erwarten sind. 
Die Zustimmung kann mit Nebenbestimmungen hinsicht-
lich Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise versehen wer-
den. 
 

(8) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in den  
Absätzen 2 und 6 genannten Fällen der Anzeigepflicht die 
erforderlichen Anordnungen treffen, um die Einhaltung des 
Schutzzweckes dieser Verordnung sicher zu stellen. Sie 
kann insbesondere Regelungen hinsichtlich Zeit-punkt, 
Ort und Ausführungsweise treffen. Im Einzelfall kann die 
zuständige Naturschutzbehörde die Durchführung der an-
gezeigten Handlungen bzw. Maßnahmen untersagen, 
wenn der Schutzzweck dieser Verordnung beeinträchtigt 
wird. 
 

(9) Weitergehende Vorschriften zum Schutz gesetzlich ge- 
schützter Biotope gemäß § 30 BNatSchG i. V. m § 24 
NAGBNatSchG, des allgemeinen Artenschutzes gemäß § 
39 BNatschG und des besonderen Artenschutzes gemäß 
§ 44 BNatSchG sowie gemäß der Verordnung zur Verhü-
tung von Unfällen mit Fundmunition im Bereich des ehe-
maligen Flugplatzes Achmer (Kampfmittelunfallverhü-
tungsverordnung ehemaliger Flugplatz Achmer) im Gebiet 
der Stadt Bramsche vom 07. März 2013 bleiben von die-
ser Verordnung unberührt. 
 

(10)Rechtmäßig bestehende behördliche Genehmigungen,  
Erlaubnisse oder sonstige Ver-waltungsakte bleiben unbe-
rührt. 

 
 

§ 5 
Befreiungen 

 
(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die zuständige  

Naturschutzbehörde nach Maßgabe des § 67 BNatSchG i. 
V. m. § 41 NAGBNatSchG Befreiung gewähren. 
 

(2) Eine Befreiung zur Realisierung von Plänen oder Projek- 
ten kann gewährt werden, wenn sie sich im Rahmen der 
Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 26 
NAGBNatSchG als mit dem Schutzzweck dieser Verord-
nung vereinbar erweisen oder die Voraussetzungen des § 
34 Abs. 3 bis 6 BNatSchG erfüllt sind. 

 
 

§ 6 
Anordnungsbefugnisse 

Gemäß § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG kann die zuständige Natur-
schutzbehörde die Wiederherstellung des bisherigen Zu-
stands anordnen, wenn gegen die Verbote des § 3 oder die 
Zustimmungs- bzw. Anzeigepflichten des § 4 dieser Verord-
nung verstoßen wurde und Natur oder Landschaft rechtswid-
rig zerstört, beschädigt oder verändert worden sind. 
 
 

§ 7 
Pflege-, Entwicklungs-, Erhaltungs- und 

Wiederherstellungsmaßnahmen 
 
(1) Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte haben  

die Durchführung von folgenden durch die zuständige Na-
turschutzbehörde angeordneten oder angekündigten 
Maßnahmen zu dulden, soweit hierdurch die Nutzung des 
Grundstücks nicht unzumutbar beeinträchtigt wird: 

     1.   Untersuchungen zur Pflege, Entwicklung, Erhaltung  
und Wiederherstellung des NSG oder einzelner seiner 
Bestandteile, 

     2.   Maßnahmen zur Pflege, Entwicklung, Erhaltung und  
Wiederherstellung des NSG oder einzelner seiner Be-
standteile, 

     3.   Maßnahmen zur Erreichung der Schutz- und Erhal- 
tungsziele gemäß § 2 dieser Verordnung, die – soweit 
erforderlich – in einem unter Beteiligung der Grundei-
gentümerin oder des Grundeigentümers oder der/des 
Nutzungsberechtigten erarbeiteten Fachplanes darge-
stellt sind, 

     4.   das Markieren von Habitatbäumen+ und von Teilflä- 
chen zur Entwicklung von Habitatbäumen+, 

     5.   das Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des  
NSG und seiner Wege sowie zur weiteren Information 
über das NSG. 

 
(2) Die §§ 15 und 39 NAGBNatSchG sowie § 65 BNatSchG  

bleiben von dieser Verordnung unberührt. 
 
 

§ 8 
Umsetzung von Erhaltungs- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen 

 
(1) Die in den §§ 3 und 4 dieser Verordnung enthaltenen Re 

gelungen entsprechen in der Regel Maßnahmen zur Er-
haltung eines günstigen Erhaltungszustandes der im NSG 
vorkommenden FFH-Lebensraumtypen gemäß Anhang I 
und Tierarten gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie. 

 
(2) Die in § 7 Abs. 1, Nr. 3 dieser Verordnung beschriebenen  

Maßnahmen dienen darüber hinaus der Erhaltung oder 
Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes 
der im NSG vorkommenden FFH-Lebensraumtypen ge-
mäß Anhang I und Tierarten gemäß Anhang II der FFH-
Richtlinie. 
 

(3) Als Instrumente zur Umsetzung der in § 7 dieser Verord 
nung vorgesehenen Maßnahmen dienen insbesondere 
 

     1.   Pflege-, Entwicklungs-, Erhaltungs- und Wiederher- 
stellungsmaßnahmen der zuständigen Naturschutzbe-
hörde, 

     2.   freiwillige Vereinbarungen, insbesondere im Rahmen  
des Vertragsnaturschutzes, 

     3.   Einzelfallanordnungen nach § 15 NAGBNatSchG. 
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 
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(1) Ordnungswidrig gemäß § 69 Abs. 8 BNatSchG i. V. m. §  
43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 NAGBNatSchG handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig entgegen § 23 Abs. 2 Satz 1 
BNatSchG Handlungen vornimmt, die das NSG oder ein-
zelne seiner Bestandteile zerstören, beschädigen oder 
verändern oder zu einer nachhaltigen Störung führen kön-
nen. 
 

(2) Ordnungswidrig gemäß § 69 Abs. 8 BNatSchG i. V. m. §  
43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 NAGBNatSchG handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote des § 3 Abs. 1 
verstößt, ohne dass eine Freistellung nach § 4 vorliegt 
oder eine erforderliche Zustimmung erteilt oder eine Be-
freiung gewährt wurde. 
 

(3) Ordnungswidrig gemäß § 69 Abs. 8 BNatSchG i. V. m.§ 43  
Abs. 2 Satz 1, Nr. 7 NAGBNatSchG handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig entgegen § 16 Abs. 2 NAGBNatSchG 
i. V. m. § 3 Abs. 2 dieser Verordnung das NSG betritt, ohne 
dass eine Freistellung nach § 4 vorliegt oder eine erforder-
liche Zustimmung erteilt oder eine Befreiung gewährt wur-
de. 
 

(4) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können gemäß § 43  
Abs. 3 NAGBNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 50.000 
€, in den Fällen der Abs. 2 und 3 bis zu 25.000 € geahndet 
werden. 
 

(5) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 43 Abs. 2 NAGBNat  
SchG begangen worden, so können gemäß § 72 
BNatSchG i. V m. § 44 NAGBNatSchG Gegenstände, auf 
die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht und die zu ihrer 
Begehung oder Vorbereitung gebraucht wurden, eingezo-
gen werden. 

 
 

§ 10 
Begriffsbestimmungen 

 
Abtransport von Holz      Transport des am Weg oder dem  

Polterplatz zwischengelagerten Hol-
zes aus dem Wald heraus. 

Altholzbestand                Bäume, die regelmäßig einen Brust- 
höhendurchmesser von mindestens 
50 cm und/oder ein Alter von mehr 
als 100 Jahren aufweisen. Bei Laub-
holz mit niedriger Umtriebszeit wie 
Erle liegt die entsprechende Unter-
grenze für den Brusthöhendurch-
messer bei 30 cm und für das Alter 
ab 60 Jahren. Zur Beurteilung des 
Alters der Bäume in Niederwäldern 
ist das Baumindividuum als Ganzes 
zu sehen. Hierzu gehören nicht nur 
die Bemessung der einzelnen Stock-
ausschläge, sondern auch die Be-
trachtung der Stammbasis, aus der 
die Stöcke wieder ausschlagen, so-
wie die Gesamtheit der Stockaus-
schläge. 

Bauliche Anlagen            Alle unter § 2 der Niedersächsischen  
Bauordnung (NBauO) genannten 
Anlagen einschließlich der im An-
hang der NBauO aufgeführten ver-
fahrensfreien Baumaßnahmen. 

befahrungsempfind-        Standort, der aufgrund seiner Bo- 
licher Standort                 denart (z. B. Lösse, Lehme über  

kalkhaltigen oder bodensauren Aus-
gangsgesteinen), des Wasserhaus-

haltes (z. B. Quellbereiche, nasse 
Tal- und Grundwasserstandorte, 
staunasse Standorte), oder der auf-
grund seiner Hangneigung (bei > 30 
% Neigung besteht erhöhte Erosi-
onsgefahr bei Bodenverwundung) 
durch Befahren in seiner Boden-
struktur erheblich gestört oder ver-
ändert werden kann. Befahren oft 
nur bei sommerlicher Trockenheit 
oder bei Frost möglich. 
Nicht befahrungsempfindliche Stand-
orte sind z. B. ebene Lagen < 30 % 
Neigung, Sonn- und Schatthänge 
ohne Grund- und Stauwasser, ske-
letthaltige Kalk- und Silikatböden, 
Kalksandsteinböden. 

Bodenbestandteile          alle festen, flüssigen und gasförmi- 
gen Bestandteile des Boden i.S. des 
§ 2 Abs. 1 Bundes-Bodenschutzge-
setz im Verordnungsgebiet 

Dauergrünlandflächen    Dauergrünlandflächen werden durch  
Einsaat oder auf natürliche Weise 
(Selbstaussaat) zum Anbau von 
Gras oder anderen Grünfutterpflan-
zen genutzt und sind seit mindes-
tens fünf Jahren nicht Bestandteil 
der Fruchtfolge des landwirtschaftli-
chen Betriebs. 

Feinerschließungslinie    Unterste Kategorie der Walder- 
schließung (auch als Rückegasse 
oder Gasse bezeichnet). Nicht mit 
Bäumen bestandene, unbefestigte 
Fahrlinie zum Transport des einge-
schlagenen Holzes aus dem Be-
stand heraus zum befestigten Weg. 
Feinerschließungslinie kann in 
schwierigem Gelände auch als nicht 
zu befahrende Seiltrasse angelegt 
sein. Zur Vermeidung unnötiger Pro-
duktionsflächenverluste orientiert 
sich deren Breitenausdehnung an 
der jeweils gängigen Maschinenbrei-
te. 

Gesetzlich geschützte    Bestimmte Teile von Natur- und 
Biotope                           Landschaft, die eine besondere Be- 
(§ 30 BNatSchG)            deutung als Biotope, hier z. B. Quel- 

len, Naturnahe Bäche des Berg- und 
Hügellandes, Erlen und Eschen-Au-
wälder, feuchte Eichen-Hainbuchen-
wälder, Nasswiesen, Sümpfe, Ma-
gerrasen und Heiden haben, sind 
gesetzlich geschützt (allgemeiner 
Grundsatz). Ein Verfahren zur Aus-
weisung gesetzlich geschützter Bio-
tope hat der Gesetzgeber nicht vor-
gesehen. Die Lage der geschützten 
Biotope zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Verordnung ist dem 
Anhang zur Begründung zu entneh-
men. Sie können zukünftig an weite-
ren Orten des Geltungsbereiches 
dieser Verordnung entstehen. Der 
jeweils aktuelle Stand ist bei der zu-
ständigen Naturschutzbehörde und 
auf dem Server des Landkreises Os-
nabrück einsehbar. Zudem werden 
gesetzlich geschützte Biotope den 
jeweiligen Eigentümerinnen und Ei-
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gentümern bekannt gegeben. 
Habitatbaum                   Lebender Altholzbaum mit besonde- 

ren Strukturen: Horst- und Höhlen-
bäume, breitkronige Hutebäume, 
mehrstämmige Bäume, Bäume mit 
erkennbaren Faulstellen und Mulm-
höhlen, sich lösender Rinde, Pilz-
konsolen, abgebrochenen Kronen 
oder Kronen, die zu mehr als einem 
Drittel abgestorben sind, sowie 
Uraltbäume, die aufgrund ihres ho-
hen Alters oder ihrer großen Dimen-
sionen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
bereits holzentwertende Fäulen auf-
weisen. 

Habitatbaumanwärter     Möglichst alter Baum, der derzeit  
noch keine besonderen Habitatstruk-
turen aufweist, aber mittel- bis lang-
fristig gut dafür geeignet erscheint. 

Holzeinschlag                 Abtrennen von Bäumen von ihrer  
Wurzel, Zu-Fall-Bringen, Entasten 
und Einschneiden auf Transportlän-
gen. 

Kahlschlag                      Hiebmaßnahme gemäß § 12 Abs. 1  
Satz 1 NWaldLG, die sich auf eine 
zusammenhängende Waldfläche 
von mehr als einem Hektar erstreckt 
und den Holzvorrat dieser Fläche auf 
weniger als 25 vom Hundert verrin-
gert. Ein Kahlschlag kann schon auf 
viel kleinerer Fläche vorliegen, so-
bald das Bestandsinnenklima auf 
der betroffenen Fläche nicht mehr 
gegeben ist. 

Kurzumtriebsplantage     Kurzumtriebsplantagen (§ 4 Nr. 14)  
sind landwirtschaftliche Kulturen 
zum Zweck der Energieerzeugung 
aus nachwachsenden Rohstoffen, 
sie bestehen aus schnellwachsen-
den, ausschlagfähigen Gehölzen, 
wie z. B. Weiden oder Pappeln, und 
können innerhalb kurzer Umtriebs-
zeiten geerntet werden. 

lebensraumtypisch         Eine Art wird als lebensraumtypisch  
bezeichnet, wenn sie charakteris-
tisch für einen Lebensraumtyp nach 
FFH-Richtlinie ist 

Lochhieb                         Hiebsform zur Einleitung der Walder- 
neuerung nach einer Mast oder vor 
einer Pflanzung vor allem in Eichen-
Lebensraumtypen, bei der, i.d.R. 
meist kreisförmige oder ovale Frei-
flächen von maximal ca. 0, 5 ha Flä-
chengröße geschaffen werden, die 
im Abstand von ungefähr einer 
Baumlänge zueinander liegen kön-
nen. In Eiche sind Einzelbaum- und 
Femelhiebe nicht zielführend. 

milieuangepasstes         Natürliches Gesteinsmaterial, das  
Material                           v.a. im Hinblick auf den pH-Wert  

den örtlichen Ausgangsgesteinen 
entspricht. 

organisierte                    Veranstaltungen, bei denen am Ver- 
Veranstaltungen              anstaltungstag mehr Menschen oder  

auch Fluggeräte als an üblichen (Be-
triebs-) Tagen im Schutzgebiet sind, 
an denen dadurch oder z.B. durch 
ein erhöhtes Besucher- oder Flug-
aufkommen ein höheres Störpoten-

zial zu erwarten ist (z.B. Flugtage). 
Rücken                            Transport des gefällten Holzes vom  

Fällort zum Ort der Zwischenlage-
rung am Weg oder Polterplatz. 

Schlegelmäher                Schlegelmäher sind durch ein Mäh- 
werk aus einer gegenläufig zur 
Fahrtrichtung arbeitenden, schnell 
laufenden Schlegelwelle mit ange-
bauten Winkelmessern oder Schle-
geln, die das Mähgut abschlagen, 
gekennzeichnet. 

standortgerecht               Eine Art wird hier als standortgerecht  
bezeichnet, wenn die gegebenen 
Standortbedingungen den ökologi-
schen Ansprüchen der Art entspre-
chen. 

Totholz                            Abgestorbene Bäume oder Baumtei 
le und deren Überreste mit mehr 
oder weniger fortgeschrittenen Zer-
fallserscheinungen (im Unterschied 
zu Habitatbäumen, die noch leben). 
Unterteilung in stehendes Totholz 
(noch stehende Stämme) und lie-
gendes Totholz (auf dem Boden lie-
gende Stämme und Äste). Nicht un-
ter diese Definition für Totholz fallen 
Bäume, die aufgrund biotischer oder 
abiotischer Ursachen frisch abge-
storben sind. 

Totholz, starkes               Abgestorbene stehende oder liegen 
de Bäume oder Teile von Bäumen 
mit einem Mindestdurchmesser von 
50 cm. Für die Mindestanforderun-
gen gezählt werden Stücke ab 3 m 
Länge; bei Laubholz mit niedriger 
Umtriebszeit liegt die entsprechende 
Untergrenze für den Mindestdurch-
messer bei 30 cm. 

Verjüngung, künstliche   Einbringung und Pflege von i. d. R.  
nicht aus der Fläche stammenden 
Vermehrungsgut (Samen und Jung-
pflanzen) durch Pflanzung oder 
Saat. 

Waldweg                         Befestigter, in der Regel wasserge- 
bundener Teil der Walderschließung. 

Waldweg,                        Beinhaltet die Wiederherstellung der  
Instandsetzung               vollen Funktionsfähigkeit eines We- 

ges nach technischem Erfordernis 
einschließlich des Einbaus neuen 
Materials 

Waldweg, Ausbau           Liegt vor, wenn neues Material mit  
dem Ziel einer Verbesserung der Be-
fahrbarkeit/ Belastbarkeit bzw. einer 
Vergrößerung der Fahrbahnbreite zu 
erreichen, eingebaut wird. 

Waldweg, Neubau          Liegt vor, wenn in bisher nicht er- 
schlossenen Waldbereichen ein 
neuer Weg entsteht. 
 

Wildäsungsflächen          Beinhalten u.a. Wildäcker 
 
Zerfall                              Der Begriff bedeutet in dem Verord- 

nungskontext den Abbau oder das 
Auflösen von Holz im Rahmen natür-
licher Zersetzungsprozesse im 
Wald. Ein Habitatbaum gilt als zerfal-
len, wenn er im Rahmen dieser Pro-
zesse zu Mullmoder, Mull oder Hu-
mus geworden ist. 
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§ 11 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im  

Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig wird die Verordnung zum Schutz von Land- 

schaftsteilen in den Landkreisen Bersenbrück, Osnabrück, 
Melle und Wittlage Nr. OS 01 „Naturpark Nördlicher Teuto-
burger Wald - Wiehengebirge“ vom 12.05.1965 (Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Osnabrück, S. 64), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 07.07.1997 (Amtsblatt für den 
Landkreis Osnabrück S. 199) im Geltungsbereich dieser 
Verordnung aufgehoben. 

 
 
Osnabrück, den 22.03.2021 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Anna Kebschull 

Landrätin 
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Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet 

„FFH-Gebiet Gehn“ 
im Bereich der Stadt Bramsche,  

Landkreis Osnabrück 
vom 22.03.2021 

 
 
Aufgrund der §§ 20 Abs. 2 Nr. 4, 22 Abs. 1, 26 sowie 32 Abs. 
2 und 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 
29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 290 
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) i. V. m. 
den §§ 14, 15, 19, 23 sowie 32 Abs. 1 Niedersächsisches Aus-
führungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNat 
SchG) vom 19.2.2010 (Nds. GVBl. S. 104), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 11.11.2020 (Nds. GVBl. S. 
451) und des § 9 Abs. 4 Niedersächsisches Jagdgesetz 
(NJagdG) vom 16.03.2001 (Nds. GVBl. S. 100), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 25.10.2018 (Nds. GVBl. S. 220; 2019 
S. 26) wird verordnet:  
  
 

§ 1  
Landschaftsschutzgebiet  

 
(1) Das in den Absätzen 2 und 3 näher bezeichnete Gebiet  

wird zum Landschaftsschutzgebiet (LSG) „FFH-Gebiet 
Gehn" erklärt. 
  

(2) Das LSG liegt im Gebiet der Stadt Bramsche zwischen  
Bramsche-Stadt im Südosten und Bramsche-Ueffeln im 
Nordwesten.  
 

(3) Die Lage des LSG ist der mitveröffentlichten Karte im  
Maßstab 1: 25.000 (Anlage 1) zu entnehmen. Die Grenze 
des LSG ergibt sich aus der maßgeblichen Karte im Maß-
stab 1: 5000 (Anlage 2). Der Grenzverlauf des LSG ist un-
terschiedlich geregelt und in den maßgeblichen Karten 
dargestellt. Entlang der Außengrenzen von Bach- oder 
Quellläufen verläuft die Grenze im Abstand von 25 Metern 
parallel zur Mitte des Wasserlaufs. Der daraus resultieren-
de Grenzverlauf, wie er sich zum Zeitpunkt des Inkrafttre-

tens dieser Verordnung darstellt, wird in den maßgebli-
chen Karten als schwarze gestrichelte Linie an der Innen-
seite des grauen Bandes gekennzeichnet.  
 
In der Regel verläuft die Grenze entlang von Wegen oder 
Straßen, Flurstücks- oder Nutzungsgrenzen sowie entlang 
deutlich erkennbarer Geländemerkmale, wie Abbruchkan-
ten ehemaliger Handsteinbrüche und folgt der schwarzen 
Linie an der Innenseite des in den maßgeblichen Karten 
dargestellten grauen Bandes. Im Bereich der „Gehnhook-
straße“ zwischen den Einmündungen „Am Mühlenbruch“ 
und dem Waldweg zu den „Steinteilen“ verläuft die Grenze 
im Wald in einem Abstand von 40 Metern zur Gehnhook-
straße. Soweit vorhanden umfasst die Grenze entlang von 
Straßen und Wegen Baumreihen und Baumwallhecken 
einschließlich ihres Pflanzstreifens bzw. Wallkörpers. Dies 
betrifft Abschnitte folgender Straßen: „An den Brunnenwie-
sen“ und „Am Segelflugplatz“ im Südwesten sowie im Ost-
teil des Schutzgebietes an der „Westerhausener Straße“ 
und an der „Alten Fürstenauer Straße“, am „Stapelberger 
Heuweg“ sowie am „Stapelberg“.   
 
Die Karten sind Bestandteile dieser Verordnung. Die Ver-
ordnung, die Begründung, die Übersichtskarte sowie die 
maßgebliche Verordnungskarte können während der 
Dienststunden bei der Stadtverwaltung Bramsche und 
dem Landkreis Osnabrück – Untere Naturschutzbehörde – 
unentgeltlich eingesehen sowie über die Internetseite des 
Landkreises Osnabrück abgerufen werden.  
 

(4) Das LSG ist weitgehend deckungsgleich mit dem Fauna- 
Flora-Habitat-(FFH-) Gebiet „Gehn“ (offizielle EU-Nr. DE-
3513-332; niedersächsische Nr. 319) gemäß der Richtlinie 
92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates vom 21.5.1992 zur 
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild le-
benden Tiere und Pflanzen (ABl.EG Nr. L 206 S. 7; 1996 
Nr. 59 S.63), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2013/17/EU des Rates vom 13.5.2013 (ABl. EU Nr. L 158 
S. 193)). Die Unterschutzstellung dient gemäß § 32 Abs. 2 
BNatSchG der Erhaltung des Gebietes als FFH-Gebiet 
und der Kohärenz des europäischen ökologischen Netzes 
„Natura 2000“.   
 

(5) Das LSG hat eine Größe von ca. 508 ha.  
 
(6) Unter § 11 „Begriffsbestimmungen“ sind die mit einem  

hochgestellten Kreuz (+) gekennzeichneten Begriffe in al-
phabetischer Reihenfolge aufgelistet und definiert.  

  
 

§ 2  
Gebietscharakter  

 
Das LSG „FFH-Gebiet Gehn“ besteht aus mehreren Teilflä-
chen und ist mit circa einem Viertel Bestandteil des großflä-
chig bewaldeten, fast 2000 ha umfassenden Landschaftsbe-
reichs „Gehn“, der zur Kernzone des Landschaftsschutzge-
bietes Nr. 50 „Wiehengebirge und Nördliches Osnabrücker 
Hügelland“ gehört.  
 
Bei diesem handelt es sich um die nordwestlichste Vorhöhe 
der deutschen Mittelgebirge an der Schwelle zum norddeut-
schen Tiefland. Der Gehn liegt damit an der äußersten Gren-
ze der naturräumlichen Region „Osnabrücker Hügelland“. Le-
diglich an seinem Westrand reicht das LSG kleinflächig in die 
zum norddeutschen Tiefland zählende naturräumliche Region 
„Ems-Hunte-Geest und Dümmer-Geest-Niederung“ hinein.  
 
Geologisch zum Wiehengebirge gehörend ist der nach Süden 
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schwach geneigte, pultförmige Gebirgssockel des Gehn über-
wiegend aus Quarziten, Sand- und Tonsteinen, örtlich auch 
aus Kalk- und Mergelsteinen des Jura aus dem Mesozoikum 
(Erdmittelalter), aufgebaut. Dabei treten im Nordwesten vor 
allem Sandsteine und Quarzite auf, während im zentralen und 
südöstlichen Teil unterschiedliche Gesteine vorherrschen, u. 
a. Ton- und Kalkgesteine. Die Ausgangsgesteine aus dem Ju-
ra sind vor allem in den Randbereichen häufig durch eiszeitli-
che Ablagerungen (Geschiebelehm, Geschiebemergel oder 
Schmelzwasserablagerungen) überlagert. Verschiedene ehe-
malige und im Betrieb befindliche Steinbrüche, Ton- und Mer-
gelgruben im LSG und in seinem Nahbereich zeugen von der 
Vielfalt der geologischen Ausgangsmaterialien.  
 
Morphologisch geprägt ist das LSG von mehreren im Schutz-
gebiet entspringenden naturnahen, zuweilen sommertrocke-
nen bzw. zeitweilig abflusslosen unter 1 m breiten Waldbä-
chen über Festgestein, die in fast alle Richtungen von dem 
Gebirgssockel abfließen. Hierzu zählen z. B. die Borkbeeke 
und der Schnatbach im Norden als Zuläufe der Ueffelner Aue, 
der Brunnenbach im Westen und der Doppheidegraben im 
Südwesten als Zuflüsse des Bühner Baches sowie der Stapel-
bach, der Oberlauf des Kolkhausgrabens und einige „Namen-
lose“ im Osten. Diese Bachläufe sind stellenweise von seitli-
chen, anmoorigen Quellnischen, zuweilen ausgeprägten Mä-
andern und vereinzelt von flutender Wasservegetation cha-
rakterisiert.   
 
Aufgrund seiner geologischen Voraussetzungen kommt im 
LSG eine hohe Anzahl von verschiedenartigen Lebensräu-
men und Vegetationsausprägungen vor.   

 
Zu den naturnahen, naturschutzfachlich wertvollen Wäldern 
gehören Bachläufe säumende und in Quellgebieten stocken-
de Erlen-Eschen-Auwälder, abgetrocknete Moorwaldrelikte in 
anmoorigen, ehemals feuchtnassen Senken und verschiede-
ne Buchen- und Eichenwaldgesellschaften. Sie stocken z. T. 
auf historisch alten Wuchsstandorten+. Hinzu kommen im Um-
feld ehemaliger Steinbrüche und Gesteinsabraumhalden alte, 
bodensaure Eichen-Birkensekundärwälder, z. T. noch mit Pio-
nierwaldcharakter und einem hohen Anteil an Kiefernbeimi-
schungen. Die kieferndominierten Waldbestände enthalten 
oftmals abgestorbenes Holz und Altbäume als Relikte früherer 
Hute- und Mittelwaldwirtschaft+ und sind von hoher Bedeutung 
für den Artenschutz. Weitere typische Beweidungszeiger in 
den Wäldern sind örtlich ausgeprägte Vorkommen von Stech-
palmen.   

 
Im gesamten Schutzgebiet und angrenzend herrschen alte 
und jüngere Fichtenbestände vor, die diese Waldlebensräume 
stark zergliedern und verinseln. Aus naturschutzfachlicher 
Sicht ist der Anteil dieser nicht standortheimischen Bestände 
zu verringern. 

 
Zu den historischen Nutzungsformen in den Wäldern gehörte 
neben Waldweide und der Brennholzgewinnung auch die 
Plaggenwirtschaft. Zusammen führten diese Faktoren zur Auf-
lichtung des Waldes und zur Degeneration der Standorte mit 
der Folge, dass sich im LSG bis heute, -auf speziellen Stand-
orten -, reliktisch und kleinflächig Zwergstrauchheiden, Wa-
cholder sowie Borstgrasrasenelemente als Zeiger der frühe-
ren Bewirtschaftungsweisen finden. Zu den speziellen Stand-
orten gehören lichtdurchlässige Waldbereiche und Lichtun-
gen, besonnte Wegränder, Waldaußenränder und ehemalige 
Handsteinbrüche. Im Schutzgebiet befinden sich Relikte einer 
archäologischen Stätte+. Es handelt sich um Reste von Wäl-
len einer mittelalterlichen Befestigungsanlage, der sogenann-
ten Wittekindsburg im Gehn.  

Im nördlichen Bereich des LSG dominieren über silikati-
schem, und damit sauren Ausgangsgestein, artenarme Vari-
anten der Laubwälder. Dort, wo Kalke im Untergrund anste-
hen, kommt es örtlich auf grundwassernahen Standorten zu 
Austritten von kalkhaltigem Wasser an die Oberfläche. Dies 
führt zur Bildung von Kalktuffablagerungen und Versinterun-
gen in Quellbereichen des Stapelbaches oder von kleinflächi-
gen Kalksümpfen. Diese sind aufgrund ihrer landesweit hoch-
gradigen Gefährdung (Rote Liste der Biotoptypen: 1) durch 
Flächen- und Qualitätsverluste sowie ihres seltenen Vorkom-
mens in Niedersachsen für das Schutzgebiet besonders her-
vorzuheben. In ihrem Umfeld stocken zumeist Erlen-Eschen-
Au- oder Quellwälder und besonders in den süd-südöstlich 
gelegenen Bereichen des LSG basenreichere Ausprägungen 
der Buchen- und Eichen-Hainbuchenwälder, die jedoch auch 
hier mit den bodensauren Ausprägungen auf Grund der klein-
räumig wechselnden Ausgangsgesteine mosaikartig wech-
seln können.  
  
Die überwiegend kleinen und naturnah ausgeprägten, anthro-
pogen durch Tonabbau entstandenen Stillgewässer unterlie-
gen meist keiner ersichtlich ausgeprägten fischereilichen Nut-
zung. Weitgehend in Randlagen des Schutzgebietes kommen 
wenige, unterschiedlich intensiv genutzte Grünländer ver-
schiedener Feuchtestufen sowie Ackerflächen vor. Durch Alt-
holz ausgezeichnete Eichenreihen und aus heimischen Ge-
hölzen zusammengesetzte Hecken, zum Teil Wallhecken, ent-
lang von Wegen und Straßen, aber auch im Waldesinneren 
sowie in Nadelwälder eingebettete Alt-Eicheninseln tragen im 
LSG zum Angebot an Lebensräumen bei. Insgesamt beher-
bergen die Lebensräume viele geschützte und selten gewor-
denen Pflanzen- und Tierarten. Zu dem Spektrum der Tierar-
tengruppen zählen insbesondere höhlenbrütende Vogelarten, 
Fledermäuse, Lurche, Kriechtiere, Libellen und holzbewoh-
nende Käferarten. Insgesamt profitieren diese versteckt le-
benden und anspruchsvollen Arten von der Größe des ge-
samten Waldgebietes, welches das LSG weitgehend umgibt 
oder an dieses angrenzt.  
  
Aufgrund seiner Nähe zu dem Ballungsraum Osnabrück und 
dem Stadtgebiet Bramsche gehört das im Waldbereich des 
Gehn gelegene LSG zu einem Ziel für die naturbezogene, ru-
hige Erholung.   
  
 

§ 3  
Allgemeiner und besonderer Schutzzweck   

 
(1) Allgemeiner Schutzzweck für das LSG ist gemäß des § 26  

Abs. 1 i. V. m. § 32 BNatSchG   
     1.   die Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der  

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
oder der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nut-
zungsfähigkeit der Naturgüter, einschließlich des 
Schutzes von Lebensstätten und Lebensräumen be-
stimmter wildlebender Tier- und Pflanzenarten,   

     2.   der Schutz von Natur und Landschaft wegen ihrer Viel- 
falt, Eigenart und Schönheit und   

     3.   der Schutz von Natur und Landschaft für die Erholung.  
  
(2) Besonderer Schutzzweck für das LSG ist die Erhaltung,  

Pflege und naturnahe Entwicklung des Ökosystems zu-
sammenhängender Wälder, insbesondere der naturnahen 
Eichen-Mischwälder, der teils an Stechpalmen reichen Bu-
chenwälder, der Eichen-Hainbuchenwälder sowie Erlen-
Eschen-Auwälder und kleinflächigen Moorwaldrelikten. 
Hierzu gehören auch die strukturreichen Laub-/Nadel-
mischwälder aus Birken, Eichen und Kiefern. Das LSG 
wird maßgeblich durch Wälder geprägt. Mit seiner Vielfalt 
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an kulturhistorischen Relikten, Pionierwäldern und den na-
turnahen, gebietsprägenden Quellläufen ist es von beson-
derer Eigenart und Schönheit. Hierzu trägt der zum Teil 
kleinräumige Wechsel unterschiedlicher Biotope, zu de-
nen neben vielen anderen z. B. die wegen ihrer landesweit 
hochgradig gefährdeten kalkreichen Niedermoore oder 
Kalktuffbildungen im Bereich von basenreichen Quellaus-
tritten gehören, bei. Die Schutzgebietsausweisung dient 
dem Erhalt und der Entwicklung eines in seinen Lebens-
räumen reichen Waldgebietes für zahlreiche wildlebende 
Pflanzen- und Tierarten, insbesondere Fledermäuse, Lur-
che, Kriechtiere, holzbewohnende Käfer, Höhlenbrüter 
und Vogelarten alter Wälder Damit verbunden ist die Er-
haltung, Förderung und Entwicklung insbesondere  

     1.   der Vernetzung der mosaikartig vorkommenden Wald- 
typen (Lebensraumtypen und andere, wie z. T. kiefern-
dominierte Eichen-Birkenwälder sowie strukturreiche 
Kiefern- und Kiefernmischwälder) mit einem möglichst 
hohen Anteil reifer Altersphasen, insbesondere als 
Jagdgebiete sowie Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
der Bechsteinfledermaus und allen weiteren vorkom-
menden Fledermausarten,  

     2.   der in Abhängigkeit wechselnder Standortbedingungen  
und unterschiedlicher Nutzungsgeschichte vorkom-
menden Ausprägungen der Buchenwälder, Eichen-
Kiefern-Mischwälder, Pionierwälder im Übergang zu 
Eichen-Wäldern, Erlen-Eschen-Au-, Bruch- und der 
Moorwaldrelikte, insbesondere als Landlebensräume 
für den Kammmolch,  

     3.   der Relikte historischer Waldnutzungsformen, wie Hu- 
tebäume, Nieder+- oder Mittelwald+,  

     4.   von standortgerechten+, heimischen Laubwäldern in  
den Bachauen und im Übergang zu höher gelegenen 
Waldbereichen,  

     5.   des standörtlich bedingten Spektrums an unterschied- 
lichen Biotopen (u. a. der basenarmen+ und -basenrei-
chen+ nährstoffarmen Sumpfbiotope, Feuchtwiesen, 
Moorwald- und Borstgrasrasenrelikte und Heideflä-
chen),  

     6.   von struktur-, totholz- und höhlenbaumreichen Bestän- 
den, teilweise ohne Nutzung, als Lebensräume wald-
spezifischer Vogel-, Insekten- und Säugetierarten, ins-
besondere der Ruhe- und Fortpflanzungsstätten (Wo-
chenstuben- und Sommerquartiere+) sowie der Jagd-
gebiete aller im LSG vorkommenden Fledermausar-
ten,  

     7.   die Erhaltung eines naturraumtypischen Wasserhaus- 
haltes,  

     8.   eines guten ökologischen und chemischen Zustandes  
des Grundwassers und der Oberflächengewässer u. a. 
als Voraussetzung für die Existenz der wasserabhän-
gigen, gebietscharakteristischen Biotop- und Lebens-
raumtypen sowie von Pflanzen- und Tierarten, wie z. 
B. dem Kammmolch und aller anderen Amphibienar-
ten,  

     9.   der unverbauten, naturnah geprägten Quellbereiche,  
insbesondere mit Versinterungen, einschließlich der ty-
pischen Begleitbiotope in tier- und pflanzenartenrei-
cher Ausprägung, wie z. B. Bitterem Schaumkraut 
(Cardamine amara), Winkelsegge (Carex remota) oder 
Milzkrautarten (Chrysosplenium sp.),  

     10. die Erhaltung und Entwicklung typischer Gewässer-  
und Habitatstrukturen der Bachsysteme mit teilweise 
abflusslosen und wasserführenden Strecken als (Teil)-
Lebensräume für gebietscharakteristische Pflanzen- 
und Tierarten, wie z. B. Quelljungfern (Cordulegaster 
boltonii und C. bidentata) sowie Prachtlibellen (Calop-
teryx virgo und C. splendens),  

     11. der zumindest teilweise besonnten, durch Abgrabun- 

gen entstandenen Stillgewässer, einschließlich ihrer 
Verlandungszonen mit Schwimmblattvegetation, u. a. 
für Libellenarten und als Teillebensraum für Lurche,  

     12. der z. T. kleinflächig im Bereich ehemaliger Steinbrü- 
che gelegenen Heiden und Magerrasen als Lebens-
räume für Schmetterlinge, Lurche und Kriechtiere, wie 
z. B. Schlingnatter (Coronella austriaca), Blindschlei-
che (Anguis fragilis), Wald- (Zootoca vivipara) und 
Zauneidechse (Lacerta agilis),   

     13. der ehemaligen, in die Wälder eingebetteten Steinbrü- 
che als potentielle Bruthabitate des Uhus (Bubo bubo),  

     14. der Waldränder+, strukturreicher Hecken, Baumreihen  
und Feldgehölze mit einem hohen Anteil an Eichen 
und Buchen unterschiedlicher Altersphasen, ein-
schließlich ihrer oft nährstoffarmen Säume, u. a. als 
Lebensstätten für den Hirschkäfer (Lucanus cervus),   

     15. der örtlich lichten und wärmebegünstigten Waldstruk- 
turen sowie eines dauerhaft ausreichenden Anteils an 
morschem Alt- und stehendem sowie liegendem Tot-
holz, v. a. an besonnten Standorten, insbesondere als 
Lebensstätten des Hirschkäfers,  

     16. von Vernetzungselementen, Ausbreitungs- und Wan- 
derachsen innerhalb und außerhalb des Waldes, z. B. 
unbefestigte Wege, Bäche und Gräben mit ihren Säu-
men oder lineare Gehölzstrukturen, für Pflanzen- und 
Tierarten (u. a. Fledermäuse, Lurche und Reptilien),  

     17. eines unbeeinträchtigten Naturhaushaltes ohne schäd- 
liche Stoffeinträge und Bodenverdichtungen,  

     18. der örtlich in Randlagen des Waldes eingestreuten, z.  
T. extensiv bewirtschafteten Dauergrünländer+ (meso-
philes+ Grünland, Feucht- und Nasswiesen),   

     19. störungsarmer Bereiche und des unbesiedelten Cha- 
rakters des Schutzgebietes und   

     20. der weitgehenden Ruhe im Schutzgebiet.  
  
(3) Besonderer Schutzzweck des FFH-Gebietes im LSG (Er- 

haltungsziele gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG) sind über 
§ 3 Abs. 1 und 2 dieser Verordnung hinaus die Erhaltung 
oder die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszu-
standes gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 10 BNatSchG der im Gebiet 
vorkommenden natürlichen Lebensräume von gemein-
schaftlichen Interesse gemäß Anhang I und der Tierarten 
gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie als die für den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile  

     1.   insbesondere der prioritären Lebensraumtypen (An- 
hang I der FFH-Richtlinie)  

           a)   7220* Kalktuffquellen als naturnahe Quellberei- 
che, welche im Schutzgebiet von naturnahen Au-
en- und Quellwäldern umgeben sind, mit guter 
Wasserqualität, ungestörter Kalktuffablagerung in 
Form von Kalkkrusten an Sohlsubstraten, verkrus-
teten Moospolstern, Sinterbänken oder -terrassen 
sowie mit der standortspezifischen Quellflur aus 
Moosen, einschließlich ihrer charakteristischen 
Tierarten wie Feuersalamander (Salamandra sala-
mandra) oder Gestreifte Quelljungfer (Cordulegas-
ter bidentata). Der Wasserhaushalt entspricht na-
türlichen oder naturnahen Verhältnissen. Typische 
Moose der Kalkquellfluren, wie z. B. Palustriella 
commutata, dominieren und werden begleitet von 
Bitterem Schaumkraut (Cardamine amara) oder 
Milzkräutern (Chrysosplenium alternifolium und C. 
oppositifolium).  

 
           b)  91D0* Moorwald als im Gebiet kleinflächig in  

Waldbereichen auf nährstoffarmen bis mäßig nähr-
stoffversorgten torfigen Standorten mit z. T. Torf-
moosen ausgebildete Moor-Birken-Wälder unter-
schiedlicher Alters- und Zerfallsphasen mit einem 
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hohen Anteil von Tot+- und Altholz+, Höhlenbäumen+ 
und sonstigen Habitatbäumen+, einschließlich ihrer 
charakteristischen Pflanzen- und Tierarten. Hierzu 
gehören Tierarten, wie Kleinspecht (Dryobates mi-
nor) und Weidenmeise (Parus montanus), oder 
auch die Blindschleiche (Anguis fragilis). Ebenso 
wird der LRT von mehreren Fledermausarten als 
Teillebensraum genutzt, darunter auch die Bech-
steinfledermaus (Myotis bechsteinii). . Es ist eine 
Baum- und Strauchschicht aus lebensraumtypi-
schen Arten, wie Moor- (Betula pubescens) und 
Sand-Birke (Betula pendula), vereinzelt Wald-Kie-
fer (Pinus sylvestris) und Schwarz-Erle (Alnus glu-
tinosa) sowie Faulbaum (Frangula alnus), Ohr-Wei-
de (Salix aurita) vorhanden. Die Krautschicht ist le-
bensraumtypisch mit Arten, wie z. B. Hundsstrauß-
gras (Agrostis canina), Igel-Segge (Carex echina-
ta) oder Sumpfveilchen (Viola palustris) ausge-
prägt. Aufgrund der Lage und Größe dieses LRT 
sowie mangelnder Wasserversorgung ist die dau-
erhafte Erhaltung sowie eine Entwicklung bzw. 
Wiederherstellung mit vertretbarem Aufwand nicht 
prognostizierbar.  

  
           c)   91E0* Auenwald mit Schwarzerle (Alnus gluti- 

nosa) und Esche (Fraxinus excelsior) als natur-
nahe, strukturreiche Erlen-Eschen-Auenwälder in 
Quell- und Auebereichen mit einem mosaikartigem 
Wechsel der Altersklassen, gut ausgeprägten Al-
ters- und Zerfallsphasen, natürlich entstandenen 
Lichtungsinseln und strukturierten Waldrändern so-
wie mit einem hohen Anteil von Tot- und Altholz, 
Höhlenbäumen und sonstigen Habitatbäumen, ein-
schließlich ihrer charakteristischen Pflanzen- und 
Tierarten, darunter mehrere Fledermausarten, ins-
besondere die Bechsteinfledermaus sowie weitere 
Tierarten, wie Kleinspecht-, ), Weidenmeise und Pi-
rol (Oriolus oriolus). Ein naturnaher Wasserhaus-
halt mit hohen Grundwasserständen, ggf. periodi-
schen Überflutungen und auentypische Boden- so-
wie Geländestrukturen, wie Senken, Rinnen oder 
Tümpel, entsprechen natürlichen oder naturnahen 
Verhältnissen. Auch Anteile forstlich nicht genutzter 
Wälder oder Waldbereiche sind gegeben. Es sind 
eine lebensraumtypische+  Baumschicht mit be-
standsbildender Schwarz-Erle und Esche (Fraxi-
nus excelsior) als Hauptbaumarten (mindestens 50 
% Bestandsanteil) sowie vereinzelt Stieleiche 
(Quercus robur) und Hainbuche (Carpinus betulus) 
als Nebenbaumarten vorhanden. Strauch- und 
Krautschicht sind lebensraumtypisch ausgeprägt, 
wie z. B. mit Roter Johannisbeere (Ribes rubrum), 
Winkelsegge (Carex remota), Sumpfpippau (Crepis 
paludosa), Kleinem Baldrian (Valeriana dioica), Bit-
terem Schaumkraut (Cardamine amara) und Klei-
nem Helmkraut (Scutellaria minor).  

  
     2.   insbesondere der Lebensraumtypen (Anhang I der  

FFH-Richtlinie)  
  

           a)   3150 Naturnahe eutrophe Stillgewässer mit  
Laichkrautgesellschaften als naturnah ausge-
prägte nährstoffreiche ehemalige Tonabbaugewäs-
ser mit klarer bis leicht getrübter Wasserbeschaf-
fenheit sowie Wasser- und Verlandungsvegetation 
einschließlich ihrer charakteristischen Pflanzen- 
(Wasserlinsen-, Laichkraut-, Schwimmblatt- und 
Teichröhrichtvegetation), wie Krebsschere (Stratio-
tes aloides), und Tierarten, wie z. B. Kammmolch 

(Triturus cristatus), weitere Molcharten und die 
Grüne Mosaikjungfer (Aeshna viridis).  

  
           b)  3260 Fließgewässer mit flutender Vegetation   

als naturnahe Fließgewässer mit unverbauten 
Ufern, vielfältigen Sedimentstrukturen (in der Regel 
Wechsel zwischen feinsandigen und kiesigen Be-
reichen), guter Wasserqualität, natürlicher Dyna-
mik des Abflussgeschehens, einem durchgängi-
gen, weitgehend unbegradigtem Verlauf, artenrei-
chen Ufern mit Arten der Bachröhrichte, wie z. B. 
Igelkolben (Sparganium emersum) sowie kleinflä-
chig und lokal in belichteten Bereichen Seggenrie-
de, z. B mit Schnabel-Segge (Carex rostrata), Igel-
Segge (Carex echinata), Hundsstraußgras (Agros-
tis canina) oder Sumpfveilchen (Viola palustris), 
und zumindest abschnittsweise mit naturnahem 
Auenwaldsaum aus Schwarzerle und Weidenarten. 
Abschnittsweise ist an belichteten Stellen in länger 
wasserführenden Kolken flutendende Wasservege-
tation mit z. B. Knöterich-Laichkraut (Potamogeton 
polygonifolius) kleinflächig entwickelt. Charakteris-
tische Tierarten, wie z. B. Feuersalamander oder 
Ringelnatter (Natrix natrix) kommen vor; Prachtli-
bellenarten (Calopteryx virgo und C. splendens) 
und Quelljungfern (Cordulegaster boltonii und C. 
bidentata), sofern die Bäche mehrjährig Wasser 
führen. Aufgrund des mangelnden Wasserdarge-
botes fallen die Bäche periodisch trocken. Inwie-
weit eine dauerhafte Erhaltung oder Entwicklung 
möglich sein werden, ist nicht prognostizierbar.  

  
           c)   4030 Trockene europäische Heide als halbnatür- 

liche baumarme bis -freie von Besenheide (Calluna 
vulgaris) dominierte Zwergstrauchheide über ba-
senarmen Silikatgesteinen einschließlich der im 
Schutzgebiet vorkommenden charakteristischen 
Tierarten, wie Ockerbindiger Samtfalter (Hippar-
chia semele), Schlingnatter (Coronella austriaca), 
Blindschleiche (Anguis fragilis), Wald- (Zootoca vi-
vipara) und Zauneidechse (Lacerta agilis). In den 
Zwergstrauchheiden kommen weiterere lebens-
raumtypische Begleitarten, wie Pillen-Segge (Ca-
rex pilulifera), Dreizahn (Danthonia decumbens), 
Gewöhnliche und Vielblütige Hainsimse (Luzula 
campestris und L. multiflora), Borstgras (Nardus 
stricta) oder an feuchteren Stellen Glockenheide 
(Erica tetralix) vor.   

  
           d)  6510 Magere Flachland-Mähwiese als artenrei- 

che, nicht oder wenig gedüngte Mähwiese bzw. -
weide auf mäßig feuchten bis mäßig trockenen 
Standorten einschließlich ihrer charakteristischen 
Pflanzen- und Tierarten, wie z. B. Schmetterlings- 
und Heuschreckenarten. Zu den charakteristischen 
Pflanzenarten gehören z. B. Wiesenfuchsschwanz 
(Alopecurus pratensis), Rotklee (Trifolium praten-
se) und Kuckuckslichtnelke (Silene floscuculi). Im 
Schutzgebiet kommen randlich Übergänge zu ei-
ner seggenreichen Feuchtwiese mit Mädesüß (Fili-
pendula ulmaria), Schlank-Segge (Carex acuta) 
und Breitblättrigem Knabenkraut (Dactylorhiza ma-
jalis) vor.  

  
           e)   7140 Übergangs- und Schwingrasenmoor als  

naturnahe, waldfreie Übergangs- und Schwingra-
senmoore, teilweise im Kontakt mit feuchten Hei-
den, auf sehr nassen, nährstoffarmen weitgehend 
gehölzfreien Standorten einschließlich ihrer cha-
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rakteristischen Tierarten, wie z. B. Kriechtiere, Li-
bellen und Schmetterlinge. Die Vegetation besteht 
aus torfmoosreichen (Sphagnum sp.) Seggen- und 
Wollgras-Rieden und charakteristischen Pflanzen-
arten, wie Sumpfhaarstrang (Peucedanum palust-
re), Moorlilie (Narthecium ossifragum), Hunds-
straußgras, Wiesen-Segge (Carex nigra), Schna-
bel-Segge, Kleines Helmkraut (Scutellaria minor), 
im Schutzgebiet örtlich in den Randbereichen mit 
Vorkommen von Gagelstrauch (Myrica gale), Wa-
cholder (Juniperus communis), Königsfarn (Os-
munda regalis) sowie Glockenheide (Erica tetralix).  

  
           f)   7230 Kalkreiches Niedermoor als naturnahe  

kalk- und basenreiche Niedermoore bzw. Sümpfe 
auf nährstoffarmen, nassen, zum Teil quelligen 
Standorten mit standorttypischer meist niedrig-
wüchsiger Seggen- und Binsenvegetation, Sumpf-
moosen, und z. T. hochgradig gefährdeter weiterer 
charakteristischer Pflanzenarten, wie Breitblättri-
ges Wollgras (Eriophorum latifolium), Saum-Segge 
(Carex hostiana), Schuppenfrüchtige Gelb-Segge 
(C. lepidocarpa), Echte Gelb-Segge (C. flava), Hir-
sen-Segge (C. panicea), Armblütige Sumpfbinse 
(Eleocharis quinquefolia), Sumpf-Stendelwurz 
(Epipactis palustris), Mücken-Händelwurz (Gymna-
denia conopsea) und Echtes Fettkraut (Pinguicula 
vulgaris), einschließlich ihrer charakteristischen 
Tierarten, wie z. B. Windelschneckenarten.  

  
           g)  9110 Hainsimsen-Buchenwald und 9120 Atlanti- 

scher bodensaurer Buchen-Eichenwald mit 
Stechpalme als naturnahe, strukturreiche mög-
lichst großflächige und unzerschnittene Waldbe-
stände auf frischen, basenarmen Standorten über 
Silikatgesteinen, Sandlehm und versauertem Löss 
mit einem mosaikartigen Wechsel der Altersklas-
sen, gut ausgeprägten Alters- und Zerfallsphasen, 
natürlich entstandenen Lichtungen, strukturreichen 
Waldrändern sowie mit einem hohen Anteil von Tot- 
und Altholz, Höhlenbäumen und sonstigen Habitat-
bäumen, einschließlich ihrer charakteristischen 
Tierarten, wie das Große Mausohr (Myotis myotis) 
und die Bechsteinfledermaus neben Spechten und 
weiteren Arten. Auch Anteile forstlich nicht genutz-
ter Wälder oder Waldbereiche sind gegeben. Es 
sind eine lebensraumtypische Baumschicht mit be-
standsbildender Rot-Buche (Fagus silvatica; min-
destens 50 % Bestandsanteil), örtlich höherem An-
teil von Stiel-Eiche sowie Hainbuche, Stechpalme 
(Ilex aquifolium) und Eberesche (Sorbus aucupa-
ria) als Nebenbaumarten sowie eine für bodensau-
re Buchenwälder lebensraumtypisch spärliche 
Krautschichtvegetation vorhanden, z. B. mit Draht-
schmiele (Deschampsia flexuosa) und Pillen-Seg-
ge (Carex pilulifera). Eine Strauchschicht aus 
Stechpalme ist gut entwickelt.   
 
Merkmal des LRT 9120 ist neben den unter LRT 
9110 genannten Arten ein gehäuftes bis dominan-
tes Aufkommen von Stechpalmenbeständen.   

  
           h)  9130 Waldmeister-Buchenwald (Asperulo-Fage- 

tum) als naturnahe, strukturreiche, möglichst groß-
flächige und unzerschnittene Waldbestände auf 
mehr oder weniger basenreichen Standorten mit 
einem mosaikartigen Wechsel der Altersklassen, 
gut ausgeprägten Alters- und Zerfallsphasen, na-
türlich entstandenen Lichtungen, strukturreichen 

Waldrändern sowie mit einem hohen Anteil von Tot- 
und Altholz, Höhlenbäumen und sonstigen Habitat-
bäumen, einschließlich ihrer charakteristischen 
Tierarten, darunter mehrere Fledermausarten, ins-
besondere die Bechsteinfledermaus und das Gro-
ße Mausohr neben weiteren Arten. Auch Anteile 
forstlich nicht genutzter Wälder oder Waldbereiche 
sind gegeben. Es sind eine lebensraumtypische 
Baumschicht mit bestandsbildender Rot-Buche 
(mindestens 50 % Bestandsanteil), Vogelkirsche 
(Prunus avium), Stiel-Eiche und Hainbuche und 
standortbedingt Gewöhnlicher Esche als Neben-
baumarten sowie eine je nach Lichtverhältnissen 
ausgeprägte, lebensraumtypische Strauch- und 
Krautschichtvegetation vorhanden, z. B. mit Bu-
chennaturverjüngung, Bingelkraut (Mercurialis pe-
rennis), Waldmeister (Galium odoratum) oder Perl-
gras (Melica uniflora).   

  
           i)    9160 Feuchter Eichen- Hainbuchen-Mischwald  

(Carpinion betuli) als naturnahe, strukturreiche Ei-
chen-Hainbuchen-Wälder auf feuchten basenrei-
chen bis mäßig basenreichen, teils grund- oder 
staunässebeeinflussten Standorten, teilweise in 
Auebereichen verzahnt mit Erlen-Eschen-Wäldern 
und mit einem mosaikartigen Wechsel der Alters-
klassen, gut ausgeprägten Alters- und Zerfallspha-
sen, natürlich entstandenen Lichtungsinseln und 
vielgestaltigen Waldrändern sowie mit einem ho-
hen Anteil von Tot- und Altholz, Höhlenbäumen und 
sonstigen Habitatbäumen, einschließlich ihrer cha-
rakteristischen Pflanzen- und Tierarten, wie Mittel-
specht und Bechsteinfledermaus sowie weitere 
Fledermausarten. Auch Anteile forstlich nicht ge-
nutzter Wälder oder Waldbereiche sind gegeben. 
Es ist eine lebensraumtypische Baumschicht mit 
bestandsbildender Stieleiche und Hainbuche (min-
destens 75 % Bestandsanteil) als Hauptbaumarten 
sowie Feldahorn (Acer campestre), Vogelkirsche 
und Buche als Nebenbaumarten und eine je nach 
Basenreichtum und Feuchtigkeitsverhältnissen 
ausgeprägte, lebensraumtypische Strauch- und 
Krautschichtvegetation vorhanden, z. B. mit Hoher 
Schlüsselblume (Primula elatior), Goldhahnenfuß 
(Ranunculus auricomus), Aronstab (Arum macula-
tum), Buschwindröschen (Anemone nemorosa) 
oder Scharbockskraut (Ranunculus ficaria).   

  
     3.   insbesondere der Tierarten (Anhang II der FFH Richtli- 

nie)  
           a)   Bechsteinfledermaus (Myotis bechsteinii) als  

dauerhaft stabile Population (Weibchen der be-
kannten Wochenstuben-Kolonien am südwestli-
chen und nordwestlichen Rand des Schutzgebie-
tes und Männchen), für die die strukturreichen Wäl-
der im Schutzgebiet alle wesentlichen Lebens-
raumfunktionen (Jagdgebiet, Quartierstandorte 
und Fortpflanzungsstätte) erfüllen; zu den Lebens-
räumen gehören naturnahe unterwuchs-, alt- und 
totholzreiche, insbesondere auch feuchte und 
bachbegleitende Laubwälder, sowie Kiefernwälder 
und Kiefernmischwälder mit einer hohen Anzahl an 
Höhlenbäumen und höhlenreichen Altbaumgrup-
pen, darüber hinaus auch bodensaure, z. T. noch 
pionierwaldartige Eichen-Birkenwälder.  
 

           b)  Großes Mausohr (Myotis myotis) als dauerhaft  
stabile Population (Weibchen der Wochenstuben-
Kolonie in der evangelischen St. Johannis-Kirche 
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in Engter und Männchen), für die die Wälder des 
Schutzgebietes wesentliche Teillebensraumfunk-
tionen (Jagdgebiete, Übertagungsquartiere für 
Männchen und Weibchen und Paarungsquartiere) 
erfüllen; die Lebensräume zeichnen sich durch 
eher unterwuchsarme, alt- und totholzreiche Laub- 
und Nadelwälder aus. 
 

           c)   Hirschkäfer (Lucanus cervus) als dauerhaft stabile  
Population, die das Schutzgebiet mit v. a. von Ei-
chen als bevorzugte Baumart geprägten Baumrei-
hen, Alleen und Eichen-(Misch)-Wäldern sowie ei-
chenreichen Wäldern unterschiedlicher Alters- und 
Zerfallsphasen und im Verbund zu weiteren Vor-
kommen nutzt; die Habitate weisen Altbäume mit 
morschen Starkästen, anbrüchige Bäume sowie 
verbreitet stehendes und liegendes Totholz von 
größer als 20 cm Durchmesser mit Erdkontakt als 
Brut- und Lebensstätten auf, wie Wurzelstöcke, 
(Hoch)-Stubben oder Reisighaufen, und kommen 
zahlreich vor.  

  
           d)  Kammmolch (Triturus cristatus)  als dauerhaft sta- 

bile Population, die das Schutzgebiet in miteinan-
der vernetzten kleineren bis mittelgroßen Stillge-
wässern im Verbund zu weiteren Vorkommen 
nutzt; die Gewässer führen für die Larvalentwick-
lung ausreichend lange Wasser, weisen ausge-
dehnte Flachwasserzonen sowie submerse und 
emerse Vegetation auf, sind mäßig verkrautet, 
möglichst fischfrei, zumindest teilweise besonnt 
und von geeigneten Landhabitaten (Brachland, ex-
tensives Grünland, totholzreiche Wälder, Hecken 
und Feldgehölze mit oberflächennahen Bodenver-
stecken) umgeben.  

  
(4) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele insbe- 

sondere auf land- und forstwirtschaftlichen Flächen sowie 
von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen kann aufbau-
end auf die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch 
durch Angebote des Vertragsnaturschutzes unterstützt 
werden.  

  
 

§ 4  
Verbote  

 
Gemäß § 26 Abs. 2 BNatSchG sind im Landschaftsschutzge-
biet alle Handlungen verboten, die den Charakter des LSG 
gemäß § 2 dieser Verordnung verändern oder dem allgemei-
nen und besonderen Schutzzweck gemäß § 3 dieser Verord-
nung zuwiderlaufen. Gemäß § 33 Absatz 1 BNatSchG sind al-
le Handlungen unzulässig, die zu einer erheblichen Beein-
trächtigung des Natura 2000-Gebietes in seinen für die Erhal-
tungsziele und den Schutzzweck dieser Verordnung maßgeb-
lichen Bestandteile führen können.  
  
Im LSG sind daher folgende Handlungen untersagt:  
 
1.   Das LSG außerhalb der Straßen und Wege zwischen dem  

1. März und dem 31. August zu betreten oder auf sonstige 
Weise aufzusuchen, wobei Rückegassen+ und Trampel-
pfade+, sofern sie keine Teile offiziell ausgewiesener Wan-
der- oder Lehrpfade sind, nicht als Wege gelten,   
 

2.   die in den maßgeblichen Karten dargestellten Kalktuff- 
quellen entlang des Oberlaufes des Kolkhausgrabens, die 
Kalksümpfe, die Übergangs- und Schwingrasenmoore so-
wie die Heideflächen zu betreten,  

3.   das LSG außerhalb der Straßen, Wege und offiziell ausge 
wiesenen Radwege mit Fahrrädern zu befahren,  
  

4.   die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen,  
Wege und Flächen mit Kraftfahrzeugen zu befahren oder 
diese dort abzustellen, ausgenommen von diesem Verbot 
sind motorisierte Krankenfahrstühle und E-Bikes,  

 
5.   Wohnwagen oder andere für die Unterkunft geeignete  

Fahrzeuge aufzustellen,  
 
6.   zu zelten, zu lagern, zu grillen und offenes Feuer zu ent- 

zünden, 
  
7.   Hunde unangeleint oder mit einer Leinenlänge von mehr  

als drei Metern laufen zu lassen, sofern dies nicht zur ord-
nungsgemäßen Jagdausübung geschieht, dem Herden-
schutz dient oder der Hund als Rettungshund eingesetzt 
wird,  

 
8.   wildlebenden Tieren nachzustellen, sie zu fangen, zu ver- 

letzen, zu stören oder zu töten oder ihre Entwicklungsfor-
men sowie ihre Brut- und Wohnstätten aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

 
9.   Pflanzen zu ernten, zu beschädigen, auszureißen, auszu- 

graben oder Teile davon abzupflücken, abzuschneiden 
oder abzureißen,  

 
10. Pflanzen oder Tiere, insbesondere, gebietsfremde oder in- 

vasive Arten, anzusiedeln oder auszusetzen,  
 
11. Waldrandgebüsche+, einschließlich ihrer Säume sowie  

sonstige gebietsheimische+, oder standortgerechte+ Ge-
hölzbestände in Form von Hecken und Baumreihen, Ufer-
gehölzen oder Solitärbäumen außerhalb des Waldes, z. B. 
an Straßen und Wegen, zu beseitigen, zu beschädigen 
oder nachteilig zu verändern,  

 
12. in den Baumreihen, Wallhecken und Hecken außerhalb  

der Waldbereiche Baumstubben und Wurzelteller zu ro-
den, auszugraben oder auszufräsen sowie liegendes oder 
stehendes Totholz ab mindestens 20 cm Durchmesser an 
der stärksten Stelle zu entfernen,  

 
13. Erstaufforstungen anzulegen,  
 
14. Wald in eine andere Nutzungsart umzuwandeln,  
 
15. Laubwald in Nadelwald umzuwandeln oder den Nadel- 

holzanteil in Laub-/Nadelmischwäldern zu erhöhen,  
 
16. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen+ oder  

andere Sonderkulturen+ neu anzulegen,  
 
17. Dauergrünland+ in Acker umzuwandeln sowie jede Art der  

wendenden oder die Grasnarbe anderweitig zerstörenden 
Bodenbearbeitung,  

 
18. Flächen zu düngen, zu kalken oder Pflanzenschutzmittel  

auszubringen,  
 
19. das LSG oder Teile davon zusätzlich zu entwässern, den  

Grundwasserstand über das bisherige Maß hinaus abzu-
senken oder Wasser aus Still- und Fließgewässern über 
den genehmigungsfreien Gebrauch hinaus zu entnehmen,   

 
20. Quellbereiche zu fassen,  
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21. Fließ- oder Stillgewässer anzulegen, zu verändern, zu be- 
seitigen oder eine über eine ordnungsgemäße Gewässer-
unterhaltung hinausgehende Maßnahme vorzunehmen 
sowie als Fortpflanzungsgewässer für den Kammmolch 
und alle weiteren vorkommenden Amphibienarten sowie 
für Wirbellose, wie Libellen, Stein-, Köcher- und Eintags-
fliegen, zu verschlechtern,   

 
22. Stoffe aller Art, wie z. B. Müll, Schutt, Gartenabfälle sowie  

Bodenmaterial+ zu lagern, aufzuschütten, zu verbrennen 
oder einzubringen,  
 

23. Bodenbestandteile+ abzubauen, Auf- und Abspülungen  
oder Abgrabungen vorzunehmen sowie das Relief und 
das Bodengefüge auf sonstige Weise zu ändern,  
 

24. bauliche Anlagen+ und Einfriedungen aller Art zu errichten  
oder wesentlich äußerlich zu verändern, auch wenn die 
Maßnahmen keiner baurechtlichen Genehmigung bedür-
fen oder nur vorübergehender Art sind,  

  
25. Hausgärten über die bestehenden rechtmäßigen Grund- 

stücksgrenzen hinaus in das Schutzgebiet hinein zu erwei-
tern,  

 
26. Neu-+ und Ausbau+ von Straßen und Wegen,  
 
27. jegliche Leitungen, wie z. B. Freileitungen, Rohrleitungen  

oder Erdkabel, neu zu verlegen,  
 
28. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder anzu- 

bringen,  
 
29. unbemannte Luftfahrzeuge aller Art (z. B. Flugmodelle, un- 

bemannte Luftfahrtsysteme) zu betreiben; ausgenommen 
ist der Einsatz von Drohnen zu wissenschaftlichen, land- 
und forstwirtschaftlichen Zwecken, zur Wildortung sowie 
zum Rettungseinsatz,  

 
30. archäologische Stätten+ zu zerstören, in ihrem Bestand zu  

beeinträchtigen oder zu gefährden,  
 
31. organisierte Veranstaltungen durchzuführen und  
 
32. die Ruhe der Natur durch Lärm oder auf andere Weise zu  

stören.  
  
 

§ 5  
Freistellungen  

 
(1) Die in den Absätzen 2 bis 8 aufgeführten Handlungen oder  

Nutzungen sind unabhängig von den Verboten des § 4 
dieser Verordnung zulässig bzw. von diesen freigestellt.  

  
(2) Allgemein gilt:  
 
1.   das Betreten und Befahren des Gebietes sind zulässig  
     a)   durch die Eigentümer und Nutzungsberechtigten sowie  

deren Beauftragte zur rechtmäßigen Nutzung oder Be-
wirtschaftung der Grundstücke,   
 

     b)   durch Bedienstete der Naturschutzbehörden sowie de- 
ren Beauftragte zur Erfüllung ihrer dienstlichen Aufga-
ben,  
 

     c)   durch Bedienstete anderer Behörden und öffentlicher  
Stellen sowie deren Beauftragte zur Erfüllung ihrer 
dienstlichen Aufgaben, einschließlich des Einsatzes 

von Diensthunden; die Durchführung von Maßnahmen 
bedarf der schriftlichen Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde mindestens einen Monat vor 
Maßnahmenbeginn,  
 

     d)   auf ausgewiesenen Lehrpfaden, Wander- und Radrou- 
ten,  
 

     e)   im Rahmen der zulässigen Handlungen nach den fol- 
genden Nrn. 2 bis 15.  
 

2.   Maßnahmen zur Gefahrenabwehr sind zulässig und nach- 
träglich der zuständigen   Naturschutzbehörde bekanntzu-
geben. 
 

3.   Wissenschaftliche Forschung und Lehre sowie Informati- 
on und Bildung sind mit vorheriger Zustimmung der zu-
ständigen Naturschutzbehörde zulässig.  
 

4.   Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung so- 
wie Untersuchung und Kontrolle des Gebietes sind im Auf-
trag oder auf Anordnung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde oder mit deren vorheriger Zustimmung zulässig.  
 

5.   Die Durchführung organisierter Veranstaltungen ist nur mit  
vorheriger Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde zulässig; keiner Zustimmung bedürfen organisierte 
Veranstaltungen auf Straßen und Wegen, wobei Rücke-
gassen+ und Trampelpfade+ nicht als Wege gelten; das Be-
treten für Führungen durch naturkundlich gebildete Führer 
auf Straßen und Wegen ist ohne Zustimmung zulässig.  
 

6.   Das Aufstellen oder Anbringen von Tafeln zur gebietsbezo- 
gen naturschutzfachlichen Information und zu spezifi-
schen Regelungen der Freizeit- und Erholungsnutzung 
sind mit vorheriger Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde zulässig.   
 

7.   Das Aufstellen oder Anbringen von Hinweis- und Warnta- 
feln aufgrund anderer Rechtsvorschriften ist zulässig.  
 

8.   Die fachgerecht durchgeführte Pflege der Gehölze außer- 
halb des Waldes zum Zweck der Gehölzverjüngung, der 
Erhaltung des Lichtraumprofils an Straßen und Wegen 
oder der Behebung unzumutbarer Beeinträchtigungen bei 
der Nutzung angrenzender landwirtschaftlich genutzter 
Grundstücke ist zulässig, wobei Schlegelmäher+ nicht ver-
wendet werden dürfen; das Fällen, Roden oder eine sons-
tige Beseitigung von Gehölzen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde.  
 

9.   Die fachgerecht durchgeführten Maßnahmen an Gehölzen  
zur Herbeiführung und Erhaltung der Verkehrssicherheit 
an Straßen, Wegen und Plätzen sind im notwendigen Um-
fang zulässig.  
 

10. Die ordnungsgemäße Unterhaltung der Wege außerhalb  
von Wäldern ohne Einbau von zusätzlich neuem Wege-
baumaterial und ohne Erweiterung der bereits überbauten 
Wegefläche ist zulässig.  
 

11. Die ordnungsgemäße Instandsetzung bautechnisch be- 
festigter Wege außerhalb von Wäldern mit Einarbeitung 
von fehlendem Wegebaumaterial ist zulässig, sofern die 
bereits überbaute Wegefläche einschließlich ihrer wege-
begleitenden Einrichtungen nicht erweitert wird und aus-
schließlich milieuangepasstes Material verwendet wird.  
 

12. Die ordnungsgemäße Unterhaltung und Instandsetzung  
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der Straßen ohne Erweiterung der bereits überbauten Flä-
che sind zulässig.  
 

13. Die ordnungsgemäße Nutzung und Unterhaltung der  
sonstigen, rechtmäßig bestehenden baulichen Anlagen 
und Einrichtungen in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang sind zulässig, die Instandsetzung bzw. deren Er-
satz erfolgen nur nach schriftlicher Anzeige bei der zustän-
digen Naturschutzbehörde mindestens einen Monat vor 
Maßnahmenbeginn.  
 

14. Die Neuanlage von Einrichtungen der Freizeitinfrastruktur,  
wie z. B. Schutzhütten oder Wanderparkplätze, ist nur mit 
vorheriger Zustimmung der Naturschutzbehörde zulässig.  

 
15. Die Nutzung und Unterhaltung der an das öffentliche Netz  

angeschlossenen Ver- und Entsorgungsleitungen in der 
bisherigen Art und im bisherigen Umfang sind zulässig; die 
Instandsetzung bzw. deren Ersatz erfolgen nur nach 
schriftlicher Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbe-
hörde mindestens einen Monat vor Beginn der Maßnah-
me, wobei im Einzelfall nicht aufschiebbare Maßnahmen 
zur Behebung von Störungen des Betriebes auch erst un-
mittelbar vor Maßnahmenbeginn oder unverzüglich nach 
der Durchführung der Maßnahmen angezeigt werden dür-
fen.  

  
(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße landwirtschaftliche  

Bodennutzung der in der maßgeblichen Verordnungskarte 
gekennzeichneten Acker- und Dauergrünlandflächen nach 
guter fachlicher Praxis gemäß §§ 5 Abs. 2 BNatSchG so-
wie 25 a NAGBNatSchG und nach folgenden aus dem 
Schutzzweck hergeleiteten Vorgaben:   

 
     1.   Die Veränderung des Bodenreliefs, insbesondere  

durch Verfüllen von Bodensenken, -mulden oder -rin-
nen sowie durch Einebnung und Planierung, unter-
bleibt.  
 

     2.   Die Anlage von Erdsilos, Feldmieten oder ähnlichem  
sowie die Ablagerung landwirtschaftlicher Abfälle un-
terbleiben; zulässig ist die maximal einwöchige Lage-
rung von Heu- und Silagewickelballen auf Grünland, 
wenn sie zuvor auf der Fläche produziert wurden.  

 
     3.   Zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen, wie z. B. die  

Neuanlage von Grüppen oder Gräben, unterbleiben.  
 
     4.   Die ordnungsgemäße Nutzung, Unterhaltung und In- 

standsetzung von bestehenden Drainagen ist zulässig; 
ihr Ersatz ist zulässig, wenn sich die Leistungsfähigkeit 
nicht erhöht.  

 
     5.   Die rechtmäßige Entnahme von Grundwasser oder  

Wasser aus oberirdischen Gewässern ist für das Trän-
ken von Weidevieh mit Weidepumpen zulässig; es un-
terbleibt die Wasserentnahme aus Quellen.  

 
     6.   Die Neuanlage von Weihnachtsbaumkulturen, Kurz- 

umtriebsplantagen+ oder anderen Sonderkulturen+ ist 
nicht zulässig.  

 
     7.   Eine Erstaufforstung ist ausschließlich auf den in den  

maßgeblichen Karten gekennzeichneten Ackerflächen 
und nur mit gebietsheimischen+ und standortgerech-
ten+ Arten zulässig.  

 
     8.   Die Umwandlung von in den maßgeblichen Karten ge- 

kennzeichneten Ackerflächen in Dauergrünland ist zu-
lässig.  

     9.   Die Umwandlung von Dauergrünlandflächen in Acker  
unterbleibt. 
 

     10. Die Unterhaltung und Instandsetzung rechtmäßig be- 
stehender Weidezäune und Viehtränken sowie die 
Neuerrichtung in ortsüblicher und letztere auch in 
wolfssicherer Weise sind zulässig.  

 
     11. Die Unterhaltung und Instandsetzung rechtmäßig be- 

stehender Viehunterstände, mobile Stallungen sowie 
die Neuerrichtung in ortsüblicher Weise sind zulässig.  

 
     12. Auf den in der maßgeblichen Karte als Extensivgrün- 

land gekennzeichneten Flächen gilt über die Regelun-
gen gemäß 1 bis 6 sowie 9 bis 11 hinaus:  
 

           a)   Jede Art der wendenden oder die Grasnarbe an- 
derweitig zerstörenden Bodenbearbeitung (z. B. 
Pflug oder Fräse) unterbleibt; zulässig sind aus-
schließlich Nachsaaten mit für den Biotoptyp cha-
rakteristischen Gräsern und Kräutern nach vorheri-
ger Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde.  
 

           b)   Die Anwendung von Düngung und Kalkung erfol- 
gen nur nach vorheriger schriftlicher Anzeige bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens 
einen Monat vor Maßnahmenbeginn.   
 

     13. Auf der in der maßgeblichen Verordnungskarte darge- 
stellten Dauergrünlandfläche mit dem Lebensraumtyp 
6510 „Magere Flachlandmähwiese“ gilt über die Rege-
lungen gemäß Nr. 1 bis 6 sowie 9 bis 12 hinaus:  

 
           a)   die maschinelle Bodenbearbeitung, wie z. B. Wal- 

zen, Schleppen, Striegeln, unterbleibt vom 01.03. 
bis zum 31.05. eines jeden Jahres,  

 
           b)   die Grünlandnutzung erfolgt ausschließlich als  

Mähwiese mit maximal zweimaliger Mahd pro Jahr 
und ohne Liegenlassen des Mähgutes,  

 
           c)   die Mahd erfolgt mit Mähwerken ohne Aufbereiter  

(Zetter); zulässig sind Balken-, Scheiben- und 
Trommelmähwerke,  

 
           d)   die Durchführung des ersten Schnitts erfolgt nicht  

vor dem 01.06. eines jeden Jahres und die Durch-
führung des zweiten Schnitts erfolgt nicht vor dem 
10.08. eines jeden Jahres,  
 

           e)   die Mahd eines mindestens 2,5 m breiten Rand- 
streifens an der Längsseite eines jeden Flurstücks 
unterbleibt vom 01.01. bis 31.07. eines jeden Jah-
res,  

 
           f)    eine organische Düngung mit Wirtschaftsdünger  

wie u. a. Gülle, Jauche und Festmist sowie Biogas-
gärresten unterbleibt und  

 
           g)   eine Düngung ist jährlich jeweils nach dem ersten  

Schnitt ausschließlich mit Mineraldünger oder 
Stallmist (Kompost) zulässig; eine maximale Rein-
N-Gabe von 30 kg pro ha und Jahr als Mineraldün-
gergabe bzw. 180 dt/ha und Jahr Stallmist (Kom-
post) darf dabei nicht überschritten werden.  
 

14. Weitergehende gesetzliche Vorgaben zur landwirtschaftli- 
chen Bodennutzung bleiben von dieser Verordnung unbe-
rührt. 
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(4) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Forstwirtschaft im  
Wald gemäß § 11 des Niedersächsischen Gesetzes über 
den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) sowie 
§ 5 Abs. 3 BNatSchG und nach folgenden aus dem 
Schutzzweck hergeleiteten Vorgaben. Artenschutzrechtli-
che Regelungen gemäß § 44 (1) BNatSchG zum Schutz 
von Horst- und Höhlenbäumen und sonstigen Fortpflan-
zungs-, Aufzucht- und Ruhestätten bleiben von dieser Ver-
ordnung unberührt.  
 

     1.   Auf den in den maßgeblichen Verordnungskarten ge- 
kennzeichneten Waldflächen mit Kalktuffquellen und 
Kalksinterterrassen (7220*), kalkreichem Niedermoor 
(7230), Übergangs- und Schwingrasenmoor (7140) so-
wie Moorwald (91D0*) gilt, dass forstliche Maßnahmen 
nur nach Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde zulässig sind.  

 
     2.   Auf allen in der maßgeblichen Verordnungskarte ge- 

kennzeichneten Flächen mit Wald-Lebensraumtypen 
(9110 „Hainsimsen-Buchenwald“, 9120 „Atlantischer 
bodensaurer Buchen-Eichenwald mit Stechpalme“, 
9130 „Waldmeister-Buchenwald“, 9160 „Feuchter Ei-
chen-Hainbuchenwald“ sowie 91E0* „Auenwald mit 
Schwarzerle und Esche“), die nach dem Ergebnis der 
Basiserfassung+ jeweils den Gesamterhaltungszu-
stand „B “ aufweisen und als Jagdgebiet und als Fort-
pflanzungs- oder Ruhestätten der unter § 3 Abs. 3 Nr. 
3 a genannten Bechsteinfledermaus dienen sowie in 
bodensauren, z. T. noch pionierwaldartigen Eichen-Bir-
kenwäldern und Kiefern- und Kiefern-Mischwäldern, 
die ebenfalls als Jagdgebiet und als Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten der unter § 3 Abs. 3 Nr. 3 a genann-
ten Bechsteinfledermaus dienen und sich im Besitz 
oder Eigentum der öffentlichen Hand+ befinden, gilt:  
 

           a)   ein Kahlschlag+ unterbleibt und der Holzeinschlag+  
erfolgt einzelstammweise oder wird durch Femel+- 
oder Lochhieb+ vollzogen,   
 

           b)   die Neuanlage von Feinerschließungslinien+ auf  
befahrungsempfindlichen Standorten+ und/oder in 
Altholzbeständen+ unterbleibt, wenn diese nicht ei-
nen Abstand der Gassenmitten von mindestens 40 
Metern zueinander haben; die Weiternutzung der 
bestehenden Feinerschließungslinien bleibt unbe-
rührt, sofern der Abstand der Gassenmitten von 20 
Metern zueinander nicht unterschritten wird,  
  

           c)   eine Befahrung unterbleibt außerhalb von Wegen  
und Feinerschließungslinien; ausgenommen ist 
das Befahren  

                 ca) für Maßnahmen zur Vorbereitung der Verjün- 
gung,  

                 cb) für die einzelstammweise Holzentnahme+ zur  
Deckung des Eigenbedarfs in boden- und vege-
tationsschonender Weise bei zum schadlosen 
Befahren geeigneter Witterung ohne den Ein-
satz von Forstfahrzeugen, wie z. B. Harvester 
oder Forwarder sowie  

                 cc) in sonstigen Fällen mit vorheriger Zustimmung  
der zuständigen Naturschutzbehörde.  
 

           d)   der Holzeinschlag in Altholzbeständen ist in der  
Zeit vom 01.03. bis 31.08. eines jeden Jahres nur 
mit vorheriger Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde zulässig; das Rücken in Altholzbe-
ständen ist in der Zeit vom 01.03. bis 31.08. eines 
jeden Jahres nur nach Anzeige bei der zuständigen 

Naturschutzbehörde zulässig, die mindestens 10 
Tage vor Maßnahmenbeginn gestellt werden soll,  

 
           e)   die Düngung unterbleibt,  
 
           f)    Bodenbearbeitungsmaßnahmen unterbleiben,  

wenn diese nicht mindestens einen Monat vor 
Maßnahmenbeginn bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde angezeigt worden sind; ausgenom-
men davon ist die plätzeweise Bodenverwundung 
zur Einleitung der natürlichen Verjüngung,  

 
           g)   Bodenschutzkalkungen unterbleiben, wenn diese  

nicht mindestens einen Monat vor Maßnahmenbe-
ginn bei der zuständigen Naturschutzbehörde an-
gezeigt worden sind, 

 
           h)   der flächige Einsatz von Pflanzenschutzmitteln un- 

terbleibt vollständig; zulässig ist ihre flächige An-
wendung nur in begründeten Ausnahmefällen (z.B. 
im Kalamitätenbefall) und nach Anzeige mindes-
tens zehn Werktage vor Maßnahmenbeginn bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde, wenn eine 
erhebliche Beeinträchtigung i. S. d. § 33 Abs. 1 
Satz 1 und des § 34 Abs. 1 BNatSchG nachvoll-
ziehbar belegt ausgeschlossen ist,  

 
           i)    bei Holzeinschlag ist ein vorhandener Altholzanteil  

auf mindestens 20 % der Lebensraumtypfläche, 
der Kiefern- und Kiefernmischwald- und der boden-
sauren Eichen-Birkenwaldfläche der jeweiligen Ei-
gentümerin oder des jeweiligen Eigentümers zu 
belassen oder bei Fehlen dieses Anteils zu entwi-
ckeln,  

 
           j)    je vollem Hektar Lebensraumtypfläche, der Kie- 

fern- und Kiefernmischwald- und der bodensauren 
Eichen-Birkenwaldfläche1  im Eigentum oder Besitz 
der öffentlichen Hand sind mindestens zehn leben-
de Altholzbäume dauerhaft als Habitatbäume zu 
markieren, bis zu ihrem natürlichen Zerfall im Be-
stand zu belassen und nach ihrem Absterben neu 
auszuwählen. Sofern verkehrssicherungsbedingt 
eine Fällung oder eine Einkürzung eines Habitat-
baumes erforderlich ist, verbleibt der Baum als Tot-
holz im Bestand. Die Fällung eines Habitatbaumes 
ist ebenso wie die anschließende Auswahl eines 
neuen Habitatbaumes der zuständigen Natur-
schutzbehörde 14 Tage vor der Maßnahme anzu-
zeigen,  
 

           k)   je vollem Hektar Lebensraumtypfläche im Eigen- 
tum oder Besitz aller weiteren Eigentümer und Ei-
gentümerinnen sind mindestens vier lebende Alt-
holzbäume dauerhaft als Habitatbäume zu markie-
ren, bis zu ihrem natürlichen Zerfall im Bestand zu 
belassen und nach ihrem Absterben neu auszu-
wählen. Sofern verkehrssicherungsbedingt eine 
Fällung oder eine Einkürzung eines Habitatbaumes 
erforderlich ist, verbleibt der Baum als Totholz im 
Bestand. Die Fällung eines Habitatbaumes ist 
ebenso wie die anschließende Auswahl eines neu-
en Habitatbaumes der zuständigen Naturschutzbe-
hörde 14 Tage vor der Maßnahme anzuzeigen,  

 
           l)    bei Fehlen von Altholzbäumen müssen mindestens  

5 % der Lebensraumtypfläche, der Kiefern- und 
Kiefernmischwald- und der bodensauren Eichen-
Birkenwaldfläche1 der jeweiligen Eigentümerin oder 
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des jeweiligen Eigentümers gezielt zur Entwicklung 
von Habitatbäumen (Habitatbaumanwärter) ausge-
wählt und dauerhaft markiert werden; die Auswahl 
der Habitatbaumanwärter erfolgt entweder ab der 
dritten Durchforstung oder wenn 20 % des Bestan-
des einen Brusthöhendurchmesser von 30 cm (Bu-
che, Eiche) oder 20 cm (Erle, Birke) erreicht haben,  
 

           m)  je vollem Hektar Lebensraumtypfläche, der Kie- 
fern- und Kiefernmischwald- und der bodensauren 
Eichen-Birkenwaldfläche1 der jeweiligen Eigentü-
merin oder des jeweiligen Eigentümers sind bei 
Holzeinschlag und Rücken mindestens zwei Stück 
stehendes oder liegendes starkes Totholz bis zum 
natürlichen Zerfall zu belassen,  
 

           n)   bei Holzeinschlag bleiben auf mindestens 80 % der  
Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin 
oder des jeweiligen Eigentümers lebensraumtypi-
sche Baumarten erhalten oder werden entwickelt,  

 
           o)   bei künstlicher Verjüngung+ in Beständen des Le- 

bensraumtyps 9110 „Hainsimsen-Buchenwald“´, 
9120 „Atlantischer Buchen-Eichen-Wald mit Unter-
holz aus Stechpalme" oder 9130 „Waldmeister-Bu-
chenwald“ werden auf mindestens 90 % der Ver-
jüngungsfläche lebensraumtypische+ Baumarten 
angepflanzt oder gesät, davon mindestens 50% 
Rotbuche,  
 

           p)   bei künstlicher Verjüngung in Beständen des Le- 
bensraumtyps 91E0* „Auenwald mit Alnus glutino-
sa (Schwarzerle) und Fraxinus excelsior (Gemeine 
Esche)“ und 9160 „Feuchter Eichen-Hainbuchen-
wald“ werden ausschließlich lebensraumtypische 
Baumarten angepflanzt oder gesät; auf mindestens 
80 % der Verjüngungsfläche sind dabei lebens-
raumtypische+ Hauptbaumarten zu verwenden, 
dies sind im LRT 91E0* mindestens 50% Schwarz-
Erlen- und im LRT 9160 mindestens 75% Stielei-
chen-Anteil,  
 

           q)   eine Entwässerungsmaßnahme in Beständen des  
Lebensraumtyps 91E0* „Auenwald mit Schwarzer-
le (Alnus glutinosa) und Esche (Fraxinus excelsior) 
oder 9160 „Feuchter Eichen-Hainbuchenwald“ ist 
nur mit Zustimmung der zuständigen Naturschutz-
behörde zulässig,  
 

           r)   bei künstlicher Verjüngung werden in Kiefern- und  
Kiefern-Mischwäldern ausschließlich gebietsheimi-
sche Laubbäume oder Waldkiefern (Pinus sylve-
stris) eingebracht.  

 
1 Die bodensauren Eichen-Birkenwälder sind durch natürliche Sukzession 
entstanden und weisen z.T. noch Pionierwaldcharakter auf. 
 
     3.   Auf allen in der maßgeblichen Karte gekennzeichneten  

Flächen mit Laubwald, der kein LRT ist, gilt:  
 

           a)   Laubwaldflächen werden nicht durch gezielte forst- 
liche Maßnahmen in Nadelwald umgewandelt,  

 
           b)   bei künstlicher Verjüngung werden auf Laubwald- 

flächen 90 % Laubbaumarten eingebracht,  
 

           c)   bei künstlicher Verjüngung werden in Eichen-Bir- 
kenwäldern und deren Pionierstadien ausschließ-
lich gebietsheimische Laubbäume eingebracht.   

     4.   Auf allen in der maßgeblichen Verordnungskarte ge- 
kennzeichneten Flächen einschließlich der Waldflä-
chen nach Nr. 1 und 3 gilt:  
 

           a)   die Unterhaltung, Instandsetzung und Neuerrich- 
tung von Zäunen und Gattern zur Neu-, Wiederbe-
gründung und zur Naturverjüngung von Waldflä-
chen sind zulässig,  

 
           b)   das Aufstellen und die Nutzung von Schutzwagen  

für Waldarbeiter und für den Friedwaldbetrieb sind 
zulässig,  

 
           c)   der Abtransport+ des zwischengelagerten Holzes  

ist ganzjährig zulässig,   
 
           d)   die Unterhaltung der Waldwege+ einschließlich des  

Einbaus von nicht mehr als 100 kg milieuange-
passtem Material+ pro Quadratmeter, ohne Erwei-
terung der bereits überbauten Wegeflächen und 
ohne Abschieben überschüssigen Materials in die 
Wegeseitenräume ist zulässig,  

 
           e)   die Instandsetzung von Waldwegen+ bedarf der  

schriftlichen Anzeige bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde mindestens einen Monat vor Maß-
nahmenbeginn,   

 
           f)    der Neu+- oder Ausbau+ von Wegen ist nur nach  

Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde 
zulässig,  

 
           g)   bei Einschlag von Laubbäumen ab 40 cm Durch- 

messer sind innerhalb eines Abstandes von 20 m 
Breite vom Waldrand+ mindestens 40 cm hohe 
Stubben zu erhalten,  

 
           h)   das Entfernen von Wurzeltellern sowie das Roden,  

Ausgraben oder Fräsen alter Stubben von Laub-
bäumen größer 40 cm Durchmesser und Höhe ist 
innerhalb eines Abstandes von 20 m Breite vom 
Waldrand zu unterlassen; zulässig ist die Entnah-
me von Windwurfbäumen auf durch Sturmschäden 
entstandenen Windwurfflächen.  

 
     5.   Maßnahmen nach Nr. 2 c cc), d), f) bis h), j), k), n) und  

Nr. 4 e und f dieses Absatzes sind von der Anzeige-
pflicht und dem Zustimmungsvorbehalt freigestellt, 
wenn und solange der Zeitpunkt und die Dauer der 
Maßnahme sowie die Art ihrer Durchführung durch ei-
nen von der zuständigen Naturschutzbehörde oder mit 
deren Zustimmung erstellten Bewirtschaftungsplan i. 
S. des § 32 Abs. 5 BNatSchG festgelegt sind.   

 
     6.   Von der grundsätzlichen Eigentümerbindung der Nrn.  

2 i) bis l) dieses Absatzes kann mit vorheriger Zustim-
mung der zuständigen Naturschutzbehörde abgewi-
chen werden, sofern eine rechtlich bindende Vereinba-
rung zwischen dem Eigentümer und einem Dritten be-
steht, die die qualitative und quantitative Einhaltung 
der Auflagen mit allen Konsequenzen auf den Dritten 
überträgt und keine Beeinträchtigungen des LSG oder 
seiner für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck 
dieser Verordnung maßgeblichen Bestandteile zu er-
warten sind.  

  
(5) Freigestellt sind innerhalb des in der maßgeblichen Ver- 

ordnungskarte gekennzeichneten Bereichs des Friedwal-
des Bramsche die Nutzung und Pflege gemäß der Fried-

232



hofssatzung, den in der Genehmigung des Stadt Bram-
sche enthaltenen Auflagen, dem Gestattungsvertrag zwi-
schen den Niedersächsischen Landesforsten und der 
Stadt Bramsche in den jeweils geltenden Fassungen und 
nach folgenden, aus dem Schutzzweck hergeleiteten Vor-
gaben. Artenschutzrechtliche Regelungen gemäß § 44 (1) 
BNatSchG zum Schutz von Horst- und Höhlenbäumen 
und sonstigen Fortpflanzungs-, Aufzucht- und Ruhestätten 
bleiben von dieser Verordnung unberührt.  

     1.   Das Betreten ist ganzjährig und auf der gesamten Flä- 
che zulässig.  

 
     2.   Das Befahren außerhalb von Wegen und Feinerschlie- 

ßungslinien zur einzelstammweisen Holzentnahme 
und zur Vorbereitung der Verjüngung ist zulässig.   

 
     3.   Die Unterhaltung und Instandsetzung von Fußwegen  

im Friedwald erfolgt in üblicher Art und üblichem Um-
fang unter Verwendung von Holzhackschnitzeln sowie 
an stark vernässten Stellen unter Verwendung von Na-
turbruchstein ohne Kalkanteile.  

 
     4.   Die Erschließung neuer, den Besucherverkehr lenken 

der Fußwege orientiert sich nach Möglichkeit an beste-
henden Rückegassen.  

 
     5.   Eine über das bestehende Maß hinausgehende Ent- 

wässerung des Gebietes ist nicht zulässig.  
 
     6.   Die Unterhaltung des Doppheidegrabens und seiner  

vollständigen Quellzuläufe, ausgenommen Wegesei-
tengräben, die nicht Teil eines natürlichen Gewässer-
laufes sind, sowie die Instandsetzung und Neuanlage 
von Durchlässen oder von Überfahrtshilfen erfolgen 
nur nach vorheriger Zustimmung der zuständigen Na-
turschutzbehörde; eine Vertiefung der Wegeseitengrä-
ben über das bestehende Maß hinaus ist nicht zuläs-
sig.  
  

     7.   Pflegeeingriffe oder die Entnahme von Bäumen im  
Rahmen der Gewährleistung der Verkehrssicherheit 
sind im unbedingt notwendigen Maß zulässig.   
 

     8.   Bei einer zwingenden Entnahme von Habitatbäumen  
oder stehendem Totholz gemäß Nr. 7 sind entweder 
mindestens vier Meter hohe Baumstümpfe als stehen-
des oder die gefällten Bäume als liegendes Totholz 
möglichst an Ort und Stelle im Bestand zu belassen.  

 
     9.   Eingriffe gemäß Nr. 7 und Nr. 8 sollten zwischen dem  

1. Oktober und dem 28./29.2. des Folgejahres stattfin-
den.  

 
     10. Der vorzeitige Umbau der Nadelholzwälder in Laub- 

waldbestände aus standortgerechten, gebietsheimi-
schen Arten sowie Bestandspflegemaßnahmen zur 
Bereitstellung künftiger Friedwaldbäume sind unter 
Berücksichtigung des § 11 des Niedersächsischen Ge-
setzes über den Wald und die Landschaftsordnung 
(NWaldLG) und unter Nutzung vorhandener Rücke-
gassen zulässig.  

 
     11. Die Nutzung, Unterhaltung und Instandsetzung der be- 

stehenden baulichen Anlagen und Einrichtungen des 
Friedwaldes in der bisherigen Art und Umfang sind zu-
lässig.  

 
     12. Erweiterungen oder Neuanlagen von für den Fried- 

waldbetrieb benötigten, fest verbauten infrastrukturel-

len Einrichtungen, wie z. B. Schutzpavillons, Gedenk-
steine, oder PKW-Einstellplätze, erfolgen nur nach vor-
heriger Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde.  
 

     13. Für die in der maßgeblichen Verordnungskarte ge- 
kennzeichneten Bereiche mit Waldlebensraumtypen 
gelten darüber hinaus die Regelungen des § 5 Abs. 4 
Nr. 2 e, g, h und Nr. 4 sowie Abs. 6 Nr. 4.  

  
(6) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Gewässerunterhal- 

tung nach den Grundsätzen des Wasserhaushaltsgeset-
zes (WHG), des Niedersächsischen Wassergesetzes 
(NWG), des BNatSchG und der jeweils aktuellen Fassung 
des Leitfadens Artenschutz und Gewässerunterhaltung 
(NLWKN)2 sowie nach folgenden aus dem besonderem 
Schutzzweck und den Erhaltungszielen gemäß § 3 dieser 
Verordnung hergeleiteten Vorgaben:   

 
     1.   Bei der Unterhaltung an und in den Gewässern II. Ord- 

nung (Abschnitte des Brunnenwiesen- und Doppheide-
grabens) gilt:  

 
           a)   Eine Grundräumung und eine Sohlkrautung des  

Brunnenwiesen- und des Doppheidegrabens erfol-
gen nur nach vorheriger Zustimmung des Landkrei-
ses Osnabrück, Fachdienst Umwelt.  

 
           b)   Das abschnittsweise Auf-den-Stock-Setzen verjün- 

gungsfähiger Ufergehölze ist mit Zustimmung des 
Landkreises Osnabrück, Fachdienst Umwelt in der 
Zeit vom 01.10. bis 28./29.02. des Folgejahres zu-
lässig.  
 

     2.   Die Einzelzustimmungen können im Rahmen des Un- 
terhaltungsplanes über alle im Unterhaltungsjahr ge-
planten Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches 
dieser Verordnung, der bis zum 1. Februar vorzulegen 
ist, erteilt werden.   

 
     3.   Die Unterhaltung an und in Gewässern III. Ordnung  

(Brunnenwiesen-, Doppheide- und Oberläufe des Vo-
gelpohlsgraben, Schnat- und Stapelbach sowie Bork-
beeke) und an Binnengräben, einschließlich deren 
vollständiger Oberläufe bis zu den Quellbereichen, er-
folgt ausschließlich nach vorheriger Zustimmung des 
Landkreises Osnabrück, Fachdienst Umwelt; ausge-
nommen sind Wegeseitengräben, die nicht Teil eines 
natürlichen Gewässerlaufes sind.  

 
     4.   Zur Sicherung des ordnungsgemäßen Wasserabflus- 

ses ist im Bereich von Brücken und Durchlässen das 
Herausnehmen von Abflusshindernissen, z. B. Aufsan-
dungen, Äste oder Laub, ganzjährig freigestellt.  

  
2 Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft- Küsten- und Na-
turschutz 
 
(7) Freigestellt ist die ordnungsgemäße fischereiliche Nut- 

zung gemäß des Niedersächsischen Fischereigesetzes 
und der Binnenfischereiordnung im bisherigen Umfang un-
ter größtmöglicher Schonung der natürlichen Lebensge-
meinschaften, insbesondere der natürlich vorkommenden 
Sohlstrukturen, der Wasser- und Schwimmblattvegetation 
des Uferbewuchses, sowie nach folgenden aus dem 
Schutzzweck hergeleiteten Vorgaben:   
 

     1.   Eine im Haupt- oder Nebenerwerb betriebene Fische- 
rei unterbleibt.  
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     2.   Fischteiche sind so zu betreiben, dass keine nicht hei- 
mischen und nicht an das Ökosystem angepassten Ar-
ten in die Bachläufe entweichen können, Flachwasser-
zonen und belichtete Bereiche sind zu erhalten.  
 

     3.   Ein Fischbesatz in nicht rechtmäßig betriebenen Fisch- 
teichen ist nicht zulässig.  
 

     4.   Die fachgerechte Elektrobefischung sowie die art- und  
individuenschonende Reusenfischerei zur Erfassung 
des Fischbestandes sind zulässig.  

  
 
(8) Freigestellt sind die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd  

sowie Maßnahmen des Jagdschutzes im Sinne des 
Schutzzwecks gemäß § 2 und gemäß § 3 dieser Verord-
nung und nach folgenden aus dem Schutzzweck abgelei-
teten Vorgaben:  
 

     1.   Die Neuanlage von Wildäsungsflächen+ in den unter §  
3 Absatz 3 genannten Lebensraumtypen (Anhang I 
FFH-Richtlinie) bedarf der Zustimmung der zuständi-
gen Naturschutzbehörde; sie unterbleibt in gesetzlich 
geschützten Biotopen gemäß § 30 BNatSchG, in den 
Lebensraumtypen 91D0*, 6510, 9160, 4030, 7140, 
7230 und 7220* sowie in aufgelassenen Steinbrü-
chen+.  
 

     2.   Sonstige Wildfütterungen und Kirrungen unterbleiben  
in gesetzlich geschützten Biotopen gemäß § 30 
BNatSchG, in den Lebensraumtypen 91E0*, 91D0*, 
9160, 6510, 4030, 7140, 7230 und 7220* sowie in auf-
gelassenen Steinbrüchen.  

 
     3.   Die Neuanlage von mit dem Boden fest verbundenen  

Hochsitzen erfolgt nur nach schriftlicher Anzeige bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens ei-
nen Monat vor Beginn der Maßnahme.   
 

     4.   Das Aufstellen von nicht mit dem Boden fest verbunde- 
nen Ansitzeinrichtungen außerhalb von gemäß § 30 
BNatSchG gesetzlich geschützten Biotopen, aufgelas-
senen Steinbrüchen und den unter § 3 Absatz 3 dieser 
Verordnung genannten Lebensraumtypen ist zulässig.   

 
     5.   Das Aufstellen von nicht mit dem Boden fest verbunde- 

nen Ansitzeinrichtungen in gemäß § 30 BNatSchG ge-
setzlich geschützten Biotopen, aufgelassenen Stein-
brüchen und den unter § 3 Absatz 3 dieser Verordnung 
genannten Lebensraumtypen ist auf boden- und vege-
tationsschonende Weise sowie nach schriftlicher An-
zeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde min-
destens einen Monat vor Beginn der Maßnahme zuläs-
sig, in der Zeit, vom 15.07. bis 28./ 29. 02. des Folge-
jahres besteht keine Anzeigepflicht; in den Lebens-
raumtypen 91E0*, 91D0*, 9160, 6510, 4030, 7140, 
7230 und 7220* ist ein Aufstellen von nicht mit dem 
Boden fest verbundenen Ansitzeinrichtungen unzuläs-
sig.  
 

     6.   Die Neuanlage von Jagdhütten erfolgt nur nach Zu- 
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde.   
 

     7.   Bei der Fallenjagd sind nur Lebendfallen (z. B. Beton- 
rohr-, Kunststoffrohr- oder Kastenfallen) erlaubt, sofern 
sichergestellt ist, dass im Inneren der Falle keine Ver-
letzungsgefahr für gefangenes Wild besteht und die 
Fallen täglich bzw. bei elektronischem Signal unver-
züglich geleert werden.  

     8.   Der Einsatz von schweren Fallen (z.B. Betonrohrfallen)  
in unter § 3 Absatz 3 dieser Verordnung genannten Le-
bensraumtypen, in gesetzlich geschützten Biotopen 
gemäß § 30 BNatSchG und in aufgelassenen Stein-
brüchen erfolgt nach schriftlicher Anzeige bei der zu-
ständigen Naturschutzbehörde mindestens einen Mo-
nat vor Beginn der Maßnahme, sofern kein einver-
nehmlich abgestimmtes Fallenmanagement zwischen 
den Jagdausübungsberechtigten und dem Landkreis 
Osnabrück vorliegt; in den Lebensraumtypen 91E0*, 
91D0*, 9160, 6510, 4030, 7140, 7230 und 7220* ist 
der Einsatz von schweren Fallen unzulässig.  
 

     9.   Die zuständige Naturschutzbehörde stimmt im Einver- 
nehmen mit der unteren Jagdbehörde Ausnahmen von 
diesen Regelungen zu, sofern dies nicht dem Schutz-
zweck dieser Verordnung zuwiderläuft.  

  
(9) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in den  

Absätzen 1, 3, 5, 6 und 8 genannten Fällen die erforderli-
che Zustimmung bzw. das erforderliche Einvernehmen er-
teilen, wenn und soweit keine Beeinträchtigungen oder 
nachhaltige Störungen des LSG oder seiner für die Erhal-
tungsziele oder den Schutzzweck dieser Verordnung maß-
geblichen Bestandteile zu erwarten sind. Die Zustimmung 
kann mit Nebenbestimmungen hinsichtlich Zeitpunkt, Ort 
und Ausführungsweise versehen werden.  

  
(10)Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in den  

Absätzen 1, 3, 5, 6 und 8 genannten Fällen der Anzeige-
pflicht die erforderlichen Anordnungen treffen, um die Ein-
haltung des Schutzzweckes dieser Verordnung sicherzu-
stellen. Sie kann insbesondere Regelungen hinsichtlich 
Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise treffen. Im Einzelfall 
kann die zuständige Naturschutzbehörde die Durchfüh-
rung der angezeigten Handlungen bzw. Maßnahmen un-
tersagen, wenn der Schutzzweck dieser Verordnung be-
einträchtigt wird.  

  
(11)Weitergehende Vorschriften zum Schutz geschützter  

Landschaftsbestandteile gemäß § 29 BNatSchG i. V. m. § 
22 Absatz 4 NAGBNatSchG (sonstige naturnahe Flä-
chen), gesetzlich geschützter Biotope+ gemäß § 30 
BNatSchG i. V. m § 24 NAGBNatSchG, des allgemeinen 
Artenschutzes gemäß § 39 BNatschG und des besonde-
ren Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG bleiben von die-
ser Verordnung unberührt.  

  
(12)Rechtmäßig bestehende behördliche Genehmigungen,  

Erlaubnisse oder sonstige Verwaltungsakte bleiben unbe-
rührt.  

  
§ 6  

Befreiungen  
 
(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die zuständige  

Naturschutzbehörde nach Maßgabe des § 67 BNatSchG i. 
V. m. § 41 NAGBNatSchG Befreiung gewähren.  

  
(2) Eine Befreiung zur Realisierung von Plänen oder Projek- 

ten kann gewährt werden, wenn sie sich im Rahmen der 
Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 26 
NAGBNatSchG als mit dem Schutzzweck dieser Verord-
nung vereinbar erweisen oder die Voraussetzungen des § 
34 Abs. 3 bis 6 BNatSchG erfüllt sind.  

  
 

§ 7  
Anordnungsbefugnisse  
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Gemäß § 3 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. § 2 Abs. 2 
NAGBNatSchG kann die zuständige Naturschutzbehörde die 
Wiederherstellung des bisherigen Zustands anordnen, wenn 
gegen die Verbote des § 4 oder die Zustimmungs- bzw. Anzei-
gepflichten des § 5 dieser Verordnung verstoßen wurde und 
Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder 
verändert worden sind.  
  
 

§ 8  
Pflege-, Entwicklungs-, Erhaltungs- und 

Wiederherstellungsmaßnahmen  
 
(1) Grundstückseigentümerinnen, Grundstückseigentümer  

und Nutzungsberechtigte haben die Durchführung von fol-
genden durch die zuständige Naturschutzbehörde ange-
ordneten oder angekündigten Untersuchungen und Maß-
nahmen zu dulden, soweit hierdurch die Nutzung des 
Grundstücks nicht unzumutbar beeinträchtigt wird:  

      
     1.   Das Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des  

LSG und seiner Wege sowie zur weiteren Information 
über das LSG,   

 
     2.   Untersuchungen zur Pflege, Entwicklung, Erhaltung  

und Wiederherstellung des LSG oder einzelner seiner 
Bestandteile,   

 
     3.   Maßnahmen zur Pflege, Entwicklung, Erhaltung und  

Wiederherstellung des LSG oder einzelner seiner Be-
standteile,  
  

     4.   Maßnahmen zur Erreichung der Schutz- und Erhal- 
tungsziele gemäß § 3 dieser Verordnung, die – soweit 
erforderlich – in einem unter Beteiligung des Grundei-
gentümers oder Nutzungsberechtigten erarbeiteten 
Fachplanes dargestellt sind,  
 

     5.   das Markieren von Habitatbäumen und von Teilflächen  
zur Entwicklung von Habitatbäumen.  
 

(2) Die §§ 15 und 39 NAGBNatSchG, § 65 BNatSchG und be- 
stehende Vorschriften im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik der EU (GAP) bleiben von dieser Verordnung 
unberührt.  

  
 
 

§ 9  
Umsetzung von Erhaltungs- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen  

 
(1) Die in den §§ 4 und 5 dieser Verordnung enthaltenen Re- 

gelungen entsprechen in der Regel Maßnahmen zur Er-
haltung eines günstigen Erhaltungszustandes der im LSG 
vorkommenden Lebensraumtypen gemäß Anhang I und 
Tierarten gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie. 

  
(2) Die in § 8 Abs. 1 dieser Verordnung beschriebenen Maß- 

nahmen dienen darüber hinaus der Erhaltung oder Wie-
derherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der 
im LSG vorkommenden Lebensraumtypen gemäß Anhang 
I und Tierarten gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie.  

  
(3) Als Instrumente zur Umsetzung der in § 8 dieser Verord- 

nung vorgesehenen Maßnahmen dienen insbesondere  
 
     1.   Pflege-, Entwicklungs- oder Wiederherstellungsmaß- 

nahmen der zuständigen Naturschutzbehörde,  

     2.   freiwillige Vereinbarungen, insbesondere im Rahmen  
des Vertragsnaturschutzes und  

 
     3.   Einzelfallanordnungen nach § 15 NAGBNatSchG.  
  
 

§ 10  
Ordnungswidrigkeiten  

 
(1) Ordnungswidrig handelt gemäß § 69 Abs. 8 BNatSchG in  

Verbindung mit § 43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 NAGBNatSchG, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote des § 4 
verstößt, ohne dass eine Freistellung gemäß § 5 vorliegt 
oder eine erforderliche Zustimmung erteilt oder eine Be-
freiung gemäß § 6 gewährt wurde.  

  
(2) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können gemäß § 43  

Abs. 3 NAGBNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 25.000 € 
geahndet werden.  

  
(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 43 Abs. 2 NAGBNat  

SchG begangen worden, so können gemäß § 72 
BNatSchG i. V m. § 44 NAGBNatSchG Gegenstände, auf 
die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht und die zu ihrer 
Begehung oder Vorbereitung gebraucht wurden, eingezo-
gen werden.   

  
 

§ 11  
Begriffsbestimmungen  

 
Abtransport von Holz     Transport des zwischengelagerten  

Holzes am Weg oder Polterplatz aus 
dem Wald heraus.  
 

Altholzanteil                    Bei Vor- und Endnutzung zu erhal- 
tender Anteil erwachsener Bäume, 
die als Reserve für den Erhalt der an 
Altholz gebundenen Lebensgemein-
schaft auf der LRT-Fläche jedes Ei-
gentümers verbleiben sollen.  
 

Altholzbestand/Altholz    Bestand, dessen Bäume regelmäßig  
einen Brusthöhendurchmesser von 
mindestens 50 cm und/oder ein Alter 
von mehr als 100 Jahren aufweisen. 
Bei Laubholz mit niedriger Umtriebs-
zeit wie Erle liegt die entsprechende 
Untergrenze für den Brusthöhen-
durchmesser bei 30 cm und für das 
Alter ab 60 Jahren. Zur Beurteilung 
des Alters der Bäume in Niederwäl-
dern ist das Baumindividuum als 
Ganzes zu sehen. Hierzu gehört 
nicht nur die Bemessung der einzel-
nen Stockausschläge, sondern auch 
die Betrachtung der Stammbasis, 
aus der die Stöcke wieder ausschla-
gen, sowie die Gesamtheit der 
Stockausschläge.  

Archäologische Stätten/  
Denkmale                       Archäologische Stätten umfassen  

archäologische Denkmale nach § 3 
des Niedersächsischen Denkmal-
schutzgesetzes vom 30. Mai 1978, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. Mai 2011. Alle obertägig sichtba-
ren archäologischen Denkmale sind 
in der niedersächsischen Denkmals-
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kartei eingetragen. Eine Benachrich-
tigung der Eigentümer ist durch das 
niedersächsische Landesamt für 
Denkmalspflege erfolgt. Die Lage 
der archäologischen Denkmale zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung ist einer Karte im An-
hang zur Begründung zu entneh-
men. Archäologische Stätten können 
zukünftig an weiteren Orten des Gel-
tungsbereiches dieser Verordnung 
gefunden werden. Der jeweils aktu-
elle Stand kann bei der archäologi-
schen Datenbank für Niedersachsen 
abgerufen werden.  

Aufgelassener  
Steinbruch                      Nutzungsfreie, der natürlichen Ei- 

genentwicklung überlassene, ehe-
mals meist bäuerlich genutzte Ge-
steinsabbauten (im LSG: meist 
Sandstein), die neben Sukzessions-
stadien zum Teil besondere Biotopty-
pen, wie Heiderelikte, offene Felsen 
oder Magerrasen sowie Lebensräu-
me für Tierarten, wie Eidechsen, 
Schlangen u. a. beherbergen.  

Aufgelassener Stein- 
bruch, Handsteinbruch   Nutzungsfreie, der natürlichen Ei- 

genentwicklung überlassene, ehe-
mals meist bäuerlich genutzte Ge-
steinsabbauten (im LSG: Sandstein, 
Kalksandstein, Kalkstein), die mit ih-
ren besonderen Biotoptypen und 
Strukturen Lebensraum für Tier- und 
Pflanzenarten beherbergen (Quar-
tiere für Fledermäuse und Bruthabi-
tate des Uhus sowie für Reptilien).  
  

Basenarm/basenreich    Als basenreich gelten Gesteine und  
Böden, die in der Lage sind, Säuren 
abzupuffern und damit den pH-Wert 
im Untergrund zu erhöhen. Beispiele 
sind Kalkstein, Mergel und Dolomit 
bzw. die Böden, die sich aus diesen 
Gesteinen entwickeln, wie z.B. 
Rendzinen. Als basenarm gelten Ge-
steine und Böden, denen diese Ei-
genschaft fehlt. Dies gilt zum Bei-
spiel für Böden, wie Rankern, die 
sich über Sandstein bzw. über Sand 
entwickeln. 
 

Basiserfassung              Flächendeckende Biotopkartierung  
der FFH-Gebiete zur Erfassung und 
Abgrenzung der FFH-Lebensraum-
typen und zur Bewertung ihrer Erhal-
tungszustände im Rahmen der Be-
obachtung von Natur und Land-
schaft gemäß § 6 BNatSchG und als 
Grundlage für die Festsetzungen der 
notwendigen Erhaltungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen.  
 

Bauliche Anlagen           Bauliche Anlagen im Sinne der Ver- 
ordnung (§ 4 Nr. 25) sind alle unter § 
2 der Niedersächsischen Bauord-
nung (NBauO) genannten Anlagen 
einschließlich der im Anhang der 
NBauO aufgeführten verfahrensfrei-
en Baumaßnahmen.  

Befahrungs- 
empfindlicher Standort   Standort, der aufgrund seiner Bo- 

denart (z. B. Lösse, Lehme über 
kalkhaltigen oder bodensauren Aus-
gangsgesteinen), des Wasserhaus-
haltes (z. B. Quellbereiche, nasse 
Tal- und Grundwasserstandorte, 
staunasse Standorte), oder der auf-
grund seiner Hangneigung (bei > 
30% Neigung besteht erhöhte Erosi-
onsgefahr bei Bodenverwundung) 
durch Befahren in seiner Boden-
struktur erheblich gestört oder ver-
ändert werden kann. Befahren ist oft 
nur bei sommerlicher Trockenheit 
oder bei Frost möglich. Nicht befah-
rungsempfindliche Standorte sind z. 
B. ebene Lagen < 30 % Neigung, La-
gen ohne Grund- und Stauwasser, 
skeletthaltige Kalkböden, Kalksand-
steinböden, skeletthaltige Silikatbö-
den.  
 

Bodenbestandteile         Bodenbestandteile im Sinne der Ver- 
ordnung sind alle festen, flüssigen 
und gasförmigen Bestandteile des 
Bodens i.S. des § 2 Abs. 1 Bundes-
Bodenschutzgesetz im Verord-
nungsgebiet.  
 

Bodenmaterial                Material aus Böden i. S. des § 2 Abs.  
1 Bundes-Bodenschutzgesetz und 
deren Ausgangssubstraten ein-
schließlich Mutterboden, das im Zu-
sammenhang mit Baumaßnahmen 
oder anderen Veränderungen der 
Erdoberfläche ausgehoben, abge-
schoben oder behandelt wird.  
 

Dauergrünland               Dauergrünland im Sinne der Verord- 
nung sind Flächen, die gemäß Arti-
kel 4 Absatz 1 Buchstabe h der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1307/2013 durch 
Einsaat von Gras oder anderen 
Grünfutterpflanzen oder auf natürli-
che Weise (Selbstaussaat) entstan-
den sind und seit mindestens fünf 
Jahren nicht Bestandteil der Frucht-
folge des landwirtschaftlichen Be-
triebs sind. Es umfasst Intensiv- und 
Extensivgrünland.  
 

Feinerschließungslinie   Unterste Kategorie der Walder- 
schließung (auch als Rückegasse 
oder Gasse bezeichnet). Nicht mit 
Bäumen bestandene, unbefestigte 
Fahrlinie zum Transport des einge-
schlagenen Holzes aus dem Be-
stand heraus zum befestigten Weg. 
Feinerschließungslinie kann in 
schwierigem Gelände auch als nicht 
zu befahrende Seiltrasse angelegt 
sein. Zur Vermeidung unnötiger Pro-
duktionsflächenverluste orientiert 
sich deren Breitenausdehnung an 
der jeweils gängigen Maschinenbrei-
te.  
 

Femelhieb                      Entnahme von Bäumen auf einer  
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Fläche von einer Gruppengröße 
(Durchmesser 10 bis 20 m) bis 
Horstgröße (Durchmesser 20 bis 40 
m) in unregelmäßiger Verteilung 
über die Bestandsfläche einschließ-
lich deren sukzessiver Vergrößerung 
(Rändelung) mit dem Ziel der Verjün-
gung des Bestandes.  
 

Gebietsheimisch            Als gebietsheimisch wird in diesem  
Zusammenhang eine Art bezeichnet, 
wenn sie in der betreffenden natur-
räumlichen Region heimisch ist und 
auf dem Standort natürlicherweise 
vorkommt.  
 

Gesetzlich geschützte    Bestimmte Teile von Natur- und  
Biotope (§ 30                 Landschaft, die eine besondere  
BNatSchG)                     Bedeutung als Biotope, z. B. Quellen, 

Sumpfwälder oder Feuchtwiesen, 
haben, sind gesetzlich geschützt 
(allgemeiner Grundsatz). Ein Verfah-
ren zur Ausweisung gesetzlich ge-
schützter Biotope hat der Gesetzge-
ber nicht vorgesehen. Die Lage der 
geschützten Biotope zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Verordnung 
ist einer Karte im Anhang zur Be-
gründung zu entnehmen. Geschütz-
te Biotope können zukünftig an wei-
teren Orten des Geltungsbereiches 
dieser Verordnung entstehen. Der 
jeweils aktuelle Stand ist bei der zu-
ständigen Naturschutzbehörde und 
auf dem Server des Landkreises Os-
nabrück einsehbar. Zudem werden 
gesetzlich geschützte Biotope den 
jeweiligen Eigentümerinnen und Ei-
gentümern bekannt gegeben.  
 

Habitatbaum                   Lebender Altholzbaum mit besonde- 
ren Strukturen: Horst- und Höhlen-
bäume, breitkronige Hutebäume, 
mehrstämmige Bäume, Bäume mit 
erkennbaren Faulstellen und Mulm-
höhlen, sich lösender Rinde, Pilz-
konsolen, abgebrochenen Kronen 
oder Kronen, die zu mehr als einem 
Drittel abgestorben sind, sowie 
Uraltbäume, die aufgrund ihres ho-
hen Alters oder ihrer großen Dimen-
sionen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
bereits holzentwertende Fäulen auf-
weisen. Nicht unter diese Definition 
fallen Bäume, die aufgrund von Ka-
lamitätsereignissen, wie zum Bei-
spiel einer Borkenkäferkalamität bei 
Fichten, abgestorben sind. 
 

Habitatbaumanwärter     Möglichst alter Baum, der derzeit  
noch keine besonderen Habitatstruk-
turen aufweist, aber mittel- bis lang-
fristig gut dafür geeignet erscheint. 
Nicht unter diese Definition fallen 
Bäume, die aufgrund von Kalami-
tätsereignissen, wie zum Beispiel ei-
ner Borkenkäferkalamität bei Fich-
ten, abgestorben sind. 

Hallenwald                     Meist alte Buchenwälder, die durch  
weit auseinanderstehenden Bäumen 
und fehlenden Unterwuchs den Ein-
druck einer Halle erzeugen.  
 

Hand, öffentliche            Bezeichnung für den gesamten öf- 
fentlichen Sektor, also die Körper-
schaften (Bund, Länder, Gemeinden, 
Kirchen), Anstalten (NLF) und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts  

Historisch alter  
Wuchsstandort               In der Gegenwart vorhandener  

Waldstandort, der seit ca. mehr als 
200 Jahren mehr oder weniger kon-
tinuierlich als Waldfläche genutzt 
worden ist.  
 

Holzeinschlag                 Abtrennen von Bäumen von ihrer  
Wurzel, Zu-Fall-Bringen, Entasten 
und Einschneiden auf Transportlän-
gen.  
 

Holzentnahme                Umfasst den Holzeinschlag, das Rü- 
cken und den Abtransport des Hol-
zes aus dem Wald.  
 

Höhlenbaum                   Baum mit Höhlen im Stamm-  
und/oder Kronenbereich. Besondere 
Bedeutung haben Spechthöhlen und 
Fäulnislöcher auch für zahlreiche z. 
T. hochspezialisierte Folgenutzer. 
Neben höhlenbrütenden Vogelarten, 
wie z.B. den heimischen Spechtar-
ten, den Hohltauben und Käuzen, 
sind Fledermäuse, Baummarder, Bil-
che und Insekten, wie Wildbienen, 
Hornissen und holzbewohnende Kä-
fer auf derartige Höhlen angewie-
sen.  
 

Horstbaum                     Baum mit einem i. d. R. größeren Vo- 
gelnest, insbesondere von Greifvö-
geln und anderen Großvögeln, das 
von einem Paar einer Vogelart übli-
cherweise wiederkehrend als Brut- 
und Aufzuchtstätte genutzt wird oder 
von einem anderen Paar derselben 
Art, einem Paar einer anderen Art 
oder einer anderen Tiergruppe wei-
ter genutzt wird. Auch kleinere Nes-
ter, wie die des Sperbers, sind mit 
einbezogen  
 
Zu den horstbauenden und horstnut-
zenden Arten zählen die heimischen 
Vertreter folgender Vogelfamilien: 
Greifvögel (Accipitridae), Falken 
(Falconidae), Eulen (Strigidae), Stör-
che (Ciconiidae) und Reiher (Ardei-
dae).  
 

Jura                                Bezeichnung einer geologischen Pe- 
riode des Erdmittelalters, die sich 
über einen Zeitraum von ca. 205 bis 
140 Millionen Jahren erstreckt.  
 

Kahlschlag                     Hiebmaßnahme gemäß § 12 Abs. 1  
Satz 1 NWaldLG, die sich auf eine 
zusammenhängende Waldfläche 
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von mehr als einem Hektar erstreckt 
und den Holzvorrat dieser Fläche auf 
weniger als 25 vom Hundert verrin-
gert.  
 

Kalktuff                           Entsteht in sehr kalkhaltigen Quellen  
und Quellbachabschnitten und ist ei-
ne Form von porösem, im Gebiet 
weißlich grauem Kalkstein, der sich 
um Blätter und Moose sowie am Ge-
wässergrund absetzt. Passiert dies 
im großen Stil, entstehen Sinterter-
rassen, in denen das Gewässer kas-
kadenartig abfließt.  
 

Künstliche Verjüngung   Überführung eines Waldbestandes  
in die nächste Waldgeneration durch 
Einbringen und Pflege von i. d. R. 
nicht aus der Fläche stammenden 
Vermehrungsgut (Samen und Jung-
pflanzen) durch Saat oder Pflan-
zung.  
 

Kurzumtriebsplantage    Kurzumtriebsplantagen sind land- 
wirtschaftliche Kulturen zum Zweck 
der Energieerzeugung aus nach-
wachsenden Rohstoffen, sie beste-
hen aus schnellwachsenden, aus-
schlagfähigen Gehölzen, wie z. B. 
Weiden oder Pappeln, und können 
innerhalb kurzer Umtriebszeiten ge-
erntet werden.  
 

Lebensraumtypisch        Eine Art wird als lebensraumtypisch  
bezeichnet, wenn sie charakteris-
tisch für einen Lebensraumtyp nach 
FFH-Richtlinie ist.  
 

Lochhieb                        Hiebsform zur Einleitung der Walder- 
neuerung nach einer Mast oder vor 
einer Pflanzung vor allem in Eichen-
Lebensraumtypen, bei der i.d.R. 
meist kreisförmige oder ovale Frei-
flächen von maximal ca. 0,5 ha Flä-
chengröße geschaffen werden, die 
im Abstand von ungefähr einer 
Baumlänge zueinander liegen kön-
nen. In Eiche sind Einzelbaum- und 
Femelhiebe+ nicht zielführend. 

Leitfaden Artenschutz -  
Gewässerunterhaltung   Arbeitshilfe zur Berücksichtigung ar 

tenschutzrechtlicher Belange bei 
Maßnahmen der Gewässerunterhal-
tung in Niedersachsen.  
Hrsg.: NLWKN, 2. aktualisierte Fas-
sung März 2020, Bekanntmachung 
des MU im Nds. Ministerialblatt 
31/2020, S. 673 am 29.06.2020  
 

Mesophil                         Im Zusammenhang mit Grünland  
Bezeichnung für im Allgemeinen 
durch extensive Bewirtschaftung 
entstandenes artenreiches Dauer-
grünland. Bezogen auf Wald be-
schreibt mesophil artenreichere Aus-
prägungen.   

Milieuangepasstes  
Material                          Natürliches Gesteinsmaterial ent- 

sprechend den örtlichen Ausgangs-

gesteinen, im Kontakt zum LRT 9110 
und 9120 keine Verwendung von 
kalkhaltigem Material  

Mittelwald                       Mittelwald besteht aus Stockaus- 
schlägen (Brennholz) und Kern-
wüchsen (Eicheln und Bucheckern 
als Tierfutter).   
 

Natürlicher Zerfall           Der Begriff bedeutet in dem Verord- 
nungskontext den Abbau oder das 
Auflösen von Holz im Rahmen natür-
licher Zersetzungsprozesse im 
Wald. Ein Habitatbaum gilt als zerfal-
len, wenn er im Rahmen dieser Pro-
zesse zu Mullmoder, Mull oder Hu-
mus geworden ist  
 

Niederwald                     Niederwald ist eine Betriebsart in der  
Forstwirtschaft, bei der die Waldver-
jüngung über Stockausschläge von 
Laubbaumarten, im LSG besonders 
die Rotbuche neben Eiche und Hain-
buche, erfolgt. Beim Holzeinschlag 
werden die Wurzelstöcke in der Re-
gel kniehoch belassen, aus denen 
dann mehrere Stockausschläge 
wachsen.  
 

Plaggenwirtschaft           Als Plaggenwirtschaft (auch Plag- 
genhieb, Plaggendüngung oder 
Eschkultur) bezeichnet man eine 
heute nicht mehr angewendete Form 
der Bewirtschaftung von leistungs-
schwachen Böden, die vor allem in 
Norddeutschland und den angren-
zenden Gebieten mindestens seit 
der Eisenzeit (ca. 800 v. Chr.) bis zur 
industriellen Revolution (ca. 1780) 
verbreitet war. Dabei wurden Heide- 
und Waldböden abgetragen (soge-
nannte Plaggen) und im Stall als Ein-
streu genutzt. Hierauf wurden die mit 
tierischen Ausscheidungen angerei-
cherten Einstreuböden wiederum auf 
den Feldern als Dünger ausge-
bracht. Das Osnabrücker Land ge-
hört zu einem der Hauptverbrei-
tungsgebiete dieser Bewirtschaf-
tungsform in Deutschland.  
 

Rückegasse                   Siehe Feinerschließungslinie  
 
Rücken                           Transport des gefällten Holzes vom  

Fällort zum Ort der Zwischenlage-
rung am Weg oder Polterplatz.  
 

Schlegelmäher               Schlegelmäher sind durch ein Mäh- 
werk aus einer gegenläufig zur 
Fahrtrichtung arbeitenden, schnell 
laufenden Schlegelwelle mit ange-
bauten Winkelmessern oder Schle-
geln, die das Mähgut abschlagen, 
gekennzeichnet. 

Sommerquartier für  
Fledermausarten            In den Frühlings- und Sommermona- 

ten bis in den Herbst als Ruhe- und 
Fortpflanzungsstätten in den Wäl-
dern genutzte Quartiere (z. B. Baum-
höhlen, Baumspalten, Rindenta-
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schen usw.)  
Sonderkulturen               „Sonderkulturen“ sind alle Kulturen,  

die nicht zu den Hackfrüchten, zu 
Getreide oder zu Futterpflanzen zäh-
len. Kartoffeln zählen zu den Hack-
früchten, Körnermais zu Getreide. 
Abweichungen können von der unte-
ren Naturschutzbehörde in Ab-stim-
mung mit der Landwirtschaftskam-
mer Niedersachsen fest-gelegt wer-
den. 
 

Standortgerecht             Eine Art wird hier als standortgerecht  
bezeichnet, wenn die gegebenen 
Standortbedingungen den ökologi-
schen Ansprüchen der Art entspre-
chen.  

Straßen und Wege,  
Ausbau                           Ein Ausbau liegt vor, wenn neues  

Material mit dem Ziel einer Verbes-
serung der Befahrbarkeit/ Belastbar-
keit zu erreichen, eingebaut wird.  

Straßen und Wege,  
Neubau                          Ein Neubau liegt vor, wenn in bisher  

nicht erschlossenen Waldbereichen 
ein neuer Weg entsteht.  
 

Totholz                            Abgestorbene Bäume oder Baumtei- 
le und deren Überreste mit mehr 
oder weniger fortgeschrittenen Zer-
fallserscheinungen (im Unterschied 
zu Habitatbäumen, die noch leben). 
Unterteilung in stehendes (noch ste-
hende Stämme) und liegendes Tot-
holz (auf dem Boden liegende Stäm-
me und Äste). Nicht unter diese De-
finition für Totholz fallen Bäume, die 
aufgrund biotischer oder abiotischer 
Ursachen frisch abgestorben sind.  
 

Totholz, starkes              Abgestorbene stehende oder liegen- 
de Bäume oder Teile von Bäumen 
mit einem Mindestdurchmesser von 
50 cm. Für die Mindestanforderun-
gen gezählt werden Stücke ab 3 m 
Länge; bei Laubholz mit niedriger 
Umtriebszeit, wie Erle, liegt die ent-
sprechende Untergrenze für den 
Mindestdurchmesser bei 30 cm.  
 

Trampelpfad                   Unbefestigter Weg unter 1 Meter  
Breite.  
 

Verjüngung, künstliche   Einbringung und Pflege von i. d. R.  
nicht aus der Fläche stammenden 
Vermehrungsgut (Samen und Jung-
pflanzen) durch Pflanzung oder 
Saat.  
 

Waldrand                        Im Sinn der Verordnung umfassen  
Waldränder nicht nur äußere Grenz-
linien zur freien Landschaft, sondern 
auch innere Grenzlinien, z.B. ent-
lang von Waldwegen, Lichtungen 
oder Saumbiotopen.  
 

Waldrandgebüsche        Waldrandgebüsche stellen die linea- 
re Übergangszone zwischen dem 
Wald und anderen Biotopen (z. B. 

Acker, Grünland) dar. Sie sind in der 
heutigen Landschaft nur noch selten 
und häufig nur schmal ausgeprägt. 
Sie bestehen im Schutzgebiet oft 
aus jungen Gehölzen (z.B. Eber-
esche, Birke) sowie aus lichtlieben-
den Gebüschen (z. B. Schlehen), 
gelegentlich sind diesen Gebüschen 
schmale Stauden- und Grassäume 
vorgelagert.  
 

Waldweg                        Befestigter, in der Regel wasserge- 
bundener Teil der Walderschließung.  

Waldweg,  
Instandsetzung               Beinhaltet die Wiederherstellung der  

vollen Funktionsfähigkeit eines We-
ges nach technischem Erfordernis 
einschließlich des Einbaus neuen 
Materials.  

Waldweg,  
Unterhaltung                  Beinhaltet Maßnahmen zur Pflege  

des Wegeprofils einschließlich des 
wegebegleitenden Grabens und der 
Fahrbahnoberfläche; eingeschlos-
sen sind das Glattziehen (Grädern) 
nach Holzrückearbeiten unmittelbar 
nach deren Abschluss sowie die 
Pflege des Lichtraumprofils und die 
Unterhaltung/der Ersatz von Durch-
lassbauwerken, soweit sie der Ablei-
tung von Niederschlagswasser von 
der Bergseite auf die Talseite die-
nen. 
  

Wildäsungsflächen         Hierzu gehören u.a. Wildäcker.  
  
 
 

§ 12  
Inkrafttreten  

 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im  

Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück in Kraft.  
 

(2) Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet Nr. OS  
50 „Wiehengebirge und Nördliches Osnabrücker Hügel-
land“ vom 28.09.2009 (Amtsblatt für den Landkreis Osna-
brück Nr. 20, S. 254, vom 31.10.2009) wird im Geltungs-
bereich dieser Verordnung aufgehoben. 

 
 
Osnabrück, den 22.03.2021 
  
 
 

Landkreis Osnabrück  
Anna Kebschull   

Landrätin 
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Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet 

"FFH-Gebiet Fledermauslebensraum Wiehengebirge  
bei Osnabrück" im Bereich der Gemeinden Wallenhorst 

und Belm sowie der Stadt Bramsche,  
Landkreis Osnabrück vom 22.03.2021 

 
 
Aufgrund der §§ 20 Abs. 2 Nr. 4, 22 Abs. 1, 26 sowie 32 Abs. 
2 und 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 
29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 290 
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) i. V. m. 
den §§ 14, 15, 19 und 32 Abs. 1 Niedersächsisches Ausfüh-
rungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) 
vom 19.2.2010 (Nds. GVBl. S. 104), zuletzt geändert durch 
Art. 1 des Gesetzes vom 11.11.2020 (Nds. GVBl. S. 451) und 
des § 9 Abs. 5 Niedersächsisches Jagdgesetz (NJagdG) vom 
16.03.2001 (Nds. GVBl. S. 100), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 25.10.2018 (Nds. GVBl. S. 220; 2019 S. 26) wird 
verordnet: 
 
 

§ 1 
Landschaftsschutzgebiet 

 
(1) Das in den Absätzen 2 und 3 näher bezeichnete Gebiet  

wird zum Landschaftsschutzgebiet (LSG) „FFH-Gebiet 
Fledermauslebensraum Wiehengebirge bei Osnabrück" 
erklärt. 

 
(2) Das LSG erstreckt sich über Teile der Gemeinden Wallen- 

horst und Belm sowie der Stadt Bramsche im Landkreis 
Osnabrück. 

 
(3) Die Lage des LSG ist der mitveröffentlichten Übersichts- 

karte im Maßstab 1: 25.000 (Anlage 1) zu entnehmen. Die 
Grenze des LSG ergibt sich aus den maßgeblichen Karten 
im Maßstab 1: 5.000 (Anlage 2, Karten 1 bis 3). Sie ver-
läuft auf der schwarzen Linie an der Innenseite des dort 
dargestellten grauen Bandes. Die Karten sind Bestandtei-
le der Verordnung. Die Verordnung, die Übersichtskarte 
sowie die maßgeblichen Karten können während der 
Dienststunden bei der Stadtverwaltung Bramsche, den 
Gemeindeverwaltungen Belm und Wallenhorst und dem 
Landkreis Osnabrück – Untere Naturschutzbehörde – un-
entgeltlich eingesehen sowie über die Internetseite des 
Landkreises Osnabrück abgerufen werden. 

 
(4) Das LSG ist weitgehend deckungsgleich mit dem Fauna- 

Flora-Habitat-(FFH-) Gebiet „Fledermauslebensraum Wie-
hengebirge bei Osnabrück“ (offizielle EU-Nr. DE-3614-
334; niedersächsische Nr. 446) gemäß der Richtlinie 
92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates vom 21.05.1992 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild 
lebenden Tiere und Pflanzen (ABl.EG Nr. L 206 S. 7; 1996 
Nr. 59 S.63), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2013/17/EU des Rates vom 13.05.2013 (ABl. EU Nr. L 158 
S. 193). Die Unterschutzstellung dient gemäß § 32 Abs. 2 
BNatSchG der Erhaltung des Gebietes als FFH-Gebiet 
und der Kohärenz des europäischen ökologischen Netzes 
„Natura 2000“.  

 
(5) Das LSG hat eine Größe von 1.169,32 ha. 
 
(6) Unter § 11 „Begriffsbestimmungen“ sind die mit einem  

hochgestellten Kreuz (+) gekennzeichneten Begriffe in al-
phabetischer Reihenfolge aufgelistet und definiert. 

§ 2 
Gebietscharakter 

 
Das LSG „FFH-Gebiet Fledermauslebensraum Wiehengebir-
ge bei Osnabrück“ befindet sich in der naturräumlichen Regi-
on des Osnabrücker Hügellandes. Das Schutzgebiet umfasst 
Teile des von Nordwesten nach Südosten verlaufenden 
Hauptzuges des Wiehengebirges zwischen Wallenhorst im 
Westen und Bramsche im Nordwesten sowie Belm/Icker im 
Osten. Das LSG besteht aus drei Teilflächen, die nur durch 
die L 87 (Engterstraße) und das Gelände der Tierkörperver-
wertungsanstalt in Belm/Icker voneinander getrennt sind. Vom 
Schutzgebiet umgeben liegen mehrere Tonabgrabungen, die 
nicht in die FFH-Gebietsfläche aufgenommen wurden. Die 
Bereiche des LSG sind insgesamt durch größere Höhenunter-
schiede und eine hohe Reliefenergie gekennzeichnet.  
 
Das LSG ist eingebettet in eine besiedelte Kulturlandschaft. In 
den Wäldern des LSG befinden sich archäologische Stätten+ 
in Form von Einzeldenkmalen, wie ein Grabhügel und eine 
Burg. Aufgrund seiner Nähe zur Stadt Bramsche, den Ortsla-
gen von Wallenhorst, Rulle, Icker, Vehrte und Engter sowie 
zur Stadt Osnabrück ist das LSG traditionell Ziel für die natur-
bezogene, in weiten Bereichen noch ruhige Erholung. 
 
Geologie und Böden  
Das LSG wird fast ausschließlich durch Gesteine der Trias 
und des Jura aus dem Mesozoikum (Erdmittelalter) geprägt. 
Das Ausgangsgestein für die Bodenbildung ist überwiegend 
Sandstein neben kalkarmen Tonsteinen sowie kleinflächig 
kalkhaltigen Gesteinsschichten. Im Süden des Schutzgebiets 
dominieren auf den Südhängen Pseudogleye und in den 
Bachtälern Pseudogley-Gley-Böden. Darüber hinaus treten 
Ranker mit größeren Flächenanteilen auf. In der Nordhälfte 
herrschen Braunerden und Pseudogley-Braunerden vor, da-
neben auch Braunerde-Ranker- und Gley-Böden. 
 
Waldtypen, Grünland und Gewässer 
Das FFH-Gebiet ist weitgehend bewaldet. Laubwaldbestände 
nehmen gut ein Drittel der Gesamtfläche ein, Nadelholzbe-
stände die Hälfte. Unter den Laubwaldgesellschaften herr-
schen bodensaure und mesophile+  Buchenwälder vor. Hinzu 
kommen überwiegend feuchte, zumeist basenarme+  Eichen-
Hainbuchenwälder und Erlen-Eschenwälder sowie eine Reihe 
weiterer Waldgesellschaften bzw. Forstkulturen aus größten-
teils einheimischen Laubholzarten.  
Grünland nimmt ca. 5 % der Gesamtfläche ein, wobei arten-
armes Intensivgrünland vorherrscht. Mit geringeren Flächen-
anteilen sind auch mesophiles+  Grünland sowie Nassgrün-
land ausgebildet. Im Gebiet liegen zudem einige jeweils meh-
rere Hektar große Freiflächen mit Grünlandeinsaaten und 
Ackernutzung. 
Bei den im Gebiet entspringenden Bächen (Kohkampsbach, 
Engterbach, Bruchbach), die allesamt unter 1 m breit sind, 
handelt es sich vorwiegend um naturnahe Bäche mit Feinsub-
strat. Stillgewässer beschränken sich auf naturnahe Abgra-
bungsgewässer, Waldtümpel und einzelne naturferne Gewäs-
ser. 
 
Im Gebiet herrschen Nadelholzbestände vor. Darin finden sich 
zwar teils zersplitterte und verinselte, aber in ihrer Summe, 
oftmals auch aufgrund ihrer individuellen Qualität (z. B. 
Feuchtigkeit, hohe Strukturvielfalt) bedeutsame Flächen von 
standorttypischen Buchen- und Eichen-Mischwäldern sowie 
strukturreichen älteren, oft lichten Kiefernwäldern mit Laub-
holzanteilen und Unterwuchs aus Laubhölzern und Kleinst-
räuchern. Sie bilden teilweise mit naturnahen Waldbächen 
und deren begleitenden Quell- und Auwäldern sowie stellen-
weise auch Feuchtgrünland wertvolle Biotopkomplexe. Zahl-
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reiche Flächen erfüllen die Kriterien für einen gesetzlichen 
Biotopschutz.  
 
Tierarten  
Unter den Säugetieren sind die Fledermäuse und hier insbe-
sondere das Große Mausohr (Myotis myotis) und die Bech-
steinfledermaus (Myotis bechsteinii) hervorzuheben. Das 
LSG besitzt eine besondere Bedeutung als quartiernahes 
Jagdgebiet der Weibchen aus der in der evangelischen St. Jo-
hannis-Kirche in Engter beheimateten Mausohrkolonie (FFH-
Gebiet 335). 23 % der Gesamtwaldfläche sind strukturell für 
die von den Großen Mausohren bevorzugt ausgeübte Boden-
jagd auf überwiegend flugunfähige Laufkäfer geeignet. Darü-
ber hinaus befinden sich im LSG Männchen- und Paarungs-
quartiere.  
Am West- und Ostrand des Schutzgebiets lebt je eine Kolonie 
der Bechsteinfledermaus. Anders als beim Großen Mausohr 
liegen auch die Wochenstubenquartiere dieser Fledermausart 
im Wald. Bechsteinfledermäuse leben vom Frühjahr bis in den 
Herbst im LSG und verlassen es nur zur Überwinterung. 
Das Vorkommen weiterer lebensraumtypischer+  und enger an 
den Wald gebundener Fledermausarten im LSG (Großer und 
Kleiner Abendsegler (Nyctalus noctula und N. leisleri)), Brau-
nes Langohr (Plecotus auritus), Fransenfledermaus (Myotis 
nattereri), Große und Kleine Bartfledermaus (Myotis brandtii 
und M. mystacinus)) ist nachgewiesen. 
Das LSG bietet Lebensraum auch für zahllose andere wald-
bewohnende Tierarten, wie z. B. für alt- und totholzbewohnen-
de Käfer, Spechtarten, wie Schwarz- und Mittelspecht (Dryo-
copus martius und Leiopicus medius), sowie für weitere Säu-
getierarten. Aufgrund der Habitatstrukturen werden die Wäl-
der des LSG als potenzieller Wiederbesiedlungsraum der 
Wildkatze (Felis silvestris) angesehen. Ebenso enthalten offe-
ne Tongrubenränder, Waldlichtungen und -ränder Teillebens-
räume für Reptilien, wie z. B. Waldeidechsen (Zootoca vivipa-
ra) und Blindschleichen (Anguis fragilis). Die vorhandenen 
Gewässer ermöglichen das Vorkommen von Amphibien, da-
runter auch der Kammmolch (Triturus cristatus). 
 
 
 

§ 3 
Allgemeiner und besonderer Schutzzweck 

 
(1) Allgemeiner Schutzzweck für das LSG ist gemäß des § 26  

Abs. 1 i. V. m. § 32 BNatSchG  
 

     1.   die Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der  
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
oder der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nut-
zungsfähigkeit der Naturgüter, einschließlich des 
Schutzes von Lebensstätten und Lebensräumen be-
stimmter wildlebender Tier- und Pflanzenarten,  
 

     2.   der Schutz von Natur und Landschaft wegen ihrer Viel- 
falt, Eigenart und Schönheit,  

 
     3.   der Schutz von Natur und Landschaft wegen ihrer be- 

sonderen Bedeutung für die Erholung. 
 

(2) Besonderer Schutzzweck für das LSG ist die Erhaltung,  
Pflege und naturnahe Entwicklung des Ökosystems zu-
sammenhängender Wälder, insbesondere der verschiede-
nen Buchen- und Eichenwaldtypen sowie Erlen-Eschen-
Auwälder. Die Schutzgebietsausweisung dient somit der 
Erhaltung und der weiteren Entwicklung eines in seinen 
Lebensräumen facettenreichen Waldgebietes, als Lebens-
raum für zahlreiche wildlebende Tier- und Pflanzenarten 
sowie für die naturbezogene, ruhige Erholung. Damit ver-

bunden sind die Erhaltung, Förderung und Entwicklung 
insbesondere 

     1.   von großflächigen, überwiegend zusammenhängen- 
den Waldgebieten mit allen Waldentwicklungsstadien 
in mosaikartiger Verzahnung und in reifen Alterspha-
sen über das Gebiet verteilt, 
 

     2.   von naturnahen Buchenwäldern in unterschiedlichen  
Ausprägungen von artenreichen mesophilen+  Buchen-
wäldern bis hin zu artenarmen bodensauren Buchen-
wäldern, als Jagdgebiete sowie Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten von Fledermäusen, insbesondere des 
Großen Mausohrs und der Bechsteinfledermaus, 
 

     3.   von naturnahen Eichenwäldern in unterschiedlichen  
Ausprägungen von nassen Eichen-Hainbuchen-Wäl-
dern bis zu verschiedenen Ausprägungen des boden-
sauren Eichenmischwalds als Jagdgebiete sowie Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen, ins-
besondere des Großen Mausohrs und der Bechstein-
fledermaus, 
 

     4.   von älteren strukturreichen Kiefern- und Kiefernmisch- 
wäldern mit ausgeprägter Strauchschicht als Jagdge-
biete sowie Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fle-
dermäusen, insbesondere der Bechsteinfledermaus, 
 

     5.   des mesophilen+  Grünlandes und der Feucht- und  
Nasswiesen (Dauergrünland+ ),  
 

     6.   eines guten ökologischen und chemischen Zustandes  
des Grundwassers und der Oberflächengewässer u. a. 
als Voraussetzung für die Existenz der wasserabhän-
gigen, gebietscharakteristischen Biotop- und Lebens-
raumtypen sowie von Pflanzen- und Tierarten, wie z. 
B. dem Kammmolch und aller anderen Amphibienar-
ten, 
 

     7.   von unverbauten, naturnah ausgeprägten Quellberei 
chen und den in natürlicher Sukzession befindlichen 
Abgrabungsgewässern, 
 

     8.   von unverbauten, naturnah ausgeprägten Bächen mit  
guter Wasserqualität und der sie begleitenden stand-
ortheimischen quelligen Erlen-Eschen-Auwälder, teil-
weise mit Übergängen zu Bruchwäldern als Jagdge-
biete sowie Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fle-
dermäusen sowie von seggen-, binsen- und hochstau-
denreichen Flutrasen und feuchten Wiesen im Ver-
bund, 
  

     9.   von Lebensräumen waldspezifischer Tierarten, insbe- 
sondere Vogel-, Insekten- und Säugetierarten, wie z.B. 
der Wildkatze (Felis silvestris), mit struktur-, totholz- 
und höhlenbaumreichen Bereichen, teilweise ohne 
Nutzung, 
 

     10. vernetzender Gehölzstrukturen außerhalb der Waldbe- 
reiche, 
 

     11. störungsarmer Bereiche und des unbesiedelten Cha- 
rakters des Schutzgebietes und 
 

     12. der weitgehenden Ruhe im Schutzgebiet. 
 
(3) Besonderer Schutzzweck des FFH-Gebiets im LSG (Er- 

haltungsziele gem. § 7 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG) ist über § 
3 Abs. 1 und 2 dieser Verordnung hinaus die Erhaltung 
oder die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszu-
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standes gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 10 BNatSchG der im Gebiet 
vorkommenden natürlichen Lebensräume von gemein-
schaftlichen Interesse gemäß Anhang I und der Tierarten 
gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie als die für den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile 
 

     1.   insbesondere des prioritären Lebensraumtyps (An- 
hang I der FFH-Richtlinie) 
 

           a)   91E0* Auenwald mit Schwarzerle (Alnus gluti- 
nosa) und Gemeiner Esche (Fraxinus excelsior) 
(Alno-Padion) 
als naturnahe, strukturreiche Erlen-Eschenauen-
wälder in Quell- und Auebereichen mit einem mo-
saikartigen Wechsel der Altersklassen, gut ausge-
prägten Alters- und Zerfallsphasen, natürlich ent-
standenen Lichtungsinseln und strukturierten 
Waldrändern sowie mit einem hohen Anteil von Tot+ 
- und Altholz+ , Höhlenbäumen+  und sonstigen Ha-
bitatbäumen+ , einschließlich ihrer charakteristi-
schen Pflanzen- und Tierarten, darunter mehrere 
Fledermausarten, insbesondere die Bechsteinfle-
dermaus. Ein naturnaher Wasserhaushalt mit ho-
hen Grundwasserständen, ggf. periodischen Über-
flutungen und auentypische Boden- sowie Gelän-
destrukturen, wie Senken, Rinnen oder Tümpel, 
entsprechen natürlichen oder naturnahen Verhält-
nissen. Auch Anteile forstlich nicht genutzter Wäl-
der oder Waldbereiche sind gegeben. Es sind eine 
lebensraumtypische+  Baumschicht mit bestands-
bildender Schwarzerle (Alnus glutinosa) und Esche 
(Fraxinus excelsior) als Hauptbaumarten (mindes-
tens 50 % Bestandsanteil) sowie vereinzelt Wei-
denarten (z. B. Salix caprea, S. fragilis.) sowie 
Stiel-Eiche (Quercus robur) und Hainbuche (Carpi-
nus betulus) als Nebenbaumarten vorhanden. 
Kraut- und Strauchschicht sind lebensraumtypisch+  
ausgeprägt, wie z. B. mit Roter Johannisbeere (Ru-
bus rubrum), Winkelsegge (Carex remota), Sumpf-
ziest (Stachys palustris), Sumpfpippau (Crepis pa-
ludosa) und/oder Mädesüß (Filipendula ulmaria). 

 
     2.   insbesondere der Lebensraumtypen (Anhang I der  

FFH-Richtlinie) 
 

           a)   9130 Waldmeister-Buchenwald (Asperulo-Fage- 
tum) 
als naturnahe, möglichst großflächige und unzer-
schnittene Waldbestände über kalkreichen bis -ar-
men Ausgangsgesteinen mit einem mosaikartigen 
Wechsel der Altersklassen, gut ausgeprägten Al-
ters- und Zerfallsphasen, natürlich entstandenen 
Lichtungen, strukturreichen Waldrändern sowie mit 
einem hohen Anteil von Tot+ - und Altholz+ , Höhlen-
bäumen+  und sonstigen Habitatbäumen+ , ein-
schließlich ihrer charakteristischen Tierarten, da-
runter mehrere Fledermausarten, insbesondere 
das Große Mausohr. Auch Anteile forstlich nicht ge-
nutzter Wälder oder Waldbereiche sind gegeben. 
Es sind eine lebensraumtypische+  Baumschicht 
mit bestandsbildender Rot-Buche (mindestens 50 
% Bestandsanteil), Vogelkirsche (Prunus avium), 
Stiel-/ Trauben-Eiche (Quercus robur, Q. petraea) 
und Hainbuche (Carpinus betulus) und standortbe-
dingt Gewöhnlicher Esche (Fraxinus excelsior) und 
Bergahorn (Acer pseudoplatanus)als Neben-
baumarten sowie eine je nach Lichtverhältnissen 
ausgeprägte, lebensraumtypische+  Strauch- und 
Krautschichtvegetation vorhanden, z. B. mit Bu-

chennaturverjüngung, Bingelkraut (Mercurialis pe-
rennis), Waldmeister (Galium odoratum) und/oder 
Perlgras (Melica uniflora).  
 

           b)  9110 Hainsimsen-Buchenwald (Luzulo-Fagetum)  
und 9120 „Atlantischer, saurer Buchenwald mit 
Unterholz aus Stechpalme und gelegentlich Ei-
be“ (Quercion robori-petraeae oder Illici-Fagenion) 
 
als naturnahe, möglichst großflächige und unzer-
schnittene Waldbestände über sand- und kalkar-
men Tonstein mit einem mosaikartigen Wechsel 
der Altersklassen, gut ausgeprägten Alters- und 
Zerfallsphasen, natürlich entstandenen Lichtun-
gen, strukturreichen Waldrändern sowie mit einem 
hohen Anteil von Tot+ - und Altholz+ , Höhlenbäu-
men+  und sonstigen Habitatbäumen+ , einschließ-
lich ihrer charakteristischen Tierarten (u. a. das 
Große Mausohr und die Bechsteinfledermaus). 
Auch Anteile forstlich nicht genutzter Wälder oder 
Waldbereiche sind gegeben. Es sind eine lebens-
raumtypische+  Baumschicht mit bestandsbildender 
Rot-Buche (mindestens 50 % Bestandsanteil), ört-
lich höherem Anteil von Stiel-/ Trauben-Eiche so-
wie Hainbuche, Hänge-Birke (Betula pendula) und 
Eberesche (Sorbus aucuparia) als Nebenbaumar-
ten sowie eine für bodensaure Buchenwälder le-
bensraumtypisch spärliche Krautschichtvegetation 
vorhanden, z. B. mit Buchennaturverjüngung, 
Drahtschmiele (Deschampsia flexuosa) und Pillen-
Segge (Carex pilulifera).  
Beim LRT 9120 kommt als Schutzzweck zusätzlich 
die Erhaltung der Stechpalmenbestände hinzu. 
 

           c)   9160 Feuchter Eichen-Hainbuchen-Mischwald  
(Carpinion betuli) 
als naturnahe, strukturreiche Eichen-Hainbuchen-
wälder auf feuchten basenreichen bis mäßig ba-
senreichen, teils grund- oder staunässe beeinfluss-
ten Standorten, teilweise in Bachtälern verzahnt 
mit Erlen-Eschen-Wäldern und mit einem mosaik-
artigen Wechsel der Altersklassen, gut ausgepräg-
ten Alters- und Zerfallsphasen, natürlich entstande-
nen Lichtungsinseln und vielgestaltigen Waldrän-
dern sowie mit einem hohen Anteil von Tot+ - und 
Altholz+ , Höhlenbäumen+  und sonstigen Habitat-
bäumen+ , einschließlich ihrer charakteristischen 
Pflanzen- und Tierarten, wie z. B. die Bechsteinfle-
dermaus (Myotis bechsteinii) und weitere Fleder-
mausarten. Auch Anteile forstlich nicht genutzter 
Wälder oder Waldbereiche sind gegeben. Es ist ei-
ne lebensraumtypische+  Baumschicht mit be-
standsbildender Stiel-Eiche und Hainbuche (min-
destens 75 % Bestandsanteil) als Hauptbaumarten 
sowie Feldahorn (Acer campestre), Vogelkirsche 
und Buche als Nebenbaumarten und eine je nach 
Basenreichtum und Feuchtigkeitsverhältnissen 
ausgeprägte, lebensraumtypische+  Strauch- und 
Krautschichtvegetation vorhanden, z. B. mit Hoher 
Schlüsselblume (Primula elatior), Goldhahnenfuß 
(Ranunculus auricomus), Aronstab (Arum macula-
tum) und/oder Mädesüß (Filipendula ulmaria). 
 

     3.   insbesondere der Tierarten (Anhang II der FFH Richtli- 
nie) 

           a)   Großes Mausohr (Myotis myotis) 
als dauerhaft stabile Population, die das Schutzge-
biet als wichtigen Teillebensraum mit Lebensraum-
funktionen insbesondere für die Weibchen der Wo-
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chenstube in der evangelischen St. Johannis-Kir-
che in Engter und die dazugehörigen, vorwiegend 
im Wald lebenden Männchen nutzt. Der jetzige Flä-
chenanteil von ca. 20 % der für die typische Boden-
jagd der Art geeigneten Jagdgebiete in unter-
wuchsfreien bis -armen Laub-, Laubmisch- und 
Kiefernwäldern durch ein langfristig gesichertes Al-
tersklassenmosaik bleibt konstant erhalten. Auf der 
Gesamtfläche des Laubwaldes ist ein hoher Anteil 
von Alt+ - und Totholz+ , Höhlenbäumen und sonsti-
gen lebenden Habitatbäumen mit für die Art geeig-
neten Fortpflanzungs- und Ruhestätten (Einzel-
quartiere von Männchen und Weibchen, Paarungs-
quartiere) vorhanden und wird weiterentwickelt. 
Die zurzeit potentiell geringe Mortalität durch Stra-
ßenverkehr im Bereich gequerter Flugstraßen und 
Jagdgebiete sowie regelmäßig genutzter Korridore 
für Transferflüge wird nicht erhöht. 
 

           b)  Bechsteinfledermaus (Myotis bechsteinii) 
als dauerhaft stabile Population, die das Schutzge-
biet in allen wesentlichen Lebensraumfunktionen 
für die Weibchen der vorhandenen Wochenstuben-
kolonien und die dazugehörigen, ebenfalls im Wald 
lebenden Männchen nutzt. Geeignete Habitate, 
wie z. B. struktur-, alt- und totholzreiche, insbeson-
dere auch feuchte Misch- und Laubwälder sowie 
Kiefern- und Kiefernmischwälder mit einer hohen 
Anzahl von Höhlenbäumen sowie naturnahe Wald-
bäche sind vorhanden und werden weiter entwi-
ckelt. Die zurzeit potentiell geringe Mortalität durch 
Straßenverkehr im Bereich gequerter Flugstraßen 
und Jagdgebiete sowie regelmäßig genutzter Kor-
ridore für Transferflüge wird nicht erhöht. 
 

           c)   Kammmolch (Triturus cristatus) 
als dauerhaft stabile Population, die das Schutzge-
biet in miteinander vernetzten kleineren bis mittel-
großen Stillgewässern im Verbund zu weiteren Vor-
kommen nutzt; die Gewässer führen dauerhaft 
Wasser, weisen ausgedehnte Flachwasserzonen 
sowie submerse und emerse Vegetation auf, sind 
mäßig verkrautet, möglichst fischfrei, unbeschattet 
und von geeigneten Landhabitaten (Brachland, ex-
tensives Grünland, totholzreiche Wälder, Hecken 
und Feldgehölze mit oberflächennahen Bodenver-
stecken) umgeben. 

 
(4) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele insbe- 

sondere auf land- und forstwirtschaftlichen Flächen sowie 
von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen kann aufbau-
end auf die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch 
durch Angebote des Vertragsnaturschutzes unterstützt 
werden. 
 

§ 4 
Verbote 

 
Gemäß § 26 Abs. 2 BNatSchG sind im LSG alle Handlungen 
verboten, die den Gebietscharakter des LSG gemäß § 2 die-
ser Verordnung verändern oder dem allgemeinen und beson-
deren Schutzzweck gemäß § 3 dieser Verordnung zuwider-
laufen. Gemäß § 33 Absatz 1 BNatSchG sind alle Handlungen 
unzulässig, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Na-
tura 2000-Gebietes in seinen für die Erhaltungsziele und den 
Schutzzweck dieser Verordnung maßgeblichen Bestandteile 
führen können.  
 
Im LSG sind daher folgende Handlungen untersagt: 

1.   das LSG außerhalb der Wege zwischen dem 1. März und  
dem 31. August zu betreten oder auf sonstige Weise auf-
zusuchen, wobei Rückegassen+  und Trampelpfade+ , so-
fern sie keine Teile offiziell ausgewiesener Wander- oder 
Lehrpfade sind, nicht als Wege gelten,  
 

2.   das LSG außerhalb der Wege und offiziell ausgewiesenen  
Radwege ganzjährig mit Fahrrädern zu befahren,  
 

3.   die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Wege und  
Flächen mit Kraftfahrzeugen zu befahren oder diese dort 
abzustellen, wobei bei Wegen motorisierte Krankenfahr-
stühle und E-Bikes ausgenommen sind, 
 

4.   Wohnwagen oder andere für die Unterkunft geeignete  
Fahrzeuge aufzustellen, zu zelten, zu lagern, zu grillen 
und offenes Feuer zu entzünden, 

 
5.   Hunde unangeleint oder mit einer Leinenlänge von mehr  

als drei Metern laufen zu lassen, sofern dies nicht zur ord-
nungsgemäßen Jagdausübung geschieht, dem Her-den-
schutz dient oder der Hund als Rettungshund eingesetzt 
wird, 
 

6.   wildlebenden Tieren und deren Entwicklungsstadien nach 
zustellen, sie zu stören, zu beunruhigen, zu fangen oder 
zu töten sowie ihre Brut- und Wohnstätten zu entneh-men 
oder zu beschädigen,  

 
7.   Pflanzen zu ernten, zu beschädigen, auszureißen, auszu- 

graben oder Teile davon ab-zupflücken, abzuschneiden 
oder abzureißen, 

 
8.   Tiere und Pflanzen, insbesondere gebietsfremde und in- 

vasive Arten, auszusetzen, anzusiedeln oder auszubrin-
gen,  

 
9.   Waldrandgebüsche+  einschließlich ihrer Säume sowie  

sonstige gebietsheimische+ , standortgerechte+  Gehölzbe-
stände außerhalb des Waldes, wie z. B. an Straßen und 
Wegen, oder Ufergehölze zu beseitigen, zu beschädigen 
oder nachteilig zu verändern, 

 
10. Hausgärten über die bestehenden rechtmäßigen Grenzen  

hinaus zu erweitern, 
 
11. Erstaufforstungen anzulegen, 
 
12. Wald in eine andere Nutzungsart umzuwandeln, 
 
13. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen+  oder  

andere Sonderkulturen+ neu anzulegen, 
 
14. Laubwald in Nadelwald umzuwandeln, 
 
15. Dauergrünland+  in Acker umzuwandeln sowie jede Art der  

wendenden oder die Grasnarbe anderweitig zerstörenden 
Bodenbearbeitung auf Dauergrünland, 

 
16. Flächen zu düngen, zu kalken oder Pflanzenschutzmittel  

auszubringen, 
 
17. das LSG oder Teile davon zusätzlich zu entwässern, den  

Grundwasserstand über das bisherige Maß hinaus abzu-
senken oder Wasser aus den Still- und Fließgewässern zu 
entnehmen, 

 
18. Quellbereiche zu fassen, 
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19. Fließ- oder Stillgewässer anzulegen, zu verändern oder zu  
beseitigen sowie in ihrer Eignung als Fortpflanzungsge-
wässer für den Kammmolch und allen weiteren vorkom-
menden Amphibienarten zu verschlechtern, 

 
20. Fischerei im Haupt- oder Nebenerwerb zu betreiben, 
 
21. Stoffe aller Art, wie z. B. Müll, Schutt, Gartenabfälle und  

Bodenmaterial+  zu lagern, zu verbrennen, aufzuschütten 
oder einzubringen, 

 
22. Bodenbestandteile+  abzubauen, Aufschüttungen, Auf- und  

Abspülungen oder Abgrabungen vorzunehmen sowie das 
Bodengefüge und das Relief auf sonstige Weise zu verän-
dern, 
 

23. bauliche Anlagen+  und Einfriedungen aller Art zu errichten  
oder wesentlich äußerlich zu verändern, auch wenn die 
Maßnahmen keiner baurechtlichen Genehmigung bedür-
fen oder nur vorübergehender Art sind, 

 
24. der Neu- und Ausbau von Straßen+  und Wegen, 
 
25. jegliche Leitungen, wie z. B. Freileitungen, Rohrleitungen  

oder Erdkabel neu zu verlegen, 
 
26. unbemannte Luftfahrzeuge aller Art (z. B. Flugmodelle, un- 

bemannte Luftfahrtsysteme) zu betreiben; ausgenommen 
ist der Einsatz von Drohnen zu wissenschaftlichen, zu 
land- und forstwirtschaftlichen Zwecken, zur Wildortung 
sowie zum Rettungseinsatz, 

 
27. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder anzu- 

bringen, 
 
28. organisierte Veranstaltungen durchzuführen, 
 
29. archäologische Stätten+ zu zerstören, in ihrem Bestand zu  

beeinträchtigen oder zu gefährden und 
 
30. die Ruhe der Natur durch Lärm oder auf andere Weise zu  

stören. 
 

§ 5 
Freistellungen 

 
(1) Die in den Absätzen 2 bis 6 aufgeführten Handlungen oder  

Nutzungen sind von den Verboten des § 4 dieser Verord-
nung freigestellt. 
 

(2) Allgemein gilt: 
     1.   Das Betreten und Befahren des Gebietes ist zulässig 
           a)   durch die Eigentümer und Nutzungsberechtigten  

sowie deren Beauftragte zur rechtmäßigen Nut-
zung oder Bewirtschaftung der Grundstücke,  

           b)   durch Bedienstete der Naturschutzbehörden sowie  
deren Beauftragte zur Erfüllung ihrer dienstlichen 
Aufgaben, 

           c)   durch Bedienstete anderer Behörden und öffentli- 
cher Stellen sowie deren Beauftragte zur Erfüllung 
ihrer dienstlichen Aufgaben, einschließlich des Ein-
satzes von Diensthunden; die Durchführung von 
Maßnahmen bedarf der schriftlichen Anzeige bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens 
einen Monat vor Beginn, 

           d)   auf ausgewiesenen Lehrpfaden, Wander- und Rad- 
routen, 

           e)   im Rahmen der Handlungen nach den folgenden  
Nrn. 2 bis 16. 

     2.   Maßnahmen zur Gefahrenabwehr sind zulässig. 
 
     3.   Wissenschaftliche Forschung und Lehre sowie Infor- 

mation und Bildung sind mit vorheriger Zustimmung 
der zuständigen Naturschutzbehörde zulässig. 

 
     4.   Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung  

sowie Untersuchung und Kontrolle des Gebietes sind 
im Auftrag oder auf Anordnung der zuständigen Natur-
schutzbehörde oder mit deren vorheriger Zustimmung 
zulässig. 

     5.   Die Durchführung organisierter Veranstaltungen ist nur  
mit vorheriger Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde zulässig; keiner Zustimmung bedürfen 
organisierte Veranstaltungen auf Straßen und Wegen, 
wobei Rückegassen+  und Trampelpfade+  nicht als 
Wege gelten. 
 

     6.   Das Aufstellen und Anbringen von Tafeln zur gebiets- 
bezogenen naturschutzfachlichen Information und zu 
spezifischen Regelungen der Freizeit- und Erholungs-
nutzung sind mit vorheriger Zustimmung der zuständi-
gen Naturschutzbehörde zulässig.  
 

     7.   Das Aufstellen oder Anbringen von Hinweis- und Warn- 
tafeln aufgrund anderer Rechtsvorschriften ist zuläs-
sig. 
 

     8.   Die fachgerecht durchgeführte Pflege der Gehölze au- 
ßerhalb des Waldes zum Zweck der Gehölzverjün-
gung, der Erhaltung des Lichtraumprofils an Straßen 
und Wegen oder der Behebung unzumutbarer Beein-
trächtigungen bei der Nutzung angrenzender landwirt-
schaftlich genutzter Grundstücke ist zulässig, wobei 
Schlegelmäher+  nicht verwendet werden dürfen; das 
Fällen, Roden oder eine sonstige Beseitigung von Ge-
hölzen bedürfen der vorherigen Zustimmung der zu-
ständigen Naturschutzbehörde. 
 

     9.   Die fachgerecht durchgeführten Maßnahmen an Ge- 
hölzen zur Herbeiführung und Erhaltung der Verkehrs-
sicherheit an Straßen, Wegen und Plätzen sind im not-
wendigen Umfang zulässig. 
 

     10. Die ordnungsgemäße Unterhaltung der Wege außer- 
halb von Wäldern ohne Einbau von zusätzlich neuem 
Wegebaumaterial und ohne Erweiterung der bereits 
überbauten Wegefläche ist zulässig. 
 

     11. Die ordnungsgemäße Instandsetzung bautechnisch  
befestigter Wege außerhalb von Wäldern mit Einarbei-
tung von fehlendem Wegebaumaterial ist zulässig, so-
fern die bereits überbaute Wegefläche einschließlich 
ihrer wegebegleitenden Einrichtungen nicht erweitert 
und ausschließlich milieuangepasstes Material+  ver-
wendet wird. 
 

     12. Die ordnungsgemäße Unterhaltung und Instandset- 
zung der Straßen ohne Erweiterung der bereits über-
bauten Fläche sind zulässig. 
 

     13. Die ordnungsgemäße Nutzung und Unterhaltung der  
sonstigen, rechtmäßig bestehenden baulichen Anla-
gen und Einrichtungen in der bisherigen Art und im bis-
herigen Umfang sind zulässig; die Instandsetzung 
bzw. deren Ersatz erfolgen nur nach schriftlicher An-
zeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde min-
destens einen Monat vor Maßnahmenbeginn. 
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     14. Die Neuanlage von Einrichtungen der Freizeitinfra- 
struktur, wie z. B. Schutzhütten oder Wanderparkplät-
ze, ist nur mit vorheriger Zustimmung der Naturschutz-
behörde zulässig. 
 

     15. Die Nutzung und Unterhaltung der an das öffentliche  
Netz angeschlossenen Ver- und Entsorgungsleitungen 
in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang sind 
zulässig; die Instandsetzung bzw. deren Ersatz erfol-
gen nur nach schriftlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde mindestens einen Monat vor Be-
ginn der Maßnahme, wobei im Einzelfall nicht auf-
schiebbare Maßnahmen zur Behebung von Störungen 
des Betriebes auch erst unmittelbar vor Maßnahmen-
beginn oder unverzüglich bei oder nach Beginn der 
Durchführung der Maßnahmen angezeigt werden dür-
fen. 
 

     16. Die fachgerechte Elektrobefischung und die art- und  
individuenschonende Reusenfischerei zur Erfassung 
des Fischbestandes sind zulässig. 
 
 

(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße landwirtschaftliche  
Bodennutzung der in den maßgeblichen Verordnungskar-
ten gekennzeichneten Acker- und Dauergrünlandflächen 
nach guter fachlicher Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG 
und nach folgenden, aus dem Schutzzweck hergeleiteten 
Vorgaben: 
 

     1.   Die Veränderung des Bodenreliefs insbesondere durch  
Verfüllen von Bodensenken, -mulden oder -rinnen und 
durch Einebnung und Planierung unterbleibt. 
 

     2.   Die Anlage von Erdsilos, Feldmieten oder Ähnlichem  
sowie die Ablagerung landwirtschaftlicher Abfälle un-
terbleiben; zulässig ist die maximal einwöchige Lage-
rung von Heu- und Silagewickelballen auf Grünland, 
wenn sie zuvor auf der Fläche produziert wurden. 
 

     3.   Zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen, wie z. B. die  
Neuanlage von Grüppen oder Gräben, unterbleiben. 
 

     4.   Die ordnungsgemäße Nutzung, Unterhaltung und In- 
standsetzung von bestehenden Drainagen ist zulässig; 
ihr Ersatz ist zulässig, wenn sich die Leistungsfähigkeit 
nicht erhöht. 

 
     5.   Die rechtmäßige Entnahme von Grundwasser oder  

Wasser aus oberirdischen Gewässern mit Weidepum-
pen für das Tränken von Weidevieh ist zulässig; aus-
genommen ist die Wasserentnahme aus Quellen.  

 
     6.   Die Neuanlage von Weihnachtsbaumkulturen, Kurz- 

umtriebsplantagen oder anderen Sonderkulturen ist 
nicht zulässig. 

      
     7.   Eine Erstaufforstung ist ausschließlich auf den in den  

maßgeblichen Karten gekennzeichneten Ackerflächen 
und nur mit gebietsheimischen+  und standortgerech-
ten+  Arten zulässig. 

 
     8.   Die Umwandlung von in den maßgeblichen Karten ge- 

kennzeichneten Ackerflächen in Dauergrünland ist zu-
lässig. 

 
     9.   Die Unterhaltung und Instandsetzung rechtmäßig be- 

stehender Weidezäune und Viehtränken sowie die 
Neuerrichtung in ortsüblicher Weise sind zulässig. 

     10. Die Unterhaltung und Instandsetzung rechtmäßig be- 
stehender Viehunterstände sowie die Neuerrichtung in 
ortsüblicher Weise sind zulässig. 

 
     11. Auf den in den maßgeblichen Karten als Extensivgrün- 

land gekennzeichneten Flächen gilt über die Regelun-
gen gemäß 1 bis 7 sowie 9 und 10 hinaus: 

           a)   Die Umwandlung in Acker und eine Ackerzwi- 
schennutzung unterbleiben. 

           b)   Jede Art der wendenden oder die Grasnarbe an- 
derweitig zerstörenden Bodenbearbeitung (z. B. 
Pflug oder Fräse) unterbleibt; zulässig sind aus-
schließlich Nachsaaten mit für den Biotoptyp cha-
rakteristischen Gräsern und Kräutern nach vorheri-
ger Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde. 

           c)   Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln sowie  
die Düngung und Kalkung erfolgen nur nach vorhe-
riger schriftlicher Anzeige bei der zuständigen Na-
turschutzbehörde mindestens einen Monat vor 
Maßnahmenbeginn.  

 
(4) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Forstwirtschaft ge- 

mäß § 11 des Niedersächsischen Gesetzes über den 
Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) sowie § 5 
Abs. 3 BNatSchG und nach folgenden, aus dem Schutz-
zweck hergeleiteten Vorgaben: 
 

     1.   Auf allen in den maßgeblichen Karten gekennzeichne- 
ten Waldflächen mit Wald-Lebensraumtypen, die nach 
dem Ergebnis der Basiserfassung jeweils den Ge-
samterhaltungszustand „B“ oder „C“ aufweisen und 
als Jagdgebiet sowie als Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten der unter § 3 Abs. 3 Nr. 3a und b genannten 
Fledermausarten dienen, sowie auf Laub-, Kiefern- 
und Kiefernmischwaldflächen, die kein LRT sind, aber 
ebenfalls als Jagdgebiet sowie als Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten der unter § 3 Abs. 3 Nr. 3a und b genann-
ten Fledermausarten dienen, gilt: 

           a)   der Holzeinschlag+  in Altholzbeständen+  ist in der  
Zeit vom 01.03. bis 31.08. eines jeden Jahres nur 
mit vorheriger Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde zulässig; das Rücken+  in Altholzbe-
ständen+  ist in der Zeit vom 01.03. bis 31.08. eines 
jeden Jahres nur nach Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde zulässig, wobei diese mindes-
tens 10 Tage vor Maßnahmenbeginn erfolgen soll, 

           b)   ein Kahlschlag+  unterbleibt und der Holzeinschlag+   
erfolgt einzelstammweise oder wird durch Femel+ - 
oder Lochhieb+  vollzogen,  

           c)   die Neuanlage von Feinerschließungslinien+  auf  
befahrungsempfindlichen Standorten+  und/oder in 
Altholzbeständen+  unterbleibt, wenn diese nicht ei-
nen Abstand der Gassenmitten von mindestens 40 
Metern zueinander haben; die Weiternutzung der 
bestehenden Feinerschließungslinien bleibt unbe-
rührt, sofern der Abstand der Gassenmitten von 20 
m zueinander nicht unterschritten wird, 

           d)   eine Befahrung unterbleibt außerhalb von Wegen  
und Feinerschließungslinien; ausgenommen ist 
das Befahren 

                 da) für Maßnahmen zur Vorbereitung der Verjün- 
gung+ , 

                 db) für die einzelstammweise Holzentnahme+  zur  
Deckung des Eigenbedarfs in boden- und vege-
tationsschonender Weise bei zum schadlosen 
Befahren geeigneter Witterung ohne den Ein-
satz von Forstfahrzeugen wie z. B. Harvester 
oder Forwarder sowie 
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                 dc) in sonstigen Fällen mit vorheriger Zustimmung  
der zuständigen Naturschutzbehörde, 

           e)   eine Düngung unterbleibt, 
           f)    Bodenbearbeitungsmaßnahmen unterbleiben,  

wenn diese nicht mindestens einen Monat vor 
Maßnahmenbeginn bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde angezeigt worden sind; ausgenom-
men davon ist die plätzeweise Bodenverwundung 
zur Einleitung der natürlichen Verjüngung, 

           g)   Bodenschutzkalkungen unterbleiben, wenn diese  
nicht mindestens einen Monat vor Maßnahmenbe-
ginn bei der zuständigen Naturschutzbehörde an-
gezeigt worden sind, 

           h)   der flächige Einsatz von Pflanzenschutzmitteln un- 
terbleibt vollständig; zulässig ist deren flächige An-
wendung nur in begründeten Ausnahmefällen (z. B. 
im Kalamitätenbefall) und nach Anzeige mindes-
tens zehn Tage vor Maßnahmenbeginn bei der zu-
ständigen Naturschutzbehörde und wenn eine er-
hebliche Beeinträchtigung i. S. d. § 33 Abs. 1 Satz 
1 und des § 34 Abs. 1 BNatSchG nachvollziehbar 
belegt, ausgeschlossen ist, 

           i)    bei Holzeinschlag+  ist ein vorhandener Altholzan- 
teil+  auf mindestens 20 % der Lebensraumtyp- so-
wie Kiefern- und Kiefernmischwaldfläche der jewei-
ligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentü-
mers zu belassen oder zu entwickeln, 

           j)    je vollem Hektar Lebensraumtyp- sowie Kiefern-  
und Kiefernmischwaldfläche im Eigentum oder Be-
sitz der öffentlichen Hand sind mindestens elf le-
bende Altholzbäume dauerhaft als Habitatbäume+  
zu markieren, bis zu ihrem natürlichen Zerfall im 
Bestand zu belassen und nach ihrem Absterben 
neu auszuwählen. Sofern verkehrssicherungsbe-
dingt eine vorzeitige Fällung oder eine Einkürzung 
eines Habitatbaumes erforderlich ist, verbleibt der 
Baum als Totholz+  zusätzlich zu dem verpflichten-
den Anteil zum Belassen von Totholz im Bestand. 
Die Fällung eines Habitatbaumes ist ebenso wie 
die anschließende Auswahl eines neuen Habitat-
baumes der zuständigen Naturschutzbehörde min-
destens 14 Tage vor der Maßnahme anzuzeigen, 

           k)   je vollem Hektar Lebensraumtyp- sowie Kiefern-  
und Kiefernmischwaldfläche im Eigentum oder Be-
sitz aller weiteren Eigentümerinnen und Eigentü-
mer sind mindestens vier lebende Altholzbäume 
dauerhaft als Habitatbäume+  zu markieren, bis zu 
ihrem natürlichen Zerfall im Bestand zu belassen 
und nach ihrem Absterben neu auszuwählen. So-
fern verkehrssicherungsbedingt eine vorzeitige Fäl-
lung oder eine Einkürzung eines Habitatbaumes 
erforderlich ist, verbleibt der Baum als Totholz+  zu-
sätzlich zu dem verpflichtenden Anteil zum Belas-
sen von Totholz im Bestand. Die Fällung eines Ha-
bitatbaumes ist ebenso wie die anschließende Aus-
wahl eines neuen Habitatbaumes der zuständigen 
Naturschutzbehörde mindestens 14 Tage vor der 
Maßnahme anzuzeigen,  

           l)    bei Fehlen von Altholzbäumen müssen mindestens  
5 % der Lebensraumtypfläche sowie der Kiefern- 
und Kiefernmischwaldfläche der jeweiligen Eigen-
tümerin oder des jeweiligen Eigentümers gezielt 
zur Entwicklung von Habitatbäumen+  (Habitat-
baumanwärter+ ) ausgewählt und dauerhaft mar-
kiert werden; die Auswahl der Habitatbaumanwär-
ter erfolgt entweder ab der dritten Durchforstung 
oder wenn 20 % des Bestandes einen Brusthöhen-
durchmesser von 30 cm (Buche, Eiche, Kiefer) 
oder 20 cm (Erle) erreicht haben,  

           m)  je vollem Hektar Lebensraumtyp- sowie Kiefern-  
und Kiefernmischwaldfläche der jeweiligen Eigen-
tümerin oder des jeweiligen Eigentümers sind bei 
Holzeinschlag+  und Rücken+  mindestens zwei 
Stück stehendes oder liegendes starkes Totholz+  
bis zum natürlichen Zerfall+  zu belassen, 

           n)   bei Holzeinschlag+  bleiben auf mindestens 80 %  
der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentü-
merin oder des jeweiligen Eigentümers lebens-
raumtypische Baumarten erhalten oder werden 
entwickelt, 

           o)   bei künstlicher Verjüngung+  in Beständen des Le- 
bensraumtyps 9110 „Hainsimsen-Buchenwald“, 
9120 „Atlantischer, saurer Buchenwald mit Unter-
holz aus Stechpalme und gelegentlich Eibe“ oder 
9130 „Waldmeister-Buchenwald“ werden auf min-
destens 90 % der Verjüngungsfläche lebensraum-
typische+  Baumarten mit mindestens 50 % Bu-
chenanteil angepflanzt oder gesät, 

           p)   bei künstlicher Verjüngung+  in Beständen des Le 
bensraumtyps 91E0* „Auenwälder mit Alnus gluti-
nosa (Schwarzerle) und Fraxinus excelsior (Ge-
meine Esche)“ und 9160 „Subatlantischer oder mit-
teleuropäischer Stieleichenwald oder Eichen-Hain-
buchenwald“ werden ausschließlich lebensraumty-
pische Baumarten angepflanzt oder gesät; auf min-
destens 80 % der Verjüngungsfläche sind dabei le-
bensraumtypische+  Hauptbaumarten zu verwen-
den, dies sind im LRT 9160 mindestens 75 % Stiel-
Eichen-/Hainbuchen-, im LRT 91E0* mindestens 
50 % Schwarzerlenanteil, 

           q)   eine Entwässerungsmaßnahme in Beständen des  
Lebensraumtyps 91E0* „Auenwälder mit Alnus glu-
tinosa (Schwarzerle) und Fraxinus excelsior (Ge-
meine Esche)“ und 9160 „Subatlantischer oder mit-
teleuropäischer Stieleichenwald oder Eichen-Hain-
buchenwald“ ist nur mit Zustimmung der zuständi-
gen Naturschutzbehörde zulässig, 

           r)   Laubwälder, die kein Lebensraumtyp sind, werden  
nicht durch gezielte forstliche Maßnahmen in Na-
delwald umgewandelt, 

           s)   auf Laubwaldflächen, die kein Lebensraumtyp  
sind, werden bei künstlicher Verjüngung+  90 % 
Laubbaumarten eingebracht, 

           t)    Kiefernwälder und Kiefernmischwälder werden bei  
künstlicher Verjüngung+  mit Kiefern oder gebiets-
heimischen+  Laubbäumen aufgeforstet. 

 
     2.   Auf allen in den maßgeblichen Karten gekennzeichne 

ten Waldflächen einschließlich der Waldflächen nach 
Nr. 1 gilt: 

           a)   die Unterhaltung, Instandsetzung und Neuerrich- 
tung von Zäunen und Gattern zur Neu-, Wiederbe-
gründung und zur Naturverjüngung von Waldflä-
chen sind zulässig, 

           b)   der Abtransport+  des zwischengelagerten Holzes  
ist ganzjährig zulässig, 

           c)   die Unterhaltung der Waldwege+  einschließlich des  
Einbaus von nicht mehr als 100 kg milieuange-
passtem Material+  pro Quadratmeter und ohne Ab-
lagerung überschüssigen Materials im Wegesei-
tenraum und auf angrenzenden Waldflächen ist zu-
lässig, 

           d)   die Instandsetzung von Waldwegen+  bedarf der  
schriftlichen Anzeige bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde mindestens einen Monat vor Maß-
nahmenbeginn, 

           e)   der Neu- oder Ausbau von Waldwegen+  ist nur  
nach Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
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hörde zulässig, 
           f)    das Aufstellen und die Nutzung von Waldarbeiter- 

schutzwagen sind zulässig, 
           g)   artenschutzrechtliche Regelungen zum Schutz von  

Horst- und Höhlenbäumen und sonstigen Fort-
pflanzungs-, Aufzucht- und Ruhestätten bleiben 
von dieser Verordnung unberührt. 
 

     3.   Maßnahmen nach § 5 Abs. 4 Nr. 1 f bis h sowie Nr. 2  
d und e sind von der Anzeigepflicht und dem Zustim-
mungsvorbehalt freigestellt, wenn und solange der 
Zeitpunkt und die Dauer der Maßnahme sowie die Art 
ihrer Durchführung durch einen von der zuständigen 
Naturschutzbehörde oder mit deren Zustimmung er-
stellten Bewirtschaftungsplan i. S. des § 32 Abs. 5 
BNatSchG festgelegt sind.   
 

     4.   Von der grundsätzlichen Eigentümerbindung der Nr. 1  
i bis l dieses Absatzes kann mit vorheriger Zustimmung 
der zuständigen Naturschutzbehörde abgewichen wer-
den, sofern eine rechtlich bindende Vereinbarung zwi-
schen dem Eigentümer und einem Drit-ten besteht, die 
die qualitative und quantitative Einhaltung der Aufla-
gen mit allen Konsequenzen auf den Dritten überträgt 
und keine Beeinträchtigungen des LSG oder seiner für 
die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck dieser Ver-
ordnung maßgeblichen Bestandteile zu erwarten sind. 
 

     5.   Eine Neubegründung von Waldflächen durch Auffors- 
tung ist nur mit Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde zulässig. 
 

(5) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Gewässerunterhal- 
tung nach den Grundsätzen des Wasserhaushaltsgeset-
zes (WHG), des Niedersächsischen Wassergesetzes 
(NWG),  des BNatSchG sowie nach dem Leitfaden Arten-
schutz - Gewässerunterhaltung1. 
 

(6) Freigestellt sind die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd  
sowie Maßnahmen des Jagdschutzes im Sinne des 
Schutzzwecks gemäß § 2 und gemäß § 3 dieser Verord-
nung und nach folgenden, aus dem Schutzzweck abgelei-
teten Vorgaben: 

     1.   Die Neuanlage von Wildäsungsflächen+  in den unter §  
3 Absatz 3 genannten Lebensraumtypen (Anhang I 
FFH-Richtlinie) bedarf der Zustimmung der zuständi-
gen Naturschutzbehörde; sie unterbleibt in gesetzlich 
geschützten Biotopen+  gemäß § 30 BNatSchG. 

     2.   Die Neuanlage von mit dem Boden fest verbundenen  
Hochsitzen erfolgt nur nach schriftlicher Anzeige bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens ei-
nen Monat vor Beginn der Maßnahme.  

     3.   Das Aufstellen von nicht mit dem Boden fest verbund- 
enen Ansitzeinrichtungen außerhalb von gemäß § 30 
BNatSchG gesetzlich geschützten Biotopen+  und den 
unter § 3 Absatz 3 dieser Verordnung genannten Le-
bensraumtypen ist zulässig. 

     4.   Das Aufstellen von nicht mit dem Boden fest verbunde 
nen Ansitzeinrichtungen in gemäß § 30 BNatSchG ge-
setzlich geschützten Biotopen+  und den unter § 3 Ab-
satz 3 dieser Verordnung genannten Lebensraumty-
pen ist auf boden- und vegetationsschonende Weise 
sowie nach schriftlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde mindestens einen Monat vor Be-
ginn der Maßnahme zulässig; in der Zeit vom 15.07. 
bis 28./29.02. des Folgejahres besteht keine Anzeige-
pflicht. 

     5.   Die Neuanlage von Jagdhütten erfolgt nur nach Zu- 
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. 

     6.   Bei der Fallenjagd sind nur Lebendfallen (z. B. Beton- 
rohr-, Kunststoffrohr- oder Kastenfallen) erlaubt, in de-
nen sichergestellt ist, dass im Inneren der Falle keine 
Verletzungsgefahr für gefangenes Wild besteht und 
die Fallen täglich bzw. bei elektronischem Signal un-
verzüglich geleert werden. 

     7.   Der Einsatz von schweren Lebendfallen (z. B. Beton- 
rohrfallen) in unter § 3 Absatz 3 dieser Verordnung ge-
nannten Lebensraumtypen und in gesetzlich geschütz-
ten Biotopen gemäß § 30 BNatSchG erfolgt nach 
schriftlicher Anzeige bei der zuständigen Naturschutz-
behörde mindestens einen Monat vor Beginn der Maß-
nahme, sofern kein einvernehmlich abgestimmtes Fal-
lenmanagement zwischen den Jagdausübungsbe-
rechtigten und dem Landkreis Osnabrück vorliegt. 

     8.   Die zuständige Naturschutzbehörde stimmt im Einver- 
nehmen mit der unteren Jagdbehörde Ausnahmen von 
diesen Regelungen zu, sofern dies nicht dem Schutz-
zweck dieser Verordnung zuwiderläuft. 

 
1 Arbeitshilfe zur Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange bei Maß-
nahmen der Gewässerunterhaltung in Niedersachsen 
 
(7) Die zuständige Naturschutzbehörde erteilt bei den in den  

Absätzen 2 bis 6 genannten Fällen die erforderliche Zu-
stimmung bzw. das erforderliche Einvernehmen, wenn 
und soweit keine Beeinträchtigungen oder nachhaltige 
Störungen des LSG oder seiner für die Erhaltungsziele 
oder den Schutzzweck dieser Verordnung maßgeblichen 
Bestandteile zu erwarten sind. Die Zustimmung kann mit 
Nebenbestimmungen hinsichtlich Zeitpunkt, Ort und Aus-
führungsweise versehen werden. 

 
(8) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in den  

Absätzen 2 bis 6 genannten Fällen der Anzeigepflicht die 
erforderlichen Anordnungen treffen, um die Einhaltung des 
Schutzzweckes dieser Verordnung sicher zu stellen. Sie 
kann insbesondere Regelungen hinsichtlich Zeitpunkt, Ort 
und Ausführungsweise treffen. Im Einzelfall kann die zu-
ständige Naturschutzbehörde die Durchführung der ange-
zeigten Handlungen bzw. Maßnahmen untersagen, wenn 
der Schutzzweck dieser Verordnung beeinträchtigt wird. 
 

(9) Weitergehende Vorschriften zum Schutz geschützter  
Landschaftsbestandteile gemäß § 29 BNatSchG i. V. m. § 
22 Absatz 4 NAGBNatSchG (sonstige naturnahe Flä-
chen), ge-setzlich geschützter Biotope+ gemäß § 30 
BNatSchG i. V. m § 24 NAGBNatSchG, des allgemeinen 
Artenschutzes gemäß § 39 BNatschG und des besonde-
ren Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG sowie der Ver-
ordnung zum Schutz von Baumreihen, Hecken und Flur-
gehölzen im Landkreis Osnabrück vom 26.08.1996 blei-
ben von dieser Verordnung unberührt. 

(10) Rechtmäßig bestehende behördliche Genehmigungen,  
Erlaubnisse oder sonstige Verwaltungsakte bleiben unbe-
rührt. 
 
 

§ 6 
Befreiungen 

 
(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die zuständige  

Naturschutzbehörde nach Maßgabe des § 67 BNatSchG i. 
V. m. § 41 NAGBNatSchG Befreiung gewähren. 
 

(2) Eine Befreiung zur Realisierung von Plänen oder Projek- 
ten kann gewährt werden, wenn sie sich im Rahmen der 
Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 26 NAGB-
NatSchG als mit dem Schutzzweck dieser Verordnung 
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vereinbar erweisen oder die Voraussetzungen des § 34 
Abs. 3 bis 6 BNatSchG erfüllt sind. 
 
 

§ 7 
Anordnungsbefugnisse 

 
Gemäß § 3 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. § 2 Abs. 2 
NAGBNatSchG kann die zuständige Naturschutzbehörde die 
Wiederherstellung des bisherigen Zustands anordnen, wenn 
gegen die Verbote des § 4 oder die Zustimmungs- bzw. Anzei-
gepflichten des § 5 dieser Verordnung verstoßen wurde und 
Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder 
verändert worden sind. 
 

 
§ 8 

Pflege-, Entwicklungs-, Erhaltungs- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen 

 
(1) Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte haben  

die Durchführung von folgenden durch die zuständige Na-
turschutzbehörde angeordneten oder angekündigten 
Maßnahmen zu dulden, soweit hierdurch die Nutzung des 
Grundstücks nicht unzumutbar beeinträchtigt wird: 

     1.   Untersuchungen zur Pflege, Entwicklung, Erhaltung  
und Wiederherstellung des LSG oder einzelner seiner 
Bestandteile, 

     2.   Maßnahmen zur Pflege, Entwicklung, Erhaltung und  
Wiederherstellung des LSG oder einzelner seiner Be-
standteile,   

     3.   Maßnahmen zur Erreichung der Schutz- und Erhal- 
tungsziele gemäß § 3 dieser Verordnung, die – soweit 
erforderlich – in einem unter Beteiligung des Grundei-
gentümers oder Nutzungsberechtigten erarbeiteten 
Fachplanes dargestellt sind, 

     4.   das Markieren von Habitatbäumen+  und von Teilberei 
chen zur Entwicklung von Habitatbäumen+ , 

     5.   das Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des  
LSG und seiner Wege sowie zur weiteren Information 
über das LSG. 
 

(2) Die §§ 15 und 39 NAGBNatSchG sowie § 65 BNatSchG  
bleiben von dieser Verordnung unberührt. 
 
 

§ 9 
Umsetzung von Erhaltungs- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen 

 
(1) Die in den §§ 4 und 5 dieser Verordnung enthaltenen Re- 

gelungen entsprechen in der Regel Maßnahmen zur Er-
haltung eines günstigen Erhaltungszustandes der im LSG 
vor-kommenden Lebensraumtypen gemäß Anhang I und 
Tierarten gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie. 
 

(2) Die in § 8 Abs. 1 dieser Verordnung beschriebenen Maß- 
nahmen dienen darüber hinaus der Erhaltung oder Wie-
derherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der 
im LSG vorkommenden Lebensraumtypen gemäß Anhang 
I und Tierarten gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie. 

 
(3) Als Instrumente zur Umsetzung der in § 8 dieser Verord- 

nung vorgesehenen Maßnahmen dienen insbesondere 
     1.   Pflege-, Entwicklungs- oder Wiederherstellungsmaß- 

nahmen der zuständigen Naturschutzbehörde, 
     2.   freiwillige Vereinbarungen, insbesondere im Rahmen  

des Vertragsnaturschutzes, 
     3.   Einzelfallanordnungen nach § 15 NAGBNatSchG. 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt gemäß § 69 Abs. 8 BNatSchG in  

Verbindung mit § 43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 NAGBNatSchG, 
wer, ohne dass eine Freistellung gemäß § 5 vorliegt oder 
eine Befreiung gemäß § 6 erteilt wurde, vorsätzlich oder 
fahrlässig den Verboten des § 4 dieser Verordnung zuwi-
derhandelt. 
 

(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach Abs. 1 kann gemäß § 43  
Abs. 3 NAGBNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 25.000 € 
geahndet werden. 
 

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 43 Abs. 2 NAGBNat  
SchG begangen worden, so können gemäß § 72 
BNatSchG i. V m. § 44 NAGBNatSchG Gegenstände, auf 
die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht und die zu ihrer 
Begehung oder Vorbereitung gebraucht wur-den, eingezo-
gen werden.  

 
 

§ 11 
Begriffsbestimmungen 

 
Abtransport von Holz      Transport des am Weg oder Polter- 

platz zwischengelagerten Holzes 
aus dem Wald heraus. 
 

Altholzanteil                    Bei Vor- und Endnutzung zu erhal- 
tender Anteil erwachsener Bäume, 
die als Reserve für den Erhalt der an 
Altholz gebundenen Lebensgemein-
schaft auf der LRT-Fläche jedes Ei-
gentümers verbleiben sollen. 

Altholzbestände/ 
Altholz                             Bestände, dessen Bäume regelmä- 

ßig einen Brusthöhendurchmesser 
von mindestens 50 cm und/oder ein 
Alter von mehr als 100 Jahren auf-
weisen. Bei Laubholz mit niedriger 
Umtriebszeit wie Erle liegt die ent-
sprechende Untergrenze für den 
Brusthöhendurchmesser bei 30 cm 
und für das Alter ab 60 Jahren. Zur 
Beurteilung des Alters der Bäume in 
Niederwäldern ist das Baumindividu-
um als Ganzes zu sehen. Hierzu ge-
hören nicht nur die Bemessung der 
einzelnen Stockausschläge, sondern 
auch die Betrachtung der Stammba-
sis, aus der die Stöcke wieder aus-
schlagen, sowie die Gesamtheit der 
Stockausschläge. 

Archäologische Stätten  
/ Denkmale                     Archäologische Stätten umfassen  

archäologische Denkmale nach § 3 
des Niedersächsischen Denkmal-
schutzgesetzes vom 30. Mai 1978, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. Mai 2011. Alle obertägig sichtba-
ren archäologischen Denkmale sind 
in der niedersächsischen Denkmals-
kartei eingetragen. Eine Benachrich-
tigung der Eigentümer ist durch das 
niedersächsische Landesamt für 
Denkmalspflege erfolgt. Die Lage 
der archäologischen Denkmale zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
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Verordnung ist einer Karte im An-
hang zur Begründung zu entneh-
men. Archäologische Stätten können 
zukünftig an weiteren Orten des Gel-
tungsbereiches dieser Verordnung 
gefunden werden. Der jeweils aktu-
elle Stand kann bei der archäologi-
schen Datenbank für Niedersachsen 
abgerufen werden. 

 
Basenarm / basenreich   Als basenreich gelten Gesteine und  

Böden, die in der Lage sind, Säuren 
abzupuffern und damit den pH-Wert 
im Untergrund zu erhöhen. Beispiele 
sind Kalkstein, Mergel und Dolomit 
bzw. die Böden, die sich aus diesen 
Gesteinen entwickeln, wie z.B. 
Rendzinen. Als basenarm gelten Ge-
steine und Böden, denen diese Ei-
genschaft fehlt. Dies gilt zum Bei-
spiel für Böden, wie Rankern, die 
sich über Sandstein bzw. über Sand 
entwickeln. 

 
Bauliche Anlagen            Bauliche Anlagen im Sinne der Ver- 

ordnung (§ 4 Nr. 23) sind alle unter § 
2 der Niedersächsischen Bauord-
nung (NBauO) genannten Anlagen 
einschließlich der im Anhang der 
NBauO aufgeführten verfahrensfrei-
en Baumaßnahmen. 

Befahrungsempfind- 
licher Standort                 Standort, der aufgrund seiner Bo- 

denart (z. B. Lösse, Lehme über 
kalkhaltigen oder bodensauren Aus-
gangsgesteinen), des Wasserhaus-
haltes (z. B. Quellbereiche, nasse 
Tal- und Grundwasserstandorte, 
staunasse Standorte), oder der auf-
grund seiner Hangneigung (bei > 
30% Neigung besteht erhöhte Erosi-
onsgefahr bei Bodenverwundung) 
durch Befahren in seiner Boden-
struktur erheblich gestört oder ver-
ändert werden kann. Befahren oft 
nur bei sommerlicher Trockenheit 
oder bei Frost möglich. 
Nicht befahrungsempfindliche Stand-
orte sind z. B. ebene Lagen < 30 % 
Neigung, skeletthaltige Kalkböden, 
Kalksandsteinböden, skeletthaltige 
Silikatböden. 
 

Bodenbestandteile          Bodenbestandteile im Sinne der Ver- 
ordnung sind alle festen, flüssigen 
und gasförmigen Bestandteile des 
Bodens i.S. des § 2 Abs. 1 Bundes-
Bodenschutzgesetz im Verord-
nungsgebiet. 

 
Bodenmaterial                 Material aus Böden i. S. des § 2 Abs.  

1 Bundes-Bodenschutzgesetz und 
deren Ausgangssubstraten ein-
schließlich Mutterboden, das im Zu-
sammenhang mit Baumaßnahmen 
oder anderen Veränderungen der 
Erdoberfläche ausgehoben, abge-
schoben oder behandelt wird. 

Dauergrünland                Dauergrünland im Sinne der Verord- 
nung sind Flächen, die gemäß Arti-
kel 4 Absatz 1 Buchstabe h der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1307/2013 durch 
Einsaat von Gras oder anderen 
Grünfutterpflanzen oder auf natürli-
che Weise (Selbstaussaat) entstan-
den sind und seit mindestens fünf 
Jahren nicht Bestandteil der Frucht-
folge des landwirtschaftlichen Be-
triebs sind. Es umfasst Intensiv- und 
Extensivgrünland. 
 

Feinerschließungslinie    Unterste Kategorie der Walder- 
schließung (auch als Rückegasse 
oder Gasse bezeichnet). Nicht mit 
Bäumen bestandene, unbefestigte 
Fahrlinie zum Transport des ein-ge-
schlagenen Holzes aus dem Be-
stand heraus zum befestigten Weg. 
Feinerschließungslinie kann in 
schwierigem Gelände auch als nicht 
zu befahrende Seiltrasse angelegt 
sein. Zur Vermeidung unnötiger Pro-
duktionsflächenverluste orientiert 
sich deren Breitenausdehnung an 
der jeweils gängigen Maschinenbrei-
te. 
 

Femelhieb                       Entnahme von Bäumen auf einer  
Fläche von einer Gruppengröße 
(Durchmesser 10 bis 20 m) bis 
Horstgröße (Durchmesser 20 bis 40 
m) in unregelmäßiger Verteilung 
über die Bestandsfläche einschließ-
lich deren sukzessiver Vergrößerung 
(Rändelung) mit dem Ziel der Verjün-
gung des Bestandes. 

 
Gebietsheimisch             Als gebietsheimisch wird in diesem  

Zusammenhang eine Art bezeichnet, 
wenn sie in der betreffenden natur-
räumlichen Region heimisch ist und 
auf dem Standort natürlicherweise 
vorkommt.  

Gesetzlich geschützte  
Biotope                           Bestimmte Teile von Natur- und 
(§ 30 BNatSchG)            Landschaft, die eine besondere Be- 

deutung als Biotope, z. B. Quellen, 
Sumpfwälder oder Feuchtwiesen, 
haben, sind gesetzlich geschützt 
(allgemeiner Grundsatz). Ein Verfah-
ren zur Ausweisung gesetzlich ge-
schützter Biotope hat der Gesetzge-
ber nicht vorgesehen. Die Lage der 
geschützten Biotope zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Verordnung 
ist einer Karte im Anhang zur Be-
gründung zu entnehmen. Geschütz-
te Biotope können zukünftig an wei-
teren Orten des Geltungsbereiches 
dieser Verordnung entstehen. Der 
jeweils aktuelle Stand ist bei der zu-
ständigen Naturschutzbehörde und 
auf dem Server des Landkreises Os-
nabrück einsehbar. Zudem werden 
gesetzlich geschützte Biotope den 
jeweiligen Eigentümerinnen und Ei-
gentümern bekannt gegeben. 
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Habitatbaum                   Lebende Altholzbäume mit besonde- 
ren Strukturen: Horst- und Höhlen-
bäume, breitkronige Hutebäume, 
mehrstämmige Bäume, Bäume mit 
erkennbaren Faulstellen und Mulm-
höhlen, sich lösender Rinde, Pilz-
konsolen, abgebrochenen Kronen 
oder Kronen, die zu mehr als einem 
Drittel abgestorben sind, sowie 
Uraltbäume, die aufgrund ihres ho-
hen Alters oder ihrer großen Dimen-
sionen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
bereits holzentwertende Fäulen auf-
weisen. Nicht unter diese Definition 
fallen Bäume, die aufgrund von Ka-
lamitätsereignissen, wie zum Bei-
spiel einer Borkenkäferkalamität bei 
Fichten, abgestorben sind. 
 

Habitatbaumanwärter     Möglichst alter Baum, der derzeit  
noch keine besonderen Habitatstruk-
turen aufweist, aber mittel- bis lang-
fristig gut dafür geeignet erscheint. 
Nicht unter diese Definition fallen 
Bäume, die aufgrund von Kalami-
tätsereignissen, wie zum Beispiel ei-
ner Borkenkäferkalamität bei Fich-
ten, abgestorben sind. 
 

Hallenwald                      Meist alte Buchenwälder, die durch  
weit auseinanderstehende Bäume 
und fehlenden Unterwuchs den Ein-
druck einer Halle erzeugen. 
 

Holzeinschlag                 Abtrennen von Bäumen von ihrer  
Wurzel, Zu-Fall-Bringen, Entasten 
und Einschneiden auf Transportlän-
gen. 
 

Holzentnahme                Umfasst den Holzeinschlag, das Rü- 
cken und den Abtransport des Hol-
zes aus dem Wald. 
 

Höhlenbaum                   Baum mit Höhlen oder tieferen Ris- 
sen im Stamm- und/oder Kronenbe-
reich. Besondere Bedeutung haben 
Spechthöhlen und Fäulnislöcher 
auch für zahlreiche z. T. hochspezia-
lisierte Folgenutzer. Neben höhlen-
brütenden Vogelarten, wie z.B. den 
heimischen Spechtarten, den Hohl-
tauben und Käuzen, sind Fleder-
mäuse, Baummarder, Bilche und In-
sekten, wie Wildbienen, Hornissen 
und holz-bewohnende Käfer auf der-
artige Höhlen angewiesen. 
 

Horstbaum                      Baum mit einem i.d.R. größeren Vo- 
gelnest, insbesondere von Greifvö-
geln und anderen Großvögeln, das 
von einem Paar einer Vogelart übli-
cherweise wiederkehrend als Brut- 
und Aufzuchtstätte genutzt wird oder 
von einem anderen Paar derselben 
Art, einem Paar einer anderen Art 
oder einer anderen Tiergruppe wei-
ter genutzt wird. Auch kleinere Nes-
ter, wie die des Sperbers, sind mit 
einbezogen 

Zu den horstbauenden und horstnut-
zenden Arten zählen die heimischen 
Vertreter folgender Vogelfamilien: 
Greifvögel (Accipitridae), Falken 
(Falconidae), Eulen (Strigidae), Stör-
che (Ciconiidae) und Reiher (Ardei-
dae). 
 

Kahlschlag                      Hiebmaßnahme gemäß § 12 Abs. 1  
Satz 1 NWaldLG, die sich auf eine 
zusammenhängende Waldfläche 
von mehr als einem Hektar erstreckt 
und den Holzvorrat dieser Fläche auf 
weniger als 25 vom Hundert verrin-
gert. 
 

Kurzumtriebsplantage     Kurzumtriebsplantagen (§ 4 Nr. 13)  
sind landwirtschaftliche Kulturen 
zum Zweck der Energieerzeugung 
aus nachwachsenden Rohstoffen, 
sie bestehen aus schnell-wachsen-
den, ausschlagfähigen Gehölzen, 
wie z. B. Weiden oder Pappeln, und 
können innerhalb kurzer Umtriebs-
zeiten geerntet werden. 
 

Lebensraumtypisch         Eine Art wird als lebensraumtypisch  
bezeichnet, wenn sie charakteris-
tisch für einen Lebensraumtyp nach 
FFH-Richtlinie ist. 
 

Lochhieb                         Hiebsform zur Einleitung der Walder- 
neuerung nach einer Mast oder vor 
einer Pflanzung vor allem in Eichen-
Lebensraumtypen, bei der, i.d.R. 
meist kreisförmige oder ovale Frei-
flächen von maximal ca. 0,5 ha Flä-
chengröße geschaffen werden, die 
im Abstand von ungefähr einer 
Baumlänge zueinander liegen kön-
nen. In Eiche sind Einzelbaum- und 
Femelhiebe+ nicht zielführend.  

 
Mesophil                         Im Zusammenhang mit Grünland  

Bezeichnung für im Allgemeinen 
durch extensive Bewirtschaftung 
entstandenes artenreiches Dauer-
grünland. Bezogen auf Wald be-
schreibt mesophil artenreichere Aus-
prägungen.  

Milieuangepasstes  
Material                           Natürliches Gesteinsmaterial ent- 

sprechend den örtlichen Ausgangs-
gesteinen, im Kontakt zum LRT 9110 
keine Verwendung von kalkhaltigem 
Material 
 

Natürlicher Zerfall           Der Begriff bedeutet in dem Verord- 
nungskontext den Abbau oder das 
Auflösen von Holz im Rahmen natür-
licher Zersetzungsprozesse im 
Wald. Ein Habitatbaum gilt als zerfal-
len, wenn er im Rahmen dieser Pro-
zesse zu Mullmoder, Mull oder Hu-
mus geworden ist. 
 

Rückegasse                    Angelegte Schneise / unbefestigter  
Weg im Wald, über die / den das ge-
fällte Holz zum Weg transportiert 
wird. 
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Rücken                            Transport des gefällten Holzes vom  
Fällort zum Ort der Zwischenlage-
rung am Weg oder Polterplatz. 
 

Schlegelmäher               Schlegelmäher sind durch ein Mäh- 
werk aus einer gegenläufig zur 
Fahrtrichtung arbeitenden, schnell 
laufenden Schlegelwelle mit ange-
bauten Winkelmessern oder Schle-
geln, die das Mähgut abschlagen, 
gekennzeichnet. 
 

Sonderkulturen               Sonderkulturen im Sinne der Verord 
nung (§ 4 Nr. 13) sind landwirtschaft-
lich angebaute Kulturpflanzen, deren 
Anbau nicht überall möglich ist, da 
die Pflanzen besondere Bedingun-
gen an den Standort (u. a. klimati-
sche Bedingungen, Boden) stellen, 
deren Produktion sehr arbeits- und 
kosten-intensiv ist oder die sich in ih-
rer Produktionstechnik von den übri-
gen Kulturarten unterscheiden. 
 

Standortgerecht              Eine Art wird hier als standortgerecht  
bezeichnet, wenn die gegebenen 
Standortbedingungen den ökologi-
schen Ansprüchen der Art entspre-
chen. 

Straßen und Wege,  
Ausbau                            Liegt vor, wenn neues Material mit  

dem Ziel eingebaut wird, eine Ver-
besserung der Befahrbarkeit/ Belast-
barkeit zu erreichen. 

Straßen und Wege,  
Neubau                           Liegt vor, wenn in bisher nicht er- 

schlossenen Waldbereichen ein 
neuer Weg entsteht. 
 

Totholz                            Abgestorbene Bäume oder Baumtei- 
le und deren Überreste mit mehr 
oder weniger fortgeschrittenen Zer-
fallserscheinungen (im Unterschied 
zu Habitatbäumen, die noch leben). 
Unterteilung in stehendes Totholz 
(noch stehende Stämme) und lie-
gendes Totholz (auf dem Boden lie-
gende Stämme und Äste). Nicht un-
ter diese Definition für Totholz fallen 
Bäume, die aufgrund biotischer oder 
abiotischer Ursachen frisch abge-
storben sind. 
 

Totholz, starkes               Abgestorbene stehende oder liegen- 
de Bäume oder Teile von Bäumen 
mit einem Mindestdurchmesser von 
50 cm. Für die Mindestanforderun-
gen gezählt werden Stücke ab 3 m 
Länge; bei Laubholz mit niedriger 
Umtriebszeit wie Erle liegt die ent-
sprechende Untergrenze für den 
Mindestdurchmesser bei 30 cm. 
 

Trampelpfad                    Unbefestigter Weg unter 1 Meter  
Breite. 
 

Verjüngung, künstliche   Einbringung und Pflege von i.d.R.  
nicht aus der Fläche stammenden 
Vermehrungsgut (Samen und Jung-

pflanzen) durch Pflanzung oder 
Saat. 
 

Waldrand                        Im Sinn der Verordnung umfassen  
Waldränder nicht nur äußere Grenz-
linien zur freien Landschaft, sondern 
auch innere Grenzlinien, z.B. ent-
lang von Waldwegen, Lichtungen 
oder Saumbiotopen. 
 

Waldrandgebüsche         Waldrandgebüsche stellen die linea- 
re Übergangszone zwischen dem 
Wald und anderen Biotopen (z. B. 
Acker, Grünland) dar. Sie sind in der 
heutigen Landschaft nur noch selten 
und häufig nur schmal ausgeprägt. 
Sie bestehen im Schutzgebiet oft 
aus jungen Gehölzen (z.B. Vogelkir-
sche, Eberesche, Feldahorn) sowie 
aus lichtliebenden Gebüschen (z. B. 
Rosen- und Weißdornarten, Schle-
hen), gelegentlich sind diesen Gebü-
schen schmale Stauden- und Gras-
säume vorgelagert. 
 

Waldweg                         Befestigter, in der Regel wasserge- 
bundener Teil der Walderschließung. 

Waldweg,  
Instandsetzung               Beinhaltet die Wiederherstellung der  

vollen Funktionsfähigkeit eines We-
ges nach technischem Erfordernis 
einschließlich des Einbaus neuen 
Materials. 

Waldweg,  
Unterhaltung                   Beinhaltet Maßnahmen zur Pflege  

des Wegeprofils einschließlich des 
wegebegleitenden Grabens und der 
Fahrbahnoberfläche; eingeschlos-
sen sind das Glattziehen (Grädern) 
nach Holzrückearbeiten unmittelbar 
nach deren Abschluss sowie die 
Pflege des Lichtraumprofils und die 
Unterhaltung/der Ersatz von Durch-
lassbauwerken, soweit sie der Ablei-
tung von Niederschlagswasser von 
der Bergseite auf die Talseite die-
nen. 
 

Wildäsungsflächen          Zu Wildäsungsflächen gehören u.a.  
Wildäcker. 

  
 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im  

Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück in Kraft. 
 

(2) Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet Nr. OS  
50 „Wiehengebirge und Nördliches Osnabrücker Hügel-
land“ vom 28.09.2009 (Amtsblatt für den Landkreis Osna-
brück Nr. 20, S. 254, vom 31.10.2009) wird im Geltungs-
bereich dieser Verordnung aufgehoben. 

 
 
 
 
Osnabrück, den 22.03.2021 
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Landkreis Osnabrück 
Anna Kebschull 

Landrätin 
 
Karte liegt bei 
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1. Verlängerung  
der Satzung der Stadt Bramsche vom 28.03.2019 
über die Anordnung einer Veränderungssperre  

für den Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplanes Nr. 172 „Linkenstraße“ 

 
 
Auf Grund der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. 
I S. 3634), in der zurzeit geltenden Fassung, i.V.m. den §§ 10 
und 11 des Nieders. Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG), in der zurzeit geltenden Fassung, hat der Rat der 
Stadt Bramsche in seiner Sitzung am 25.03.2021 die 1. Ver-
längerung der Veränderungssperre als Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

Zur Sicherung der Planungen des in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplanes Nr. 172 „Linkenstraße“ wird eine Verände-
rungssperre beschlossen.  
 
Der Geltungsbereich ist im anliegenden Plan, der Bestandteil 
der Satzung ist, dargestellt. 

 
§ 2 

Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dür-
fen 
1.   Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt  

oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden, 
2.   erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderun- 

gen von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Ver-
änderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder an-
zeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

 
 

§ 3 
 
Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenste-
hen, kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zuge-
lassen werden. Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die 
Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Stadt 
Bramsche. 

§ 4 
 
Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre 
baurechtlich genehmigt worden sind, Unterhaltungsarbeiten 
und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
von der Veränderungssperre nicht berührt. 
 
 

§ 5 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald und soweit für ihren Gel-
tungsbereich der Bebauungsplan Nr. 172 „Linkenstraße“ in 
Kraft tritt, spätestens mit Ablauf eines Jahres seit Inkrafttreten 
dieser Satzung. 
 
Bramsche, den 30.04.2021 

 
 

Stadt Bramsche 
(Siegel)                    Der Bürgermeister 

Pahlmann 
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Bekanntmachung 
der Genehmigung der 88. Änderung  

des Flächennutzungsplanes der  
Samtgemeinde Bersenbrück 

 
 
Der Landkreis Osnabrück hat mit Verfügung vom 24.03.2021, 
Az.: 6.3-10-88-2021, die vom Rat der Samtgemeinde Bersen-
brück in seiner Sitzung am 16.12.2020 beschlossene 88. Än-
derung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Ber-
senbrück genehmigt. Der Geltungsbereich ist in dem nachste-
henden Kartenausschnitt mit einer schwarz gestrichelten Linie 
umrandet und beinhaltet folgende Änderung in der Mitglieds-
gemeinde Alfhausen: 
 

 
Darstellung einer Wohnbaufläche (W) zur Größe von ca. 5,5 
ha und einer gemischten Baufläche (M) zur Größe von ca. 0,1 
ha östlich der Eduard-Sudendorf-Straße zwischen der Straße 
am Bahnhofsesch im Norden und den Grundstücken an der 
Gosestraße – L 76 – im Süden. 
 
Die 88. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtge-
meinde Bersenbrück, bestehend aus der Planzeichnung und 
der Planbegründung mit Umweltbericht und weiteren Anlagen, 
liegt ab sofort in der Samtgemeindeverwaltung Bersenbrück, 
Fachdienst III – Zimmer 122, Lindenstraße 2, 49593 Bersen-
brück, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
aus. Mit dieser Bekanntmachung wird die 88. Änderung des 
Flächennutzungsplanes wirksam. 
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...................., beschlos

Bersenbrück, den ......

Es gilt die BauNVO



Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 215 Abs. 1 BauGB 
eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans 
und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs unbeachtlich werden, wenn sie nicht in-
nerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Samtgemeinde Bersenbrück unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 
 
Bersenbrück, den 07.04.2021                                    
 
 

Samtgemeinde Bersenbrück                         
Der Samtgemeindebürgermeister   

Michael Wernke 
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Haushaltssatzung  
der Gemeinde Kettenkamp  
für das Haushaltsjahr 2021 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Ketten-
kamp in der Sitzung am 15.03.2021 folgende Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2021 beschlossen: 

 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag                                        
            
1.1 der ordentlichen Erträge auf                            2.155.400 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf                2.259.800 € 
     ordentliches Ergebnis                                        -104.400 € 
            
1.3 der außerordentlichen Erträge auf                                 0 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf                     0 € 
     außerordentliches Ergebnis                                           0 €  
 
     Gesamtergebnis                                                 -104.400 € 
 
2.   im Finanzhaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag                                        
            
2.1 der Einzahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit                                         1.548.700 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit                                         1.939.900 € 
            
2.3 der Einzahlungen für  
     Investitionstätigkeit                                             230.000 € 
2.4 der Auszahlungen für  
     Investitionstätigkeit                                             690.100 € 
            
2.5 der Einzahlungen für  
     Finanzierungstätigkeit                                         460.100 € 
2.6 der Auszahlungen für  
     Finanzierungstätigkeit auf                                   134.100 € 

festgesetzt. 
 
Nachrichtlich Gesamtbeträge: 
der Einzahlungen des Finanzhaushaltes               2.238.800 € 
der Auszahlungen des Finanzhaushaltes              2.764.100 € 
Finanzmittelbestand 2021                                       -525.300 € 
 
festgesetzt. 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen  
für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kre-
ditermächtigung) wird auf 460.100 € festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
   

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 2.000.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für 
das Haushaltsjahr 2021 wie folgt festgesetzt: 
 
1.   Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
     (Grundsteuer A)                                                    380 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)                    380 v. H. 
 
2.   Gewerbesteuer                                                      395 v. H. 
 
 

§ 6 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-
gen im Sinne des § 117 NKomVG gelten als unerheblich, 
wenn sie 2.000 € nicht übersteigen.  
 

 
§ 7 

 
Die Notwendigkeit einer Nachtragshaushaltssatzung im Sinne 
des § 115 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG ist gegeben, wenn sich Mehr-
aufwendungen ergeben, die im Einzelfall 5 v.H. der Gesamt-
aufwendungen des Ergebnishaushaltes übersteigen. Glei-
ches gilt für Mehrauszahlungen in Bezug auf die Gesamtaus-
zahlungen des Finanzhaushaltes.   
 

 
§ 8 

 
Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher Bedeutung 
im Sinne von § 12 Abs. 1 Satz 1 KomHKVO wird auf 80.000 
EUR festgesetzt.  
 
 
Kettenkamp, den 06.04.2021 
 

Gemeinde Kettenkamp  
Der Bürgermeister 

Wilke 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2021 
 
Vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Gemäß dem § 122 
Abs. 2 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
ist die für die §§ 2 und 4 der Haushaltssatzung erforderliche 
Genehmigung durch den Landkreis Osnabrück am 
31.03.2021 unter dem Aktenzeichen 11.3 Re erteilt worden.  
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG 
vom 03.05. bis zum 11.05.2021 zur Einsichtnahme im Ge-
meindebüro der Gemeinde Kettenkamp, Hauptstraße 11, 
49577 Kettenkamp, während der Dienststunden öffentlich 
aus. Zur Einsichtnahme ist eine vorherige Terminabsprache 
unter der Telefonnummer (05436) 9 53 00 oder per Mail (in-
fo@kettenkamp.de) erforderlich. 
 
Darüber hinaus kann der Haushaltsplan im Internet eingese-
hen werden unter https://www.bersenbrueck.de/staticsite/sta-
ticsite.php?menuid=3105&topmenu=19 
 
Kettenkamp, 06.04.2021 
 

Gemeinde Kettenkamp 
Der Bürgermeister 

Wilke 
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Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des  

Bebauungsplanes Nr. 49 "Industriegebiet Esslinger 
Heide - Erweiterung"  

der Gemeinde Badbergen 
 
 
Der Rat der Gemeinde Badbergen hat den Bebauungsplan 
Nr. 49 "Industriegebiet Esslinger Heide - Erweiterung" nebst 
Begründung, Umweltbericht und der Studie zur FFH-Verträg-
lichkeit gemäß Baugesetzbuch in der aktuellen Fassung als 
Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan wurde aus dem 
gültigen Flächennutzungsplan entwickelt. 
 
Hierfür wurde im Parallelverfahren die 18. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Samtgemeinde Artland vorgenom-
men. 
 
Der Geltungsbereich umfasst den Bereich der Flurstücke 
11/21 und 11/17, der Flur 2 der Gemarkung Lechterke. 
 
Der Bebauungsplan wird begrenzt: 
im Nordosten            durch die Lechterker Rückleitung (Flur- 

stück 14/3 der Flur 2 der Gemarkung 
Lechterke) 

im Südosten             durch die Flurstücke 125/1 und 125/3,  
beide Flur 3 der Gemarkung Lechterke 

im Südwesten           durch das Flurstück 35/10, Flur 8 der  
Gemarkung Grothe 

im Nordwesten         durch die Flurstücke 11/16, 11/19 11/18  
und 11/20, alle Flur 2 der Gemarkung 
Lechterke 

 
Mit dieser Bekanntmachung wird der Bebauungsplan Nr. 49 
„Industriegebiet Esslinger Heide-Erweiterung“ nebst Begrün-
dung, Umweltbericht und Studie zur FFH-Verträglichkeit ge-
mäß § 10 Baugesetzbuch rechtsverbindlich.  

Der Bebauungsplan Nr. 49 „Industriegebiet Esslinger Heide- 
Erweiterung" liegt ab sofort bei der Gemeinde Badbergen, 
Markt 3, Zimmer 3, 49635 Badbergen, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht aus.  
 
Jeder kann über den Inhalt dieses Bebauungsplanes Auskunft 
verlangen. 
 
Unbeachtlich werden nach § 215 BauGB 
-     eine nach § 214 Abs. 1. Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beacht- 

liche Verletzung der dort be-zeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

-     eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB be- 
achtliche Verletzung der Vor-schriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes  

     und 
-     nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des  

Abwägungsvorganges, 
      
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung als Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde Bad-
bergen unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Dies gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind. 
 
Sollten sich aufgrund der Festsetzungen des o. a. Bebau-
ungsplanes Entschädigungsansprüche herleiten lassen, wird 
auf die Vorschrift des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
des Baugesetzbuches über die fristgemäße Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche von durch den Bebau-
ungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie über das 
Erlöschen der Entschädigungsansprüche hingewiesen. 
 
 
Badbergen, 08.04.2021 
 
 

Gemeinde Badbergen 
W. Meier 

Bürgermeister 
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Haushaltssatzung 
der Stadt Dissen am Teutoburger Wald 

für das Haushaltsjahr 2021 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBl. S. 576) in der derzeit gültigen Fassung hat der Rat der 
Stadt Dissen am Teutoburger Wald in der Sitzung am  
01.03.2021 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1      der ordentlichen Erträge auf               18.820.900 Euro 
1.2      der ordentlichen Aufwendungen auf   22.011.700 Euro 
 
1.3      der außerordentlichen Erträge                            0 Euro 
1.4      der außerordentlichen Aufwendung auf              0 Euro 
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2.  im Finanzhaushalt             
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1      der Einzahlungen aus  
           laufender Verwaltungstätigkeit            17.755.000 Euro 
2.2      der Auszahlungen aus  
           laufender Verwaltungstätigkeit            20.008.300 Euro 
 
2.3      der Einzahlungen für  
           Investitionstätigkeit                                   346.000 Euro 
2.4      der Auszahlungen für  
           Investitionstätigkeit                                1.579.200 Euro 
 
2.5      der Einzahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                           1.233.200 Euro 
2.6      der Auszahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                              713.600 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes     19.334.200 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes    22.301.100 Euro 
 
 
Nachrichtlich: Der Wirtschaftsplan der Stadtwerke für das 
Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Erfolgsplan                    
     mit Erträgen in Höhe von                               863.050 Euro 
     Aufwendungen in Höhe von                          863.050 Euro 
 
2.  im Vermögensplan            
     mit Einnahmen in Höhe von                         170.000 Euro 
     Ausgaben in Höhe von                                  170.000 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Der Wirtschaftsplan des Abwasserbeseiti-
gungsbetriebes für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Erfolgsplan 
     mit Erträgen in Höhe von                            2.533.500 Euro 
     Aufwendungen in Höhe von                       2.533.500 Euro 
 
2.  im Vermögensplan              
     mit Einnahmen in Höhe von                         638.000 Euro 
     Ausgaben in Höhe von                                  638.000 Euro 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung) wird auf 1.233.200 Euro festgesetzt. 
 
Im Vermögensplan der Stadtwerke Dissen aTW werden Kre-
dite für Investitionen nicht veranschlagt. 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen des 
Abwasserbeseitigungsbetriebes Dissen aTW für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) 
wird auf 154.000 Euro festgesetzt.  
 

 
§ 3 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird 

auf 320.000 Euro festgesetzt. 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden bei den Stadtwerke 
Dissen aTW nicht veranschlagt. 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden beim Abwasserbeseiti-
gungsbetrieb nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 6.000.000 Euro 
festgesetzt. 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen 
durch die Sonderkasse der Stadtwerke Dissen aTW in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 300.000 Euro fest-
gesetzt. 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen 
durch die Sonderkasse des Abwasserbeseitigungsbetriebes 
Dissen aTW in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
300.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für 
das Haushaltsjahr 2021 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer 
 
1.1      für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
           (Grundsteuer A)                                               380 v. H. 
1.2      für die Grundstücke (Grundsteuer B)              380 v. H. 
 
2.   Gewerbesteuer                                                      380 v. H. 
 
 

§ 6 
 
Der Bürgermeister wird ermächtigt, im Rahmen des Haus-
haltsplanes und der jeweiligen Kassenlage die Verwaltung zu 
führen. Hinsichtlich der Auftragsvergaben sind die Wert-gren-
zen der Hauptsatzung, der Richtlinie des Rates und der Er-
mächtigung des Verwaltungsausschusses in der jeweils gel-
tenden Fassung zu beachten. 
 
 
Dissen am Teutoburger Wald, den 12.04.2021 
 
 

Eugen Görlitz 
Bürgermeister 

 
 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2021 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die nach §§ 
120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 sowie § 130 des NKomVG erfor-
derlichen Genehmigungen hat der Landkreis Osnabrück – 
Kommunalaufsicht – am 08.04.2021 unter dem Aktenzeichen 
FD11.3-2020/011528 erteilt. 
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Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG 
vom 03.05.2021 bis einschließlich 14.05.2021 im Rathaus der 
Stadt Dissen aTW, Zimmer 1.12, Große Straße 33, 49201 
Dissen aTW, zu den allgemeinen Öffnungszeiten nach vorhe-
riger Terminabsprache zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Dissen am Teutoburger Wald, den 12.04.2021 
 
 

Eugen Görlitz 
Bürgermeister 
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Haushaltssatzung  
der Gemeinde Menslage  

für das Haushaltsjahr 2021 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Menslage am 
14.12.2020 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.  im Ergebnishaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1. der ordentlichen Erträge auf                      1.967.127,00 € 
1.2. der ordentlichen Aufwendungen auf          1.884.314,00 € 
          
1.3. der außerordentlichen Erträge auf                           0,00 € 
1.4. der außerordentlichen Aufwendungen auf               0,00 € 
 
1.5. Jahresergebnis                                               82.813,00 € 
 
2.  im Finanzhaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag                                       
                         
2.1. der Einzahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit auf                            1.918.983,00 € 
2.2. der Auszahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit auf                              1.832.342,00 € 
     Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit        86.641,00 € 
 
2.3. der Einzahlungen für  
     Investitionstätigkeit auf                                   115.000,00 € 
2.4 der Auszahlungen für  
     Investitionstätigkeit auf                                  865.000,00 € 
     Saldo aus Investitionstätigkeit                       -750.000,00 € 
  
2.5. der Einzahlungen für  
      Finanzierungstätigkeit auf                             740.563,00 € 
2.6. der Auszahlungen für  
      Finanzierungstätigkeit auf                               77.204,00 € 
      Saldo aus Finanzierungstätigkeit                  663.359,00 € 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: 
Gesamtbetrag der  
Einzahlungen des Finanzhaushaltes                2.774.546,00 € 
Gesamtbetrag der  
Auszahlungen des Finanzhaushaltes               2.774.546,00 € 
     Saldo                                                                       0,00  € 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men werden in Höhe von 740.563,00 € veranschlagt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

 
§ 4 

 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 145.000,00 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für 
das Haushaltsjahr 2021 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
    a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
        (Grundsteuer A)                                                  370 v.H. 
     b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)                370 v.H. 
2. Gewerbesteuer                                                        380 v.H. 
 
 

§ 6 
 
Gem. § 12 (1) Kommunalhaushalts- und –kassenverordnung 
(KomHKVO) wird die Wertgrenze für Investitionen von erheb-
licher finanzieller Bedeutung auf 85.000,00 € festgesetzt. 
      
Menslage, den 15.12.2020 
 
 

Schmidt 
Bürgermeisterin 

 
 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die nach § 120 Abs. 2 Nds. Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) erforderliche Genehmigung für den § 2 (Krediter-
mächtigung) ist durch den Landkreis Osnabrück am 
01.04.2021 unter dem Aktenzeichen 11.3 Re erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG in 
der Zeit vom 03.05.2021 bis einschließlich 19.05.2021 wäh-
rend der Dienststunden zur Einsichtnahme in der Gemeinde-
verwaltung Menslage, Hauptstr. 14, 49637 Menslage, öffent-
lich aus. 
 
Menslage, den 13.04.2021  
 

Gemeinde Menslage 
Die Bürgermeisterin 

Doris Schmidt 
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112 
Bekanntmachung 

des Beschlusses des Rates der Samtgemeinde Artland 
über den Jahresabschluss und die Entlastung 

für das Haushaltsjahr 2018 
 
 
Der Rat der Samtgemeinde Artland hat in seiner Sitzung am 
25.03.2021 folgenden Beschluss gefasst: 
 
1.   Der vom Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Osna- 

brück geprüfte Jahresabschluss für das Jahr 2018 wird 
gem. § 129 Abs. 1 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) beschlossen und dem Bürger-
meister wird Entlastung erteilt. 
 

2.   Der Überschuss des ordentlichen Ergebnisses i.H.v.  
1.873.957,36 € wird gemäß § 58 Abs. 1 Nr. 10  i.V. m. § 
110 Abs. 6 Satz 2 NKomVG i.V. m. § 24  Abs. 3 KomHKVO 
der ordentlichen Überschussrücklage zugeführt sowie der 
Fehlbetrag  des außerordentlichen Ergebnisses i.H.v. 
26.787,57 € durch Entnahme aus der außerordentlichen 
Überschussrücklage ausgeglichen. 

  
Der Jahresabschluss mit dem Rechenschaftsbericht sowie 
der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen in 
der Zeit vom 05.05. bis 14.05.2021 während der Dienststun-
den zur Einsichtnahme im Dienstgebäude Markt 2, Zimmer 
311, öffentlich aus.  
 
Aufgrund der derzeitigen Covid-19 Pandemie wird darum ge-
beten, vor Einsichtnahme in den Jahresabschluss, telefonisch 
oder per E-Mail (Frau Gerber, 05431/182-310, gerber@art-
land.de) einen Termin zu vereinbaren. 
 
 
Quakenbrück, 09.04.2021 
 
 
                             Samtgemeinde Artland 

Der Samtgemeindebürgermeister 
Poppe 
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Bekanntmachung 
des Beschlusses des Rates der Stadt Quakenbrück 

über den Jahresabschluss und die Entlastung 
für das Haushaltsjahr 2018 

 
 
Der Rat der Stadt Quakenbrück hat in seiner Sitzung am 
08.03.2021 folgenden Beschluss gefasst: 
 
1.   Der vom Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Osna- 

brück geprüfte Jahresabschluss für das Jahr 2018 wird 
gem. § 129 Abs. 1 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) beschlossen und dem Bürger-
meister sowie dem Stadtdirektor wird Entlastung erteilt. 
 

2.   Der Überschuss des außerordentlichen Ergebnisses i.H.v.  
670.119,93 € wird gemäß § 58 Abs. 1 Nr. 10  i.V. m. § 110 
Abs. 6 Satz 2 NKomVG der außerordentlichen Über-
schussrücklage zugeführt.  

 
Der Jahresabschluss mit dem Rechenschaftsbericht sowie 

der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen in 
der Zeit vom 05.05. bis 14.05.2021 während der Dienststun-
den zur Einsichtnahme im Dienstgebäude Markt 2, Zimmer 
311, öffentlich aus. 
  
Aufgrund der derzeitigen Covid-19 Pandemie wird darum ge-
beten, vor Einsichtnahme in den Jahresabschluss, telefonisch 
oder per E-Mail (Frau Gerber, 05431/182-310, gerber@art-
land.de) einen Termin zu vereinbaren. 
 
 
Quakenbrück, 09.04.2021 
 
                                                                                                  

Stadt Quakenbrück 
Der Stadtdirektor 

Poppe 
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Bekanntmachung  
der Genehmigung der 11. Änderung 

des Flächennutzungsplanes  
der Gemeinde Belm 

 
 
Die vom Rat der Gemeinde Belm am 20.03.2019 beschlosse-
ne 11. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Belm ist vom Landkreis Osnabrück mit Verfügung  vom 
31.03.2021, Az.: 6.3-08-11-2021, gemäß § 6 Baugesetzbuch 
(BauGB) genehmigt worden.  
 
Der Geltungsbereich der 11. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Gemeinde Belm ist in dem nachstehenden Karten-
ausschnitt dargestellt.  

Mit dieser Bekanntmachung wird die 11. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wirksam.   
 
Die genehmigte 11. Änderung des  Flächennutzungsplanes 
wird ab sofort zusammen mit der Planbegründung einschließ-
lich Umweltbericht sowie zusammenfassenden Erklärung 
nach § 6 Abs. 5 BauGB bei der Gemeinde Belm, Marktring 13, 
49191 Belm, Fachbereich III –Baudienste, während der 
Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über 
den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 1 und 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 
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der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes 
und des Flächennutzungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Belm unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. Dies gilt ent-
sprechen, wenn Fehler § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind 
 
Belm, den 12.04.2021 
 
 

Gemeinde Belm 
Der Bürgermeister 

(Siegel)                        Viktor Hermeler 
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Bekanntmachung 
des Bebauungsplanes Nr. 71 

„Auf der Weide“ 
der Gemeinde Ostercappeln  

 
 
Der Rat der Gemeinde Ostercappeln hat in seiner Sitzung am 
23. März 2021 den Bebauungsplan Nr. 71 „Auf der Weide“ ge-
mäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des oben angegebenen Bebauungspla-
nes ist in der Planskizze, die Bestandteil dieser Bekanntma-
chung ist, dargestellt.  
 

 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 71 
„Auf der Weide“, bestehend aus der Planzeichnung, der Be-
gründung, dem umweltplanerischem Fachbeitrag inklusive 

des Artenschutzbeitrages, der Erfassung von Fledermäusen 
und der schalltechnischen Beurteilung, gemäß § 10 Absatz 3 
BauGB in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 71 „Auf der Weide“, bestehend aus 
der Planzeichnung, der Begründung, dem umweltplaneri-
schem Fachbeitrag inklusive des Artenschutzbeitrages, der 
Erfassung von Fledermäusen und der schalltechnischen Be-
urteilung, liegt gemäß § 10 Absatz 3 BauGB ab sofort im Rat-
haus der Gemeinde Ostercappeln, Zimmer 2.16, Gildebrede 
1, 49179 Ostercappeln, während der Dienststunden zu jeder-
manns Einsicht aus. Jedermann kann über den Inhalt des Be-
bauungsplanes Auskunft verlangen. Darüber hinaus können 
die entsprechenden Unterlagen auf der Homepage der Ge-
meinde Ostercappeln www.ostercappeln.de unter der Rubrik 
Leben und Wohnen / Bauen und Wohnen / Bebauungspläne 
eingesehen werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 215 Absatz 1 
BauGB eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Ab-
satz 2 BauGB beachtliche Verletzung über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach 
§ 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich ge-
genüber der Gemeinde Ostercappeln unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Ab-
satz 2a BauGB beachtlich sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie Ab-
satz 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Bebau-
ungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie über die 
Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Entschädi-
gungsansprüche wird hingewiesen. 
 
 
Ostercappeln, den 13. April 2021 
 
 

Gemeinde Ostercappeln  
Der Bürgermeister 
Rainer Ellermann 
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C. Sonstige Bekanntmachungen 
 

10 
 

Berichtigung  
des § 9 der Friedhofsordnung (FO) 

für den Friedhof 
der Ev.-luth. Kirchengemeinde Holte in Bissendorf 

 
 
Im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück, Nr. 7 vom 15. April 
2021, erschien unter C.  - Sonstige Bekanntmachungen - 
unter der laufenden Nr. 9 die Friedhofsordnung (FO) für den 
Friedhof der Ev. - luth. Kirchengemeinde Holte in Bissendorf.  

 
 

In § 9  
Ruhezeiten   
ist versehentlich ein Schreibfehler unterlaufen. 
 
Nachstehend die Korrektur: 
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§ 9 
Ruhezeiten 

 
(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt 30 Jahre. 
 
(2) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre. 
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Fachdienst Umwelt

Anlage 1

Übersichtskarte zur Verordnung vom
22.03.2021
über das Landschaftsschutzgebiet
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Maßstab 1:25.000

Quelle der Kartengrundlage: Auszug aus den Geobasisdaten
der Niedersächsischen Vermessungs-  und Katasterverwaltung © 2016
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Fläche des Landschaftsschutzgebietes
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"FFH-Gebiet Fledermauslebensraum Wiehengebirge
bei Osnabrück"
Landkreis Osnabrück: Gemeinden Belm und Wallenhorst, 
Stadt Bramsche

LANDKREIS OSNABRÜCK

Die Landrätin

Anna Kebschull


